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Unglaub und Torheit brüsten sich frecher jetzt als je;  

darum musst du uns rüsten mit Waffen aus der Höh. 

aus: O komm, du Geist der Wahrheit…, EG 136 

 

Vorwort 

Wer die Diskussionen im PLÄDOYER für eine Ökumenische Zukunft über die letzten Jahre verfolgt hat, hat 

auch mitbekommen, dass eine strukturelle Veränderung angesagt war. Lange wurde überlegt, welche Form 

eine solche Veränderung haben würde. Dabei ging es von der Auflösung des PLÄDOYER bis zu möglichen 

Kooperationsangeboten bestehender ökumenischer Arbeitsgruppen. Zuletzt wurde dies noch einmal deutlich, 

als in der Evangelischen Akademie Hofgeismar im März 2017 unter dem Thema: „…<das Land ist hell und 

weit>  eit-u d  ie a sa e   r ei e  kume is he  e e u   i   euts h a d“ ein abschließender Ratschlag 

stattfand, bei dem diese strukturelle Veränderung und die mögliche Weiterarbeit ein wesentlicher Bestandteil 

der Diskussion waren. Dabei lag das Angebot der Stiftung Ökumene auf dem Tisch, dass das PLÄDOYER 

als eine eigenständige Arbeitsgruppe unter dem Dach der Stiftung weitergeführt werden könnte. Damit gab 

es eine Perspektive, die auch inhaltlich gestaltet werden konnte. Hierzu wurde der Verein aufgelöst und viele 

der bisherigen Freundinnen und Freunde tragen das PLÄDOYER nun unter das neue Dach.  

Wichtig waren in Hofgeismar die Arbeitsgruppen, die im Blick auf die thematische Gestaltung eines Memo-

randums zur ökumenischen Lage, wie sie das PLÄDOYER von Zeit zu Zeit verfasst hat, berieten. Das hier 

vorgelegte Papier bezieht sich auf Anregungen, die auf der Tagung in Hofgeismar von den Teilnehmern ge-

macht wurden. Zugleich nimmt es Anstöße auf, die in Referaten von Werner Gebert und Bernd Winkelmann 

eingebracht wurden. 

Wir sind froh, dass sich nunmehr eine lange Diskussion um die Zukunft des PLÄDOYER wieder wendet zu 

einer Diskussion um die zentralen ökumenischen Fragestellungen von denen wir meinen, dass sie nicht nur 

uns, sondern auch die Ökumenische Bewegung als ganze beschäftigen und uns so in die Solidarität mit vie-

len com-paneiros/as stellen, die sich jeweils vor Ort, in ihren Gemeinden und Gruppen für eine ökologische 

Transformation, für mehr Gerechtigkeit und Frieden im Dialog mit Menschen unterschiedlichster Glaubens-

zugehörigkeiten, zum Wohl dieses unseres gottgegebenen Kosmos einsetzen. 

 

Werner Gebert                      Gert Rüppell 

im Herbst 2017 
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„We   See sor e  i ht  ur tr ste , so der  hei e ,  i ht  ur  ut zu-

reden, sondern etwas bewirken soll, so darf sie nicht Individualseel-

sorge bleiben. Sie muss vielmehr die Krisenherde entdecken, aus de-

nen die Pathologie der gesamten Gesellschaft und damit auch das 

Verhalten des einzelnen sich erklärt. sie muss die Diagnose der kol-

lektiven Verirrungen unternehmen, wenn sie zur Therapie des Einzel-

nen, seiner Gruppe und der Gesellschaft etwas beitragen will.“
1
 

Einleitung 

70 Jahre ist es 2018 her, dass sich die Kirchen, nach langem Annäherungsprozess dazu entschlossen, einen 

ökumenischen, die weltweite christliche Gemeinschaft umspannenden Rat zu bilden, der zum einen sie auf 

dem Weg zur Einheit voranbringen sollte, zum anderen aber ein Instrument darstellen sollte, mit dessen Hil-

fe, die vielen einzelnen Stolpersteine auf diesem Weg bearbeitet und beiseite geräumt werden konnten. Der 

Ökumenische Rat der Kirchen, oder wie er lange im Deutschen genannt wurde, der Weltrat der Kirchen war 

geboren. 

50 Jahre wiederum ist es her, dass auf der IV. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in 

Uppsala /Schweden, angesichts von Bedrohungen wie Hunger (Biafra), Rassismus und Krieg und Nieder-

schlagung von Unabhängigkeitsbewegungen, ökumenische Reflexion zu "wirtschaftlicher und sozialer Welt-

entwicklung" induktiv beim Kontext ansetzte. "Zum ersten Mal in der Geschichte bekommen wir die Einheit 

der Menschheit als eine Realität in den Blick... (hieß es im Bericht der Sektion III) Da wir heute die Lage der 

Menschen in der ganzen Welt kennen und auch über die notwendigen Mittel verfügen, gibt es keine Ent-

schuldigung mehr. Es ist eine Welt"(1). Die Einheit der Menschheit ist in der imago-dei-Lehre begründet 

und führt von dort in die Solidarität, die die Christen aufruft, "an vorderster Front im Kampf gegen ein pro-

vinzielles, enges Gefühl der Solidarität (zu) stehen." Es geht um die Schaffung einer "weltweiten ver-

antwortlichen Gesellschaft"(2).“
2
 Damit hatte man eine Terminologie aufgenommen, die Willem Visser't 

Hooft in seinem Vortrag vor der Vollversammlung benutzt hatte und die eine Entnationalisierung des Kon-

zeptes der "verantwortlichen Gesellschaft" der fünfziger Jahre bedeutete.
3
 Die Ausführungen der Sektion 

legten, dem Verständnis des Dienstes der Kirchen einen " neuen Begriff uneingeschränkt weltoffener, poli-

tisch relevanter Diakonie" zugrunde. Dabei bezieht man sich auf die Analyse der Konferenz über Kirche und 

Gesellschaft von Genf 1966 (5), um als "zentrales Problem der Entwicklungsfragen den Maßstab der 

Menschlichkeit" (20) zu benennen. Weißer Rassismus (22) sowie die Notwendigkeit einer Neuverteilung der 

Macht (23) sind einige der "Nöte der Welt", angesichts derer "selbstzufrieden zu sein bedeutet, der Häresie 

schuldig zu werden."(29). Dieser für die Diskussion von Uppsala zentrale Begriff der ethischen Häresie ver-

deutlichte in seiner Aufnahme
4
 die Dringlichkeit, mit der die Delegierten die Kirchen in die Pflicht zu neh-

men gedachten. So war es logisch, dass auch die Sektion IV "Auf dem Weg zu Gerechtigkeit und Frieden in 

internationalen Angelegenheiten" der Parteilichkeit für die Armen und Unterdrückten zentrale Bedeutung 

                                                      

1 Georg Picht, in: ders. (Hg.), Studien zur politischen und gesellschaftlichen Situation der Bundeswehr, Bd. 1, (= Forschungen und Berichte der 
Evangelischen Studiengemeinschaft, Bd. 21/1), Witten und Berlin 1965, S. 8 
2 Uppsala 68, 45-57. Im Text werden die jeweiligen Abschnittsnummern angegeben 
3 Visser't Hooft, W. A., Der Auftrag der ökumenischen Bewegung, Uppsala 68, 329-341, hier 334.   
4 Vgl. Visser't Hooft, Der Auftrag, aaO., 337 
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einräumte (6, 10, 17, 23, 27). Wichtig ist hier der im Zusammenhang der Friedensfrage genannte Begriff der 

"Pro-Existenz" in Abgrenzung zum Begriff der Koexistenz, wie er noch von Evanston her die fünfziger Jahre 

bestimmt hatte
5
 Ziel allen Engagements, so formulierten die Delegierten, muss die Entwicklung von Model-

len und Institutionen sein, die der Entwicklung einer wirklichen Weltgemeinschaft dienen (37).  Ein Neuan-

satz einer ökumenischen Ethik war geboren. 

Von Anfang an waren, dies zeigt dies ausführliche Zitat, die Fragen der ökonomischen Gerechtigkeit, der 

Nord-Süd-Ost Beziehungen und des Friedens von zentraler Bedeutung. Zentral war auch, dass ein Wandel 

nur geschehen konnte, wenn es ein Instrumentarium gab, das Zielsetzungen in Bildungskonzepte und Bil-

dungspraxis umsetzte. Schon für die 50er Jahre galt, dass die Laienarbeit und die Abteilung für Ökumeni-

sche Aktivität neben dem Ökumenischen Institut eine zentrale Einrichtung im ÖRK der letzten 70 Jahre wa-

ren, auch wenn sie heute andere Gestalt haben und, wie man in moderner Sprache sagt „geoutsourced“ wur-

den. Auch hat sich mit der Frage der ökologischen Krise ein Thema, dass seit 1974 auf der Agenda des ÖRK 

stand, wesentlich verschärft und im ökumenischen Dialog in den Vordergrund geschoben.
6
 

Vieles dessen, was noch in den 60er und 70er Jahren zu den Selbstverständlichkeiten im Arbeitsablauf des 

ÖRK gehörte, wird heute im Wesentlichen durch regionale christliche Organisationen, Räte und zivilgesell-

schaftliche Gruppen wahrgenommen und ist so, nicht immer zum Vorteil, stark dezentralisiert. Eine der 

Gruppen, die sich der programmatischen Arbeit des ÖRK verpflichtet fühlten, war seit Ende der 70er Jahre 

in Deutschland das PLÄDOYER für eine ökumenische Zukunft, das zunächst aus dem Engagement im Anti-

Rassismus-Streit zwischen EKD und ÖRK und in der Solidaritätsarbeit mit Partnern besonders in Südafrika 

entstand. Diese Arbeit gebar auch die Idee eines Antirassismus-Programms für Deutschland, dessen Ver-

wirklichung immer noch intensiver Weiterentwicklung bedarf, wie in diesem Memorandum durch den Bei-

trag von Austen Brandt gezeigt wird.  

Bald schon, genauer mit der Vollversammlung von Vancouver 1983, angestoßen vor allem durch die Kir-

chen der DDR, kamen die Fragestellungen, wie sie der Konziliare Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und 

Bewahrung der Schöpfung thematisierte, auf die Agenda des ÖRK und in Folge des PLÄDOYER und seines 

Dialogkontext mit der verfassten Kirche in Deutschland. Hier gab es oftmals Konflikte und wenig Überein-

stimmung, wenn es um die Forderung nach klarer Positionierung und nach Transformationsprozessen in Po-

litik und Kirche ging
7
. Auch entstand ein Prozess der Entfremdung zwischen dem Ökumeneverständnis eines 

Teils der deutschen Kirche – der ja nichts desto trotz stimmabgebendes Mitglied im Zentralausschuss und in 

den Vollversammlungen war – und dem Ökumenischen Rat der Kirchen. Zunehmend kamen dabei Fragen 

                                                      

5 Als Konzeption des "Mitseins" war dieser Begriff im Zusammenhang der Dokumente des II. Vatikanums begegnet.(s.o. 184f) Ansatzweise 
liegt hier eine Näherbestimmung des Solidaritätsbegriffs in Aufnahme Bonhoeffer'scher Ethik vor. S. z.B. die Kategorie des " Mit -leben-

lernen" in: Bonhoeffer, Dietrich, Ethik, zusammengestellt und herausgegeben von Eberhard Bethge, München 19615,208f;  
6 -ÉÔ ÄÅÒ +ÏÎÆÅÒÅÎÚ ÖÏÎ "ÕËÁÒÅÓÔ İÂÅÒ ȵ7ÉÓÓÅÎÓÃÈÁÆÔ ÕÎÄ 4ÅÃÈÎÏÌÏÇÉÅ ÆİÒ ÅÉÎÅ ÍÅÎÓÃÈÌÉÃÈÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇȰ ɉρωχτɊ ×ÕÒÄÅÎ ,ÅÉÔÌÉÎÉÅÎ und Per-
spektiven angesprochen, ÄÉÅ ÂÉÓ ÈÅÕÔÅ ÇİÌÔÉÇ ÓÉÎÄȢ ρσ *ÁÈÒÅ ÖÏÒ ÄÅÒ "ÒÕÎÄÔÌÁÎÄËÏÍÍÉÓÓÉÏÎ ×ÕÒÄÅ ÈÉÅÒ ÄÅÒ "ÅÇÒÉÆÆ ÄÅÒ ȵ.ÁÃÈÈÁÌÔÉÇËÅÉÔȰ 
ɉȵÓÕÓÔÁÉÎÁÂÉÌÉÔÙȰɊ ÅÉÎÇÅÆİÈÒÔȢ )Í 'ÅÆÏÌÇÅ ÄÅÓÓÅÎ ÈÁÔ ÄÉÅ 6Ȣ 6ÏÌÌÖÅÒÓÁÍÍÌÕÎÇ ÉÎ .ÁÉÒÏÂÉ ɉρωχυɊ ÍÉÔ ÄÅÒ 0ÅÒÓÐÅËÔÉÖÅ ÅÉÎÅÒ ȵÇÅÒÅchten, partizi-
patorisÃÈÅÎ ÕÎÄ İÂÅÒÌÅÂÅÎÓÆßÈÉÇÅÎ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÅÉÎ ÎÅÕÅÓ ,ÅÉÔÂÉÌÄ ÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÒ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÉÎ ÄÉÅ $ÉÓËÕÓÓÉÏÎ ÇÅÂÒÁÃÈÔȟ ÄÁÓ ÁÕch noch 
heute bestimmend ist. 
7 s. hierzu die Arnoldshainer Gespräche zwischen Gruppen und EKD in den 80er Jahre, deren Wiederaufnahme im Beitrag von Michael Held 
s.u. gefordert wird. 
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der finanziellen Belastung, die die Ökumene darstellte auf den Tisch. Vielleicht auch deshalb, weil über aus-

gebaute Missionsstrukturen und eine ausgebaute Auslandsarbeit der EKD, die deutsche Kirche über ein na-

hezu als eigenständig zu betrachtendes ökumenisches Netz verfügte, das ebenfalls einen wichtigen Teil des 

Kirchensteueraufkommens verbrauchte. 

So stellt sich 70 Jahre nach dem „Wir-wollen-zusammenbleiben“ von Amsterdam die Frage nach dem Wozu 

des Zusammenbleibens, wenn viele Kirchen des Südens sich u.U. direkt mit den reichen Mitgliedskirchen 

„verbünden“ können und die ökumenischen Gelder nicht mehr in Genf gepoolt und unter Umständen gegen 

Interessen von Ortskirchen, in Programme investiert wurden, denen man nicht vorbehaltlos zustimmen 

mochte.  

Die Frage stellt sich vor allem auch im Kontext der planetarischen Krise, in der wir heute leben und deren 

inhaltliche Herausforderungen den Zusammenhalt der nachfolgenden Textsammlung bilden, die Frage von 

Uppsala, ob wir der Gefahr der ethischen Häresie erliegen, wenn in vielen Themenbereichen eine anthropo-

zentrische Theologie und eine ökonomistische Praxis der Bedrohung der Schöpfung, der Vernichtung des 

Kosmos keine adäquate Rechnung tragen. 

Die Themenbereiche, die sich in diese Bedrohung einbinden haben sich seit Uppsala nicht verringert. Es sind 

Themenbereiche, bei denen eine vorbehaltlose Solidarität mit den im Allgemeinen als Betroffene bezeichne-

ten von großer Notwendigkeit ist, um Not zu wenden.   

Als PLÄDOYER haben wir über die Jahre hinweg an Fragen von Rassismus, Konziliarem Prozess, Ökologie 

/ Klimagerechtigkeit, Interreligiösem Dialog, Flüchtlingsfragen gearbeitet. In all diesen Bereichen braucht es 

einen einschneidenden Wandel in Reflexion und Praxis kirchlich-gesellschaftlichen Handelns. Dies versu-

chen wir in diesem Memorandum in Beiträgen zu Kapitalismus und das Anthropozän (Bernd Winkelmann), 

Von der Kopernikanischen Wende zum Anthropozän (Bärbel von Wartenberg-Potter), zu den globalen 

Nachhaltigkeitszielen (SDG) von Werner Gebert, Geiko Müller-Fahrenholz Beitrag zur Klimagerechtigkeit, 

die Frage nach Transformativer Spiritualität (Gert Rüppell) zu verdeutlichen. Gerhard Dilschneiders Beitrag 

zur Palästinaproblematik, ein Beitrag in Memoriam Michael Held zur Frage des Gerechten Frieden, Doris 

Peschkes Reflexionen zu  Migration ergänzen neben Luise Jarck Albers Reflexionen zur Ökumene aus dem 

Gemeindeleben, Gerdi Nützels Beitrag zum Interreligiösen Dialog, und der erwähnte Artikel von Austen 

Peter Brandt über Rassismus als Alltagsproblem verdeutlichen das Spektrum der Arbeit des PLÄDOYER 

und zugleich die vorrangigen Themenfelder, in denen sich dieser kirchlich-gesellschaftliche Wandel 

abspielen muss. 

Alle Texte eint nicht nur auf unterschiedliche Weise die Beschäftigung mit der planetarischen Krise, sie sind 

zugleich bemüht die „Subjekte der Krise“ von den Rändern in den Vordergrund zu rücken. Denn sie sind der 

Teil unserer Gemeinschaft, mit dem das zur Verfügung stehende Brot, das gemeinsam gebrochen werden 

muss und mit dem wir zu „com-paneiros/as“ (auch mit der Schöpfung) werden.  
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Es ist die eucharistische Gemeinschaft, in der man sich jeden Sonntag mit den Abermillionen Christen welt-

weit um den eucharistischen Tisch versammelt um von dort gestärkt an die Arbeit in Gottes Welt zu gehen. 

Eine Arbeit für Gerechtigkeit, für Frieden ohne Krieg und Hunger, eine Welt der Proexistenz mit Flüchtlin-

gen, der Co-Existenz mit Menschen mit Behinderungen, Menschen die unter den verschiedenen Formen des 

Rassismus leiden. Eine Welt, in der zentrale Fragen nur mehr im interreligiösen, interkulturellen Dia-

log/Respekt bewältigt werden können und in der sich Kirchen auf den Weg machen, der transformativen 

Kraft des Heiligen Geistes in ihrer täglichen gesellschaftspolitischen Arbeit nachzuspüren. Es ist aber auch 

eine Welt, in der es einer kompletten Neudefinition der eigenen Verortung im Kosmos und entsprechender 

Praxis bedarf. 

Mit dem, was wir hier ‚memorieren’, wollen wir zum 70. Geburtstag den ÖRK und seine Zielsetzung unter-

stützen und bitten zugleich seine Mitgliedskirchen, für uns, vor allem die deutschen, diese Ziele auf ihrem 

Weg der Reflexion dessen, was vor ihnen liegt, vordringlich zu behandeln. 

Wir erleben in unserem Engagement durch Begegnungen mit Menschen, die unter verschiedenartigster Ver-

wundung und interkulturellen Kränkungen leiden, wie dringlich die Transformation unseres Denkens und 

Handelns ist. Dies betrifft viele Felder des Gesamtkomplexes der planetarischen Krise. Es geht um nichts 

Geringeres als Ansätze für eine neue Ethik zu finden. Dabei führt Vieles zu kontroversen, konfliktreichen 

Diskussionen, und das ist gut, sind leichte Lösungen doch oftmals verkehrt.   

Vielleicht gilt es als ein gutes Omen, dass dies Memorandum am Übergang aus dem Reformationsgedenk-

jahr steht. Gilt es doch nicht allein zu gedenken, sondern gestaltend nach vorne zu blicken und unsere Schöp-

fungsverantwortung wahrzunehmen. 

Weiterhin mag der Satz gelten, „es gibt noch viel zu tun – packen wir es an“. Dies sei unser Wunsch zum 70- 

jährigen ökumenischen Verpflichtungsgeburtstag der EKD, des ÖRK und zugleich der Auftrag für ein neu-

gestaltetes PLÄDOYER / in der Stiftung Ökumene. 

 

Werner Gebert                            Gert Rüppell 

Im Herbst 2017  
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Kapitalismus und das Anthropozän 8 

- das Menschenbild als Schlüsselfrage für eine zukunftsfähige                     

Zivilisation  

von Bernd Winkelman n 

Das Anthropozän  und unsere zivilisatorische Krise  

Paläontologen und Geologen sprechen seit Anfang dieses Jahrhunderts von einem neuen Erdzeitalter, dem 

Holozän folgt das Anthropozän. Damit ist der gegenwärtig beginnende Zeitabschnitt der Erdgeschichte ge-

meint, „i  dem der Me s h zu ei em der  i hti ste  Ei   uss aktore  au  die bio o is he ,  eo o is he  

und atmosphärischen Prozesse auf der Erde geworden ist“
9
. Entscheidend sind hier die Veränderungen der 

Atmosphäre, der Landschaften, des Wasserhaushaltes, die Übersäuerung der Meere, das massenhafte Aus-

sterben vieler Tier- und Pflanzenarten bis hin zur Veränderung der Sedimentablagerungen, die die gesamte 

Weiterentwicklung des Erdsystems gravierend verändern und eine neue Erdepoche markieren.  

Diese Prozesse haben mit der Industriellen Revolution vor etwa 250 Jahren begonnen. Sie hat mit einer ex-

plosiven Zunahme von Erfindungen und neuer Technologien bisher nie dagewesene „Fortschritte“ gebracht: 

eine Erhöhung der Produktivität in Landwirtschaft und Industrie um Faktor 10 und bis zum Hundertfachen 

und damit ein exponentiell ansteigender Verbrauch von Gütern um das Vielhundertfache, ein Bevölke-

rungswachstum und deren Ernährungsmöglichkeit um das Siebenfache, wachsender Wohlstand bis in den 

unteren Mittelstand hinein. Das Wissen und die Erfindungsrate verdoppelten sich in der Antike in 1000 Jah-

ren, heute alle drei Jahre, zwei Jahre und immer schneller. 

Doch werden paradoxerweise mit diesen ungeheuren Potentialen an Wissen und Fähigkeiten die Kehrseiten 

dieser Progression nicht bewältigt, sondern vorangetrieben. So das gravierende Überschreiten des ökologi-

schen Fußabdrucks, die Grenzen der öko-

logischen Belastbarkeit unseres Ökosys-

tems. Dies geschieht mit extremem Tem-

po: lag der ökologische Fußabdruck 1960 

weltweit noch bei 50% der Belastungs-

grenze, liegt er heute mit etwa 70% über 

der für das Ökosystem verträglichen 

Grenze, in Deutschland bei den 3-

4fachen, in den USA bei dem 6-8fachen.  

                                                      

8 $ÉÅÓÅÍ !ÕÆÓÁÔÚ ÌÉÅÇÅÎ ÚÕ 'ÒÕÎÄÅ ÄÉÅ 3ÔÕÄÉÅÎ ÍÅÉÎÅÓ "ÕÃÈÅÓ ȵ$ÉÅ 7ÉÒÔÓÃÈÁÆÔ ÚÕÒ 6ÅÒÎÕÎÆÔ ÂÒÉÎÇÅÎȢ 3ÏÚÉÁÌÅÔÈÉÓÃÈÅ 'ÒÕÎÄÌÁÇÅÎ ÅÉÎer postka-
ÐÉÔÁÌÉÓÔÉÓÃÈÅÎ vËÏÎÏÍÉÅȰȟ ςπρφ 4ÅÃÔÕÍ 6ÅÒÌÁÇ ςπρφ  
9 Der Begriff AnÔÈÒÏÐÏÚßÎ ×ÕÒÄÅ ÖÏÎ 0ÁÕÌ #ÒÕÔÚÅÎ ÇÅÐÒßÇÔȠ 7ÉËÉÐÅÄÉÁ ȵ!ÎÔÈÒÏÐÏÚßÎȰ ÖÏÍ ρτȢχȢ ςπρχ 
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Die Kurven des Club of Rome zeigten schon vor über 40 Jahren und zeigen ebenso in seinen jüngeren Be-

rechnungen: Halten die gegenwärtigen Entwicklungen an, wird es in den nächsten Jahrzehnten zu den in der 

Kurve ersichtlichen Einbrüchen mit verheerenden Katastrophen kommen.
10

 Wir erleben schon jetzt, wie sich 

aus dem Wachsen der Weltbevölkerung, der Umweltzerstörung und dem Mangel an Ressourcen schwere 

Verwerfungen auftürmen: das weitere Auseinandergehen der Schere zwischen Arm und Reich, Hungersnöte, 

Massenmigrationen, Aufstände, Extremismus und Terrorismus, neue nationale Egoismen, Zerfall von Staa-

ten, Wettlauf um Ressourcen, neues Wettrüsten, neue Kriege...  

Diese Tatsachen werden verdrängt mit dem Hinweis, dass es uns in Deutschland so gut geht wie nie zuvor. 

Dabei wird nicht gesehen, dass unser Wohlstand nur zum geringeren Teil durch Eigenleistung erarbeitet 

wird, zum größeren Teil durch die rücksichtslose Ausbeutung anderer Völker und durch die Ausplünderung 

der Natur zu Stande kommt. 

Die Ungeheuerlichkeit dieses Geschehens begreifen wir erst, wenn wir die Entwicklung der Menschheit im 

Zusammenhange der gesamten Erdgeschichte sehen: 

Der gesamte Kosmos soll vor etwa 14 Mrd. Jahren aus einem „Urknall“ erstanden sein und entfaltet sich 

seitdem fortwährend in unendlich vielen Milchstraßen und Sonnensystemen. Die Erde mit unserem Sonnen-

system ist vor etwa 4,5 Mrd. Jahren entstanden. Nach 2,4 Mrd. Jahren kam es zur ersten Photosynthese; erst 

vor 400 Mio. entwickelten sich die ersten Landtiere; vor 2-3 Mio. Jahren entwickelten sich die ersten affen-

artigen Vormenschen; der Homo Sapiens betrat vor 190.000 Jahren die Bühne des Lebens; seine vollen kog-

nitiven Fähigkeiten entwickelte er erst vor 70.000 Jahren. Die Menschen lebten fast 150.000 Jahre als Jäger 

und Sammler; sie wurden erst vor 10-12.000 Jahren durch die Entwicklung von Ackerbau und Viehzucht 

sesshaft. Die ersten Hochkulturen in Ägypten, Mesopotamien und China entstanden vor 4-5.000 Jahren. Die 

industrielle Revolution begann vor 250 Jahren – in der letzten „zehntausendstel Sekunde“ der Erdgeschichte. 

Die „Digitale Revolution“ begann vor 30 Jahren, die „biotechnische Revolution“ beginnt gerade erst, beides 

wird das Leben der Menschen mehr verändern als alles Bisherige!
11

  

                                                      

10 Donella Meadows, Jörgen Randers, DeÎÎÉÓ -ÅÁÄÏ×Óȡ ȵ'ÒÅÎÚÅÎ ÄÅÓ 7ÁÃÈÓÔÕÍÓȢ $ÁÓ σπ-Jahre-5ÐÄÁÔÅȰȟ ςππωȟ 3Ȣ ςυς 
11 Nach Yuval Noah Harari, ȵ%ÉÎÅ ËÕÒÚÅ 'ÅÓchÉÃÈÔÅ ÄÅÒ -ÅÎÓÃÈÈÅÉÔȰȟ 2015; Wikipedia Geologische Zeitskala 14.7. 2017 
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Wenn wir die letzten 4.000 Jahre auf eine Linie von 4 m zeichnen, dann würde es bis zum Ende des Mittelal-

ters einen Anstieg der wichtigsten Entwicklungsgrößen von vielleicht 20 cm geben; mit der Industriellen Re-

volution vor 250 Jahren würden die Entwicklungskurven steil bis zu einigen Metern emporschnellen. Jede 

Logik sagt, dass es in einer begrenzten Welt ein Weiterso nicht geben kann. 

Hoimar von Ditfurth hat die These eines „Faunenschnitts“ für die Menschheit gewagt: Faunenschnitt meint 

das plötzliche Aussterben von Arten auf Grund fremder Einwirkungen oder eigener Fehlentwicklung. Das 

Letzte könnte für den Menschen zutreffen. Durch Überlastung des Ökosystems, durch sozialethischen Zerfall 

und Kriegen bis zu Nuklearkriegen könne es dazu kommen, dass der Mensch wie viele Lebensarten vor ihm 

von der Erde verschwindet und er nur eine kurze Episode in der kosmischen Geschichte des Lebens gewesen 

sei.
12

 Wenn die These vom Faunenschnitt im Anthropozän stimmt, dann würde der Mensch auf dem Höhe-

punkt seiner Macht gerade mit dieser „gottgleichen All-Macht“ (Harari) seine eigene Zivilisationsfähigkeit 

zerstören. 

Die kapitalistische Wirtschaftsweise und ihr Menschenbild als Ursache der zivilisatorischen Krise 

Wo liegen die Ursachen für diese Paradoxie?  Einmal ist es die Tatsache, dass der Mensch in der längsten 

Zeit seiner stammesgeschichtlichen Entwicklung als Jäger und Sammler gelebt hat und so in seinen tiefsten 

Veranlagungen vom ständigen Sammeln nach Mehr und vom Jagen, also Töten anderen Lebens konditioniert 

ist. Als Ackerbauer und Viehzüchter verstärkte sich der Trieb im Menschen, sich mehr anzueignen, als un-

mittelbar gebraucht wird. Spätestens mit der Entstehung der großen Stadtstaaten, der Arbeitsteilung und dem 

Handel kam verstärkt die militärische Machtbehauptung gegen Konkurrenten hinzu, die „Notwendigkeit“, 

Kriege zu führen und andere zu unterwerfen. Wenn das Streben nach immer mehr, die private Aneignung 

von Gütern, die Unterwerfung und Ausbeutung anderer Menschen und der Natur als kapitalistisches Grund-

muster verstanden wird, dann gab es „Kapitalismus“ seit Anbeginn der menschlichen Zivilisation.
13

  

Allerdings gab es ebenso immer eingrenzende Kräfte, die wir weiter unten genauer ansehen: die Kräfte der 

Empathie und Solidarität, Ethik und Gesetze zu Gunsten des Gemeinwohls. Seit den frühesten Anfängen der 

Menschheit gab es in allen Kulturen eine religiöse Rückbindung des Menschen an eine übergeordnete göttli-

che Macht, die bei aller Perversion des Religiösen auf ein „Gutes“ hin ausrichtete und den Menschen über al-

les nur Eigensüchtige und nur Materielle hinaushob.  

Diese eingrenzenden Kräfte wurden vom Durchbruch des systemischen Kapitalismus in den letzten 250 Jah-

ren weitgehend ausgehebelt. Systemischer Kapitalismus meint eine Wirtschaftsweise, in der die Akkumula-

tion von Kapital und dessen Wiederinvestition zur weiteren Kapitalsteigerung zum systemischen Prinzip al-

len Wirtschaftens gemacht wird. Dabei sind der Glaube an die „selbstheilenden Kräfte des Marktes“, im-

merwährendes Wachstum und Konkurrenz, das Streben nach Immer-Mehr und das Gegeneinander unerläss-

liche Prämissen und Triebkräfte des Systems, denn ohne diese würde das Prinzip ständiger Akkumulation 

                                                      

12 $ÉÔÆÕÒÔÈ ȵ3Ï ÌÁÓÓÔ ÕÎÄ ÄÅÎÎ ÅÉÎ !ÐÆÅÌÂßÕÍÃÈÅÎ ÐÆÌÁÎÚÅÎȢ %Ó ÓÏ×ÅÉÔȰ ρωψυȟ 3Ȣ ρςȠ ρσψÆȢȠ ßÈÎÌÉÃÈ 2Ȣ "ÁÈÒÅȟ ,Ȣ "ÏÆÆ ÕȢÁȢ  
13 3Ï &ÁÂÉÁÎ 3ÃÈÅÉÄÌÅÒ ÉÎ ÓÅÉÎÅÍ "ÕÃÈ ȵ$ÁÓ %ÎÄÅ ÄÅÒ -ÅÇÁÍÁÓÃÈÉÎÅȢ 'ÅÓÃÈÉÃÈÔÅ ÅÉÎÅÒ ÓÃÈÅÉÔÅÒÎÄÅÎ :ÉÖÉÌÉÓÁÔÉÏÎȰȟ ςπρυ 
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nicht funktionieren. Alles Wirtschaften wird auf Profit- und Renditensteigerung zugunsten der Kapitaleigner 

ausgerichtet. Dem entsprechend werden in alle Teilsysteme, dem Geldsystem, der Eigentumsordnung, der 

Unternehmensverfassung, dem Marktsystem Abschöpfungs-, Bereicherungs- und Externalisierungsmecha-

nismen installiert, die dem Ziel der Kapitalakkumulation dienen. Leonardo Boff sagt es immer wieder: „Erst 

wenn diese innere Logik des Kapitalismus erkannt wird, können die zerstörerischen Kräfte unserer Zivilisa-

tio   ber u de   erde “. Der Siegeszug der kapitalistischen Wirtschaftsweise ist die ökonomische Schlüs-

selursache für die heute vorherrschende ökologisch und sozial zerstörerische Kultur der Menschen.  

Doch ihm liegen tiefere Wurzeln zugrunde. Sie liegen im Menschenbild des Kapitalismus, das sich gleich-

zeitig mit der industriellen Revolution durchgesetzt hat. Das kapitalistische Menschenbild ist von zwei 

Denkarten bestimmt: 

Einmal ist es der materialistische Grundirrtum und das sozialdarwinistische Menschenbild: die Meinung, 

Leben und Glück seien im Haben und Immer-mehr-Haben, im Erobern und Unterwerfen zu finden, denn der 

Mensch sei von Natur aus ein auf Egoismus, materielle Bereicherung, Neid, Konkurrenz, Aggressivität hin 

angelegtes Wesen. Die Gaben von Solidarität, Teilen und Verzicht, Nächstenliebe, Verantwortung, spirituel-

ler Sinngebung werden abgewertet und im besten Fall ins rein Private abgeschoben. Die Massenmedien be-

feuern dieses Denken tagtäglich. So ist diese Denkweise zum Leitprinzip unserer vorherrschenden „Kultur“ 

geworden. 

Die zweite Fehlorientierung liegt in dem in der Aufklärung dominant geworden mechanistischen Weltbild. 

Die Welt wurde wie ein großes Uhrwerk verstanden, in dem es nur materiell-mechanische Wirkzusammen-

hänge gibt. Allein Logik, Rationalität und Mathematik sollen die Wirklichkeit erfassen. In diesem reduktio-

nistischen Weltbild wird eine Weltbemächtigung propagiert und praktiziert, in der alles auf rationale Bere-

chenbarkeit und materielle Verzweckung hin orientiert ist. Sinn- und Wertefragen, spirituelle Wahrheitser-

fahrungen, ethische Verantwortung, Ehrfurcht vor dem Leben, vor dem Eigenwert der Natur haben hier kei-

nen Platz. Auch wenn heute das mechanistische Weltbild in den Wissenschaften zunehmend durch ein ganz-

heitliches Weltbild überholt wird, prägt es doch immer noch in weiten Teilen das Denken und Handeln unse-

rer Zeit. 

Im Zusammenspiel dieser Fehlorientierungen, hat der Kapitalismus seinen mentalen Tiefengrund gefunden. 

Gibt sich der Mensch dem ganz hin, verliert er seine Humanität; er wird zum „homo oeconomicus“, zum 

„verwirtschafteten Menschen“ (Norbert Blüm), der aufhört ein „homo sapiens“ und ein „homo societatis“, 

ein zur Weisheit und zum sozialen Zusammenhalt befähigtes Wesen zu sein.  Das aber gefährdet die Grund-

bedingungen einer menschlichen Zivilisation. Diese sind neben der materiellen Investitionskraft die Gaben 

der Sozialität, der Solidarität und der Spiritualität. Der Kapitalismus fördert zwar die materiellen Investitio-

nen, doch untergräbt er die Gaben der Sozialität, der Solidarität und der Spiritualität – also genau die Werte, 

von denen eine menschliche Zivilisation erst menschlich wird und zukunftsfähig ist.  

Die Notwendigkeit und Möglichkeit einer postkapitalistischen Wirtschaftsweise  
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Gibt es einen Ausweg? Die Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft wissen durchaus von der ökologi-

schen Krisenentwicklung unserer bisherigen Wirtschaftsweise. Die Lösung wird vor allem in einer „Grünen 

Technologie“ gesucht. Durch Einsatz einer effizienteren Technologie soll es eine Entkoppelung von Um-

weltverbrauch und Wachstum geben: mit halben Naturverbrauch kann weiteres Wachstum und doppelter 

Wohlstand ermöglicht werden.
14

  

Doch inzwischen hat der sog. Rebound-Effekt diese Hoffnung als Illusion entlarvt: Die Einsparung von Res-

sourcen durch höhere Effizienz wird durch die Ausweitung von Produktion und Konsum weitgehend 

zunichtegemacht. Zum Beispiel ist der Kerosinverbrauch der Flugzeuge pro Personenkilometer in den letzten 

40 Jahren durch Effizienzsteigerung um den Faktor drei gesunken, doch sind die geflogenen Personenkilo-

meter um das Sechsfache gestiegen und haben so die Emissionen insgesamt verdoppelt. Ähnlich verhält es 

sich bei den spritsparenden Autos, den energiesparenden Kühlschränken und sonstigen Geräten. 

Nötig ist eine viel tiefgreifendere Lösung: der Umstieg von einer Wachstumsökonomie zu einer Gleichge-

wichtsökonomie, in der sich die Entwicklung von Wirtschaft und Lebensweise auf ein ökologisch verträgli-

ches Maß einpendelt. Diese Gleichgewichtsökonomie wird eine Degrowth-Ökonomie, ein eine Nichtwachs-

tumswirtschaft sein müssen. Auf dem Weg zu einer Gleichgewichtsökonomie wird es zunächst eine 

Schrumpfungsökonomie geben müssen, in der wir unseren Material-und Energieverbrauch um mindestens 

50% senken, den Naturverbrauch um 100%. Niko Paech und Harald Welzer sprechen von einer „Kultur der 

Reduktion“, des „Weglassens“ und des Rückbaus der Überfülle des Heutigen
15

. Das heißt konkret: Wir wer-

den unser materielles Wohlstandsniveau z.B. auf das der 60ziger oder 70ziger Jahre zurückführen müssen.  

Ist das möglich? Nur dann, wenn wir die kapitalistische Wirtschaftsweise mit ihrem Akkumulationsprinzip 

und dem Prinzip ständigen Wachstums und unbedingter Wohlstandssteigerung hinter uns lassen. Das aber 

wäre ein radikaler Paradigmenwechsel unserer Zivilisation: aus einem Lebensstil des Immer-Mehr und Im-

mer-Schneller müsste eine Lebensweise der Genügsamkeit und Entschleunigung werden. Zur sicher weiter 

sinnvollen Effizienzsteigerung muss eine Suffizienzpraxis treten: mit weniger besser leben. Das allerdings 

setzt ein anderes Menschsein voraus: der Mensch müsste sich aus seinem einseitigen „homo oeconomicus“ 

befreien und wieder zu einem „homo sapiens“ und „homo societatis“ verwandeln lassen. Es geht um eine 

neue Humanisierung des Menschen. 

Das Wiederfinden eines ganzheitlichen Menschenbildes und einer holistischen Weltsicht 

Diese Humanisierung des Menschen ist möglich, wenn der Mensch wieder zu einem ganzheitlichen Lebens- 

und Weltverständnis zurückfindet. Ganzheitlichkeit meint, dass wir aus  a l l e n  Dimensionen der Wirklich-

keit und ihrer Wahrnehmungen leben - also nicht nur aus der Rationalität und materiellem Zweckdenken, 

sondern ebenso und mehr aus den emotionalen, intuitiven und spirituellen Wahrnehmungen. Denn erst so er-

schließt sich eine Verbundenheit mit dem Tiefengrund des Lebens und mit allem Sein: empathische Fähig-

                                                      

14 %ÒÎÓÔ 5ÌÒÉÃÈ ÖÏÎ 7ÅÉÚÓßÃËÅÒȡ ȵ&ÁËÔÏÒ &İÎÆȡ $ÉÅ &ÏÒÍÅÌ ÆİÒ ÎÁÃÈÈÁÌÔÉÇÅÓ 7ÁÃÈÓÔÕÍȰ, 2010 
15.ÉËÏ 0ÁÅÃÈȡ ȵ"ÅÆÒÅÉÕÎÇ ÖÏÍ ­ÂÅÒÆÌÕÓÓȢ !ÕÆ ÄÅÍ 7ÅÇ ÉÎ ÄÉÅ 0ÏÓÔ×ÁÃÈÓÔÕÍÓĘËÏÎÏÍÉÅȰȟ ςπρςȠ (ÁÒÁÌÄ 7ÅÌÚÅÒȡ ȵ4ÒÁÎÓÆÏÒÍÁÔÉÏÎÓÄÅÓÉÇÎȢ 7ÅÇÅ 
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keiten, ein Empfinden für Schönheit und Liebe, für Transzendenz, für Werte und sinngebende Wahrheiten, 

für Gewissensanrede und Verantwortungsfähigkeiten. Aus diesen Kräften kann der Mensch dem kapitalisti-

schen Menschenbild widerstehen: statt nur für materielle Bereicherung und im Gegeneinander zu leben, kann 

er seine Dualität von Ichfindung und Selbstsorge einerseits und Altruismus und Hingabe andererseits in eine 

Balance zu Gunsten des Gemeinsamen bringen. Er kann wieder als Sozialwesen in und für eine gelingende 

Sozietät leben.  

In diesem Sinne ist uns in der Geschichte der Menschheit schon längst ein großes Humanisierungspotential 

vorgegeben. In ihm steckt ein grundlegender Widerspruch zur kapitalistischen Lebensweise und das Verlan-

gen nach einem ganzheitlichen und solidarischen Leben. Nur stichworthaft und exemplarisch will ich einiges 

erinnern:
16

 

Schon in den frühesten Zeugnissen menschlicher Kultur, dem Gilgamesch-Epos und Kodex Hammurapi 

(2000 bis 1800 v.Chr.) wird gezeigt, dass der Mensch seine animalischen Triebe kultivieren muss und Leben 

nur im sozialem Zusammenhalt und entsprechender Gesetzgebung gelingen kann. 

Im antiken Griechenland entwickelten Plato und Sokrates eine Sozialethik, in der Wirtschaft dem Gemein-

wohl und einem „guten Leben“ im ganzheitlichen Sinne zu dienen habe.  

Hier, in der Bibel, im Buddhismus wie in fast allen Religionen wird erkannt, dass ein Zuviel an materiellen 

Gütern die wichtigsten Werte menschlichen Lebens zerstört: die geistige Empfindsamkeit, gelingende Ge-

meinschaft und das „Reichsein in Gott“, d.h. die Erfahrung der spirituellen Tiefendimension des Lebens. Der 

Buddhismus lehrt das „Nichtanhaften“ an Besitz und allem Materiellen als wichtigste Lebenstugend. Die 

Armutsbewegungen im Mittelalter und asketischen Bewegungen in vielen Religionen sind als Gegenbewe-

gungen sowohl gegen den materialistischen Grundirrtum wie gegen eine ausbeuterische Herrschaft zu ver-

stehen.  

Mit der Erfindung des Geldes und der Kreditmöglichkeit zieht sich die Ablehnung des Zinses und des Wu-

chers wie ein roter Faden durch alle ökonomischen Einsprüche. In der Bibel, im Buddhismus, bei Sokrates, 

im Islam, in den Kirchen bis zum Mittelalter und sehr heftig bei Luther wird der Zins abgelehnt, weil er leis-

tungslos fremde Leistung abschöpft. Martin Luther nennt Zins und Wucher „Diebstahl“. Alle Zinsgegner 

lehren eine Wirtschaft, in der die Gewinne nicht über die selbst erbrachte Leistung hinausgehen sollen. Sie 

widersprechen damit dem Grundprinzip kapitalistischer Gewinnmaximierung.  

Die Bibel vertritt eine von Gott gegebene Parteilichkeit für die Armgemachten und Ausgegrenzten. Die 10 

Gebote zeigen exemplarisch auf, dass die wichtigsten Regeln des Zusammenlebens wie nicht töten, nicht 

stehlen, nicht verurteilen, nicht begehren usw. in einer „Gottesbindung“ gegründet sein müssen. Jesus zeigt 

es noch deutlicher: erst wenn sich der Mensch in einem übergeordnetem „Guten“, in einer befreienden Liebe 

einbinden lässt, wird er zum Guten fähig.  

                                                      

16 !ÕÓÆİÈÒÌÉÃÈÅÒ ÉÎ ÍÅÉÎÅÍ "ÕÃÈ ȵ$ÉÅ 7ÉÒÔÓÃÈÁÆÔ ÚÕÒ 6ÅÒÎÕÎÆÔ ÂÒÉÎÇÅÎȢ 3ÏÚÉÁÌÅÔÈÉÓÃÈÅ 'ÒÕÎÄÌÁÇÅÎ ÅÉÎÅÒ ÐÏÓÔËÁÐÉÔÁÌÉÓÔÉÓÃÈÅÎ vËÏÎÏÍÉÅȰȟ 
2016; S.59-90 
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Darüber hinaus vertritt die Bibel mit ihren Ansagen einer Gerichts- und Heilsgeschichte und in der Reich-

Gottes-Botschaft Jesu eine Weltsicht, in der Geschichte durch Krisen und Zusammenbrüche hindurch als ein 

Prozess auf Heilung, Versöhnung und Frieden angesagt wird.  

In diesem Sinn können auch die vielen emanzipatorischen Befreiungsbewegungen der Menschheit verstan-

den werden, von den frühen Sklavenaufständen, den frühbürgerlichen Revolutionen, den Leitideen der Fran-

zösischen Revolution, der gesetzlichen Überwindung der Sklaverei erst vor 150-200 Jahren, der Frauenbe-

wegung bis zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Hier entwickelte sich ein Potential, das nicht 

nur die gleichen politischen Grundrechte für alle Menschen erkämpfte, sondern auch die sozialen und öko-

nomischen Grundrechte, mit denen Ausgrenzung und Ausbeutung überwunden werden.    

Aus diesen Bewegungen kam es zur Entwicklung eines Sozialstaates, in dem eine soziale Grundsicherung 

für alle, die Gesundheitsfürsorge und andere Nothilfen nach dem Prinzip der Solidarität und der höheren 

Leistung durch die Stärkeren von der Gemeinschaft aller übernommen wird – eine soziale Leistung, die es in 

den Jahrtausenden der Menschheitsgeschichte zuvor nicht gegeben hat.   

Einen Epochenwechsel markiert das Ringen um die ökologische Nachhaltigkeit menschlichen Handelns: die 

sich ausbreitende Einsicht, dass wir nur gemeinsam auf diese Erde überleben können, wenn wir das Ökosys-

tem durch ein Umsteuern in Wirtschaft und Lebensweise bewahren. Vor 40 Jahren wurde diese Meinung 

noch belächelt, heute beschäftigt sie Weltkonferenzen.  

Ein ständig wachsendes Potential einer kulturellen Wende kommt aus den vielfältigen Lebensstilbewegun-

gen mit ihrer ökologischen, naturnahen Ausrichtung des Lebens, ihrer ganzheitlichen und gemeinschaftli-

chen Lebensweise, ihrem spirituellen Suchen. 

Politisch äußerst wirksam sind die vielen zivilgesellschaftlichen Gruppen in aller Welt. Bei allen Unterschie-

den vereint sie ihr Eintreten für ökologische Nachhaltigkeit, für Überwindung kriegerischer Konfliktlösung, 

ihr Kampf gegen Ungerechtigkeit, ihr Einsatz für Emanzipation, Solidarität und Gemeinwohl. 

Es werden gegenwärtig immer häufiger Modelle einer postwachstums- bzw. einer postkapitalistischen Öko-

nomie entwickelt und Projekte einer Solidarischen Ökonomie erprobt.  

Entscheidende Anstöße für einen Paradigmenwechsel im Menschenbild kommen aus den Erkenntnissen der 

neueren Humanwissenschaften: Die Hirn- und Verhaltensforschung zeigt auf, dass entgegen der Behauptun-

gen des sozialdarwinistischen Menschenbildes und der kapitalistischen Wirtschaftsideologie Kooperation, 

Zugewandtheit, Empathie, Vertrauen und Wertschätzung wesentlich bessere Voraussetzungen für ein kreati-

ves, zufriedenes und produktives Lebens sind, als Konkurrenz, Rivalität, Aggression, Neid und Hass.
17

 

Und schließlich gibt es in den Naturwissenschaften die Entwicklung einer neuen holistischen Weltsicht. An 

die Stelle des mechanistisch-materialistischen Weltbildes tritt eine ganzheitliche Weltsicht, in der die Wirk-
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zusammenhänge im Kosmischen wie im Subatomaren, im Materiellen wie im Geistigen als ein „Holon“ ver-

standen werden, als ein Ineinanderwirken, in dem auch die Sinnfrage, die geistigen und spirituellen Kräfte 

ihre Wirkungen habe. Hier wird die Kluft zwischen den Naturwissenschaften, den Geisteswissenschaften 

und der Ethik, die es erst seit ca. 250 Jahren gibt, zunehmend überwunden. 

Das Potential einer nachtheistischen Spiritualität 

Deutlich ist: in der Zivilisationsgeschichte der Menschheit wie in den heutigen Aufbrüchen gibt es ein au-

ßerordentlich großes Potential zur Überwindung der kapitalistischen Wirtschaftsweise und ihrer Ideologien. 

Das „Glas“ ist mehr als „halbvoll“. Es fragt sich nur, wie dieses Potential sich in unserer Welt voll entfalten 

kann. Und es fragt sich, warum das große Potential der Religionen heute so wenig und z.T. Gegenteiliges 

bewirkt.  

Eine meiner Antworten ist die, dass das spirituelle Potential überwiegend in den alten Weltbildern, Mythen 

und Sprachmustern der Voraufklärung stehen geblieben ist. Zum Beispiel verkünden die christlichen Kir-

chen ihre Botschaft immer noch in den Denkmustern des antiken Dreietagenweltbildes, so im Apostolischen 

Glaubensbekenntnis, in Liturgie, Liedern und Gottesdiensten. Das theistische Gottesbild von einer Gottes-

person in irgendeinem Himmel, der von dort die Welt lenkt und jenseits der Naturgesetze handelt, kann von 

den meisten Menschen nicht mehr nachvollzogen werden. Die Kirchen nehmen kaum wahr, dass es dennoch 

säkularisierte Menschen gibt, die durchaus spirituell begabt sind und Entsprechendes suchen, für die aber 

diese Sprache von Himmel und Hölle, Jungfrauengeburt, Sühnopfer, Lamm Gottes, Himmelfahrt, Auferste-

hung usw. so fremd sind wie die altgriechischen und römischen Göttersagen.  

Andererseits gibt es in Wissenschaft und praktizierter Lebensphilosophie eine Neuentdeckung von Trans-

zendenz und säkularer Spiritualität. Einen Durchbruch in den Wissenschaften gab es ausgerechnet im Be-

reich der Physik: in den Erkenntnissen der Relativitätstheorie, der Quantenphysik, der Chaostheorie und in 

der Auflösung des klassischen Materiebegriffs. Schlüsselerkenntnis ist hier, dass es offensichtlich hinter al-

lem Verobjektivierbaren ein „Etwas“, ein „Transzendentes“ gibt, aus dem alles kommt und gehalten wird. 

David Bohm umschrieb es so: „Die Ergebnisse der modernen Naturwissenschaft [werden] nur noch einen 

Sinn ergeben, wenn wir eine innere, einheitliche und transzendente Wirklichkeit annehmen, die allen äuße-

re   ate  u d Fakte  zu ru de  ie t […].  ie Leute hatte  i  der Ver a  e heit Ei b i k i  ei e Form der 

Intelligenz, die das Universum strukturiert hat, u d sie habe  sie perso i iziert u d ‚Gott‘  e a  t.“
 18

 Albert 

Einstein vertrat eine „kosmische Religiosität“, die „die stärkste und edelste Triebfeder wissenschaftlicher 

Forschung“ ist.“
 
Er sagt von seinem Forschen: „Die wichtigste Erkenntnis meines Lebens ist die, dass wir in 

einem liebenden Universum leben.“ 
19

 
 

Hoimar von Ditfurth und viele andere forderten immer wieder die Kirchen auf, endlich ihre alten Weltbilder 

hinter sich zu lassen und die Erkenntnisse der modernen Physik und Evolutionstheorie aufzunehmen und mit 

                                                      

18 :ÉÔÉÅÒÔ ÎÁÃÈ *ÏÈÁÎÎÅÓ ÖÏÎ "ÕÔÔÌÁÒȡ ȵ'ÏÔÔÅÓ 7İÒÆÅÌȰȟ 3Ȣ χπ ÕÎÄ ψωȢ 
19 Hans-0ÅÔÅÒ $İÒÒ ɉ(ÒÓÇȢɊȡ ȵ0ÈÙÓÉË ÕÎÄ 4ÒÁÎÓÚÅÎÄÅÎÚȰȟ 3Ȣ χπȠ χυ ÕȢÁȢȠ ÄÁÓ Ú×ÅÉÔÅ :ÉÔÁÔ ÁÕÓ: https://benjamin-brueckner.de/aktuelles/einsteins-
wichtigste-entdeckung-1595/ 

https://benjamin-brueckner.de/aktuelles/einsteins-wichtigste-entdeckung-1595/
https://benjamin-brueckner.de/aktuelles/einsteins-wichtigste-entdeckung-1595/
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ihnen die Wirklichkeit eines Göttlichen in der Welt aufzuzeigen. Schon bei Plato, dann bei Hegel, Teilhard 

de Chardin, Jean Gebser und vielen anderen entwickelte sich die Erkenntnis, dass die Evolution des Seins ei-

ne Entfaltung eines „Geistig-Göttlichen“ ist. In neuer Weise zeigen es Leonardo Boff und Mark Hathaway in 

ihrem jüngst erschienenen Buch „Befreite Schöpfung. Kosmologie – Ökologie – Spiritua ität“: Die Evolution 

ist die Entfaltung eines göttlichen Urgrundes in immer komplexeren Strukturen des Seins, in Schönheit, Sy-

nergie und Vielfalt – im unendlichen Kosmos, in der Geschichte des Lebens bis in den subatomaren Bereich 

hinein. Trotz und mit den Kräften der Zerstörung und des Todes ist Synergie und Liebe die offensichtliche 

Schöpfungs- und Triebkraft zur Progression allen Seins und zur Auferstehung immer wieder neuen Lebens. 

In dieser Progression scheint der Sinn allen Seins und des Lebens zu liegen. Und dies, so betont Boff, ge-

schieht gerade auch in der Geschichte der Menschheit, in ihrem Ringen und ihren Aufbrüchen auf Heilung, 

Versöhnung und Frieden hin. Jeder, der die Bibel kennt, sieht, dass dieses Denken durchaus mit dem Ge-

schichtsverständnis der Bibel, mit ihren Schalom- und Reich-Gottes-Ansagen Jesu kongruent ist.  

In dieser Sicht der Welt und des Lebens liegt eine außerordentlich große Motivationskraft: Der Mensch kann 

sich wieder als Teil eines sinnvollen Ganzen zu verstehen, als Teil eines Prozesses, in dem der Einzelnen 

sich eingebunden und getragen weiß und Sinn und Aufgabe für sein Leben findet. Hier liegt wohl das stärks-

te Potential tiefgehender Humanisierung des Menschen.  

Ausblick auf ein gelingendes Anthropozän - Aufgabe der Kirchen und Religionen 

Wenn wir das Ganze des hier Skizzierten bedenken, muss das Anthropozän nicht in die eingangs geschilder-

te Selbstzerstörung der Menschheit führen. Das sozialethische und spirituelle Potential einer zivilisatorischen 

Wende ist gegeben. Würden diese Kräfte das heute so groß gewordenen Potential an wissenschaftlichen 

Kenntnissen und technischem Können leiten, könnte es zu einer tiefgreifenden Wende unserer Kultur, zu ei-

ner höheren Zivilisationsstufe der Menschheit kommen. Unabdingbare Voraussetzung wäre die Befreiung 

aus dem materialistisch-sozialdarwinistischen Menschenbild, das Wiederfinden einer ganzheitlichen Wahr-

nehmung der Wirklichkeit und ein Leben primär aus geistigen, ethischen und spirituellen Werten. Nötig wä-

re eine entsprechende Bildungsrevolution auf allen Ebenen, in denen neben der naturwissenschaftlichen und 

technischen Qualifizierung Ökologie und Gemeinwohlpolitik, Lebenskunde und Ethik, ganzheitliche Werte-

erfahrung und Spiritualität Hauptdisziplinen menschlichen Lernens werden.
20

  

Hierfür könnten die Kirchen und Religionen einen entscheidenden Beitrag leisten. Doch dazu müssten sie 

sich aus einer dreifachen „Babylonischen Gefangenschaft“ befreien lassen: einmal aus der Wahnvorstellung, 

in ihrer jeweiligen Ausprägung allein die Wahrheit zu haben; zum anderen aus der sprachlichen Gefangen-

schaft in ihren alten Begriffen und Bildern; zum dritten aus ihrer in Teilen immer noch vorhandenen Gefan-

genschaft im kapitalistischen Denken. 

Sie müssten das Suchen und Wirken Gottes auch in der säkularisierten Gesellschaft entdecken. Sie müssten 

das spirituelle Suchen der säkularisierten Menschen aufnehmen. Sie müssten die modernen Naturwissen-

                                                      

20 6ÇÌȢ $ÁÖÉÄ 0ÒÅÃÈÔ ÉÎ ȵAnna, die Schule und der liebe Gott: Der Verrat des Bildungssystems an unseren Kindernά нлмр 
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schaften aufnehmen und eine überzeugenden Evolutions- und Befreiungstheologie entwickeln. Sie müssten 

ganz klar die biblische Parteilichkeit für die Armgemachten und Ausgegrenzten praktizieren und die kapita-

listische Pseudoreligiosität und die Unrechtsstrukturen der Kapitalherrschaft aufdecken. Und in alle dem 

sollten sie sich in einer interreligiösen Ökumene zusammenfinden. So erst würden Kirchen und Religionen 

zu dem werden, zu dem sie „Gott“ berufen hat: Sinnvermittler und Friedensstifter in dieser Welt sein. 

Gibt es Grund zur Hoffnung? Ich sehe Hoffnung auf zwei Ebenen gegeben: einmal in der Erkenntnis, dass es 

in der Evolution allen Seins durch alle negativen Erscheinungen hindurch eine progressive Entfaltung eine 

„Göttlichen“ auf ein Gutes hin gibt; zum anderen in der Tatsache, dass sich das in der Geschichte der 

Menschheit angesammelte sozialethische Potential in den verschiedensten Aufbruchsbewegungen heute 

deutlich entfaltet. 

 

Bernd Winkelmann, * 1942; verheiratet, drei erwachsene Kinder studierte ev. Theologie und war Ge-

meindepfarrer in der Kirchenprovinz Sachsen wie auch geistlicher und freizeit-pädagogischer Leiter Fa-

milienbildungsstätte Burg Bodenstein. Seit 2002 ist er freischaffend tätig. Er war politisch in der Umwelt- 

und Friedensbewegung der DDR engagiert.  Sowohl durch die "Initiative zu Wiederaufnahme des 

Konziliaren Prozesses"(1993) wie die Mitgliedschaft im Koordinationskreises Ökumenischer Basisgrup-

pen in Deutschland (1991 – 2002) und als Mitbegründer der „Akademie Solidarische Ökonomie“, gestal-

tete er mit der Initiative „anders wachsen – Wirtschaft braucht Alternativen zum Wachstum“ in Leipzig, 

denn Themenbereich einer transformierten Ökonomie. Er hat zu transreligiöser und politischer Spirituali-

tät, Kritik der neoliberalen Wirtschaftsweise und Ansätzen einer Alternativen Ökonomie veröffentlicht. 

Mail: Bernd-Winkelmann@web.de; Home-Page: www.winkelmann-adelsborn.de 
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Von der Kopernikanischen Wende zum Anthropozän  

von Bärbel  Wartenberg -Potter  

Einleitung  

Am 28. August 2016 hat die „Anthropocene Working Group“ (eine interdisziplinäre Untergruppe der Inter-

national Commission on Stratigraphy) in Kapstadt den Vorschlag unterbreitet, die geologische Epoche der 

Gegenwart von Holozän in Anthropozän umzubenennen. Das neue Zeitalter habe begonnen in den 1950er 

Jahren mit der „Great Acceleration“, dem Plutonium Fallout der Atomtest, dem scharfen Anstieg von fossi-

lem Brennstoffverbrauch und CO2
 
Ausstoß, weil der Mensch tiefgreifend und im globalen Maßstab das Le-

benssystem des Planeten verändert.
21

 

Die Einschläge der planetarischen Krise kommen näher, schaut man auf die Liste der Katastrophenmeldun-

gen, auch wenn nicht alle unmittelbare Auswirkungen menschlichen Handelns sind: 

Im Juli war ein nie dagewesenes Ausmaß von Bränden im Mittelmeer Raum, (Spanien, Korsika, Frankreich) 

zu vermelden und hat Bevölkerung und Touristen vertrieben. 

¶ Am 12.7. brach in der Westantarktis ein Stück Eis von der 7maligen Größe Berlins vom größten Eis-

schelf ab. Man weiß nicht, was damit passieren wird. Schmilzt es?  

¶ 26. 8 in Bondo in Graubünden stürzen 4 Millionen m³
 
Geröll von einem Berg ins Tal , ausgelöst 

vermutlich durch die im Inneren des Berges schmelzenden Permafrost. 

¶ Am 25.8 überschwemmt der Hurrikan Harvey weite Teile von Houston/USA und Texas und setzt 

u.a. große Mengen giftiger Stoffe aus Industrieanlagen frei.  

¶ Ebenso wütet auf dem indischen Subkontinent der jährliche Monsunregen stärken als gewöhnlich 

und setzt z.B.1/3 von Bangladesch unter Wasser. 

¶ Am 6. 9 trifft Hurrikan Irma in der höchsten Kategorie 5 mit Spitzengeschwindigkeiten von 300 

h/km auf die kleinen Antillen und zerstört ganze Inseln, direkt gefolgt von Hurrikan José. In Kanada 

wüten im gleichen Zeitraum 124 Waldbrände, die größten jemals.  

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts geht es um die Planetarische Krise, etwas, das Martin Luther nicht vorherse-

hen konnte vor 500 Jahren. Luther hat keine Antworten auf diese Krise bereit: Ja, er hat sogar überhaupt die 

Erkenntnis des Kopernikus zurückgewiesen, dass sich die Erde um die Sonne drehe. Wir aber müssen Ant-

worten auf diese Krisen finden. Das ist der Kontext, in dem wir leben.  

Der Eindruck, dass wir in Kirche und Gesellschaft nur die Stühle auf der Titanic neu aufstellen mit unseren 

Bemühungen ist nicht mehr von der Hand zu weisen. 

Heute geht es um die Erde als Habitat von Menschen, Tieren, Pflanzen", "Mutter Erde", wie die Indigenen 

Völker sagen. Es geht nicht nur um die Reinheit der Luft und des Wassers, um das Leben der Tiere, der 

                                                      

21 MERKUR, März 2017, 71. Jahrgang, Heft 814, pp 5-17. 



 

 

 
19 

Wälder, der Meere, der Polarzonen, der Eisbären, unserer Kinder und Nachkommen, um Gottes ganze ge-

schaffene Erden-Welt. Die globalen Veränderungen sind nicht mehr aufzuhalten, sagen Wissenschaftler. Wir 

können ihren Einfluss höchstens vermindern. Es geht um eine „andere Art des In-der-Welt –sei s…. Wir 

m sse  u s  o h ei ma  v   i   eu Geda ke   ber de  Me s he  a s Spezies (zu) ma he ….  e  Me s he  

 i ht mehr a s Kro e der S h p u   zu verstehe … so der  a s Tei  ehmer a  Netz erke  sehr u ters hied-

licher Handlungsträger, die P  a ze , Tiere, La ds ha te  Ressour e , Atmosphäre  u d  i  e um asse .“
 

22
 

Die Reformation hat einen Durchbruch gebracht im Blick auf die Stellung und Verantwortlichkeit des Men-

schen. Er wird von Gott befähigt („gerechtfertigt“) als „gerechtfertigter Mensch“ und verantwortliches Ge-

genüber zu handeln. Die Menschen werden befähigt, Gott und einander gerecht werden, ihren Mitmenschen, 

ihren Mit-Lebewesen und ihrem Erdenhaus. Martin Luther hat gefragt: "Wie bekomme ich einen gnädigen 

Gott?" Heute fragen wir noch weiter: Was tut der begnadigte Mensch, wie wird aus ihm ein gnädiger 

Mensch? Ein gnädiger Mensch, der von Gott befähigt ist, gerecht zu leben und dem Gott des Lebens zu fol-

gen. Was sind die Konsequenzen oder überhaupt der Sinn der Rechtfertigung, wenn wir das postmortale 

Höllenfeuer nicht mehr so fürchten wie Martin Luther es noch tat. 

Die Kopernikanische Wende vollenden 

Lange haben die Kirchen verkündet und tun es noch, der Mensch sei die Krone der Schöpfung. Damit haben 

sie die MittelpunktsteIlung des Menschen (der Mensch – „anthropos“ steht im Zentrum – „Zentrismus“) der 

Anthropozentrismus im planetarischen System festgeschrieben, ja geradezu zementiert.  

In der Schöpfungsgeschichte der Bibel heißt es - auch in der neuen Luther-Übersetzung – der Mensch solle 

sich die Erde untertan machen. Der Bibel lesende homo sapiens deutete das als Herrschaftsauftrag über die 

Erde.  Bis zum heutigen Tag ist das Wort vom Untertan-machen eine Art Generalvollmacht westlicher Iden-

tität: Länder, Kolonien, Bevölkerungsgruppen, Tiere, Elemente werden untertan gemacht. Auch der säkulari-

sierte Homo sapiens begegnet der Schöpfung im Modus des Unterwerfens und Beherrschens. Selbst moderne 

Wissenschaftler berufen sich auf diese Bibelstelle.  

Für das Selbstverständnis dieses Menschen ist die kopernikanische Verschiebung des Mittelpunktes eine 

Kränkung. Nicht mehr im Mittelpunkt von allem zu sein bedeutet eine Entmachtung. Lange wurde diese 

Verschiebung ignoriert. Heute aber wissen wir: Wir sind nicht nur nicht der Mittelpunkt, sondern ein 

„Schäumchen im Weltenmeer“ und das zu einem völlig willkürlichen Zeitpunkt der Geschichte des Univer-

sums. 

Gleichzeitig ist die menschliche Macht tatsächlich ständig gewachsen. 

Auch theologisch wird das Selbstverständnis des homo sapiens kritisch gesehen: Gott hat ihn nicht zum 

Herrschen berufen. Schöpfungstheologische Exegese stellt heute fest: Gott hat die Menschen zu DienerInnen 
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des Lebens geschaffen, als Beauftragte Gottes mit dem Mandat, das lebendige Ganze der Erde im Sinne des 

Schöpfers zu bewahren. (2. Schöpfungsbericht 1.Mose 2) 

Die mittelalterliche Theologin Hildegard von Bingen hat in ihren Visionen den Menschen zwar im Mittel-

punkt eines Kreises gesehen. Um ihn herum das Band der Natur als Kreis geschlungen. Die Tiere und Pflan-

zen schauen von diesem Band auf ihn, den Menschen. Was erwarten sie von ihm? Sie erwarten, dass die 

Menschen heute die kopernikanische Wende richtig verstehen und vollenden.  

Kopernikus hatte durch Beobachtungen und Berechnungen die These verworfen, die Sonne drehe sich um 

die Erde. Vielmehr behauptete er (1543), dass sich die Erde um die Sonne drehe (heliozentrisches Modell). 

Später setzte sich durch Galileo Galilei (1610) und Johannes Kepler (um 1610) u. a. durch, dass das alte pto-

lemäische Weltbild (die Erde ist eine Scheibe, der Himmel oben, die Hölle/Unterwelt unten) überholt war. 

Dies geschah gegen den erbitterten Widerstand der katholischen und protestantischen Kirchen.  

Es war eine enorme Erweiterung des Weltbildes und damit einher gingen wissenschaftliche Entwicklungen 

vor enormem Ausmaß. Die Erde stand nicht mehr im Mittelpunkt der geschaffenen Welt. Es gab noch andere 

Welten.  Heute wissen wir, dass es sogar noch andere Universen gibt. 

In den folgenden Jahrhunderten haben auch alle anderen Wissenschaften diese Veränderung mitvollzogen, 

auch die Theologie. Nie in Frage gestellt wurde aber die zentrale und alleinige Mittelpunktstellung des Men-

schen. Er wurde vielmehr als "Lord and Master of the Universe" (Descartes) noch weiter erhöht. Der Gedan-

ke, dass auch der Mensch, der „Homo sapiens", möglicherweise nicht mehr der Mittelpunkt der Schöpfung 

sei und seine eigene Stellung im Universum neu - und zwar angemessener und bescheidener- definieren 

müsse, kam nicht wirklich auf. Vielmehr hat sich der Mensch immer fester im Mittelpunkt verankert, ja er ist 

inzwischen, wie Yuval Noah Harari titelt, zum „Homo Deus“ avanciert.
23

  

Die Herausforderung, die sich am Beginn des Anthropozän an alle Menschen, aber eben besonders an die 

ChristInnen, die Kirchen und Theologie stellt, ist: Wie antworten wir aus den Quellen unserer Tradition auf 

diese Herausforderung, die die Grundfesten unserer bisherigen Überzeugungen in Frage stellt. Die ökologi-

sche Krise stellt die Frage nach der Vormacht und Herrschaftsstellung des Menschen und seinem Verhältnis 

zur Mitwelt noch einmal ganz neu. Was bedeutet es theologisch, wenn der Mensch nicht (mehr? allein?) im 

Mittelpunkt weder der Erde noch des Universums steht? Er muss (und darf) heraustreten aus der Mitte und 

sich einvernehmlich in das Erd-umschlingende Band aller Geschöpfe einreihen. (wie Hildegard von Bingen 

es gesehen hat, die ja die "Grünkraft" als wichtigste Energie entdeckt hat) Er muss und kann seine Mittel-

punktstellung - den Anthropozentrismus -aufgeben, und ein Geschöpf mit anderen werden und demütig aner-

kennen, wie abhängig er ist von allen anderen Mitgeschöpfen. Er wird eine gute Haushalterin, ein guter 

Haushalter im Sinne des Schöpfers sein und das Netz des Lebens nicht zerstören, sondern erhalten.  

                                                      

23 Yuval Noah Hararis Homo Deus, Eine Geschichte von Morgen, München 2017  
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Ein paar grüne Gebete und Solardächer genügen da nicht. Nur eine tiefgreifende Veränderung des theologi-

schen Paradigmas - das nicht mehr auf den Anthropozentrismus, die MittelpunktsteIlung des Menschen, 

gründet, wird uns herausführen. Dazu gehört die Ermächtigung und Selbstermächtigung gerade auch des sä-

kularen Menschen, der durch Wissenschaft und Technik Herrschaft über alle Geschöpfe auszuüben kann.  

Die Erde, die wir haben:  

Larry Rasmussen, ein amerikanischer Öko-Theologe, dessen Grundgedanken ich im Folgenden vereinfacht 

wiedergebe,
24

 spricht von einem Vorstellungsmodell: Das Universum, so wissen wir heute, ist etwa 13,4 

Milliarden Jahre alt. Überspringen wir die ersten 10 Milliarden Jahre des Universums und eilen nach vorne - 

bis zum Auftauchen des Planeten Erde.  

Wir stellen uns ab jetzt die Geschichte der Erde als ein 10-bändiges Werk vor mit jeweils 500 Seiten pro 

Band. Jede Seite erzählt die Geschichte von 1 Million Jahren. Leben überhaupt, jegliches Leben, erscheint 

zum ersten Mal in Band 8.  

Dieser Band handelt hauptsächlich von Pflanzen. Erst auf Seite 440 kommen die Reptilien dazu. Ihnen fol-

gen die Vögel und die warmblütigen Tiere fünf Seiten später, also 5 Millionen Jahre später. Auf Seite 499 

des letzten Bandes, also Band Nummer 10, kommen die Hominiden, der Homo sapiens" dazu. Der stellt nun 

seine Ansprüche auf Beherrschung, weil er sich einbildet, dass das ganze Drama der vorhergehenden 13,4 

Milliarden Jahre der Geschichte des Universums nur um seinetwillen geschehen sei. Er bedenkt nicht, dass 

die ganze Geschichte der menschlichen Zivilisation nur die letzten zwei oder drei Wörter auf der letzten Sei-

te des letzten Bandes sind. In der gesamten großen Erdgeschichte also ist die menschliche Geschichte ein 

sehr später Fall von spontaner Entwicklung (Rasmussen).  

Wer sind wir? Wir sind in der Entstehung begriffene Fossilien, die auf einem winzigen Teil von Materie in 

Gottes Schöpfung herumschwimmen - in einem ganz belanglosen Augenblick.  

Heute wandelt sich das Erdzeitalter des Holozän, das durch lebensfreundliche Temperaturen für eine relativ 

große Klimastabilität für Pflanzen-Tier und Menschenwelt gesorgt hat  

Im Blick auf die politisch/ökonomischen Verhältnisse beschreibt Naomi Klein, eine kanadische Aktivistin, 

die Situation heute als Pattsituation zwischen dem ökonomischen System und dem planetarischen System:  

Unser ökonomisches System und unser planetarisches System sind miteinander im Krieg. Oder genauer, un-

sere Ökonomie liegt im Krieg mit vielen Formen des Lebens auf der Erde, das menschliche eingeschlossen. 

Das Klima braucht, um einen Kollaps zu vermeiden, eine Schrumpfung des menschlichen Gebrauchs von 

Ressourcen. Das gegenwärtige ökonomische Modell hingegen braucht, um seinen Kollaps zu verhindern, ei-

ne entfesselte Expansion. Aber nur eine Entwicklung kann geändert werden - und das sind nicht die Naturge-

setze. Wenn du also die Temperatur bis zu einem bestimmten festgelegten Punkt erhöhst, wird das Wasser in 

                                                      

24 6ÏÒÔÒÁÇ ÂÅÉ ÄÅÒ 4ÁÇÕÎÇȡȰ %ÉÎÅ 'ÒİÎÅ 2ÅÆÏÒÍÁÔÉÏÎȟ !ÕÆÂÒİÃÈÅ ĘËÏÌÏÇÉÓÃÈÅÒ 4ÈÅÏÌÏÇÉÅ ÉÎ ÄÅÒ ÐÌÁÎÅÔÁÒÉÓÃÈÅÎ +ÒÉÓÅȟ ρς.-14.Juni 2017 
Hofgeismar. Eine Dokumentation der Tagung wird bis Ende 2017 beim Evang. Missionsverlag erscheinen. 
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Form des Eises flüssig werden. Das ist nicht einfach eine gute oder schlechte Idee. Es ist das Natur Gesetz 

(zitiert bei Rasmussen).  

Das, was gegenwärtig stattfindet, ist ein Wandel nicht im Klima, sondern im Klimasystem. Die grundlegende 

innere Dynamik von Wetter und Klima ändern sich. Wenn die Ozeane sich erwärmen, wie sie es niemals zu-

vor in unserer geologischen Sphäre getan haben, werden sich die Jetströme der Atmosphäre, die größtenteils 

durch die Verdampfung des Ozeans bestimmt sind, verändern, wie sie es bisher noch nicht getan haben.  

Die Erwärmung in der Arktis schafft also nicht nur eisfreie Passagen im Sommer oder magere Polarbären 

und neue ÖI- und Gas-Felder. Es geht um die Wettermuster der nördlichen Hemisphäre, die weitgehend von 

der Arktis bestimmt sind.  

Der entscheidende Punkt ist, dass dies eine Veränderung des Klimasystems bedeutet. Die Änderung des 

Klimasystems ist der erste Tatbestand, der eine geologische Epoche in eine andere überführt.  

Es gab in der Erdgeschichte bereits etwa fünf Massenvernichtungen. Heute sind wir dabei, die erste Massen-

vernichtung anzuzetteln, die von destruktiver menschlicher Macht ausgeht und betrifft das natürliche Habitat 

und die fein- verflochtene Umwelt. In der Summe wird die neue geologische Epoche dramatische Klimasys-

temänderungen und dramatische Änderungen in der Biodiversität mit sich bringen. Für uns bedeutet das, 

dass die lange bestehende natürliche chemische Balance, die dem menschlichen Leben im späten Holozän 

(11000 Jahre) so nützlich war - mit seinem Kennzeichen von Klimastabilität - sich nun verändert durch die 

fossilen Brennstoffe, die ausgestoßen werden um der Konsumproduktion willen. Sie ändert sich so, dass das 

Kennzeichen des Anthropozän offensichtlich die Unberechenbarkeit des Klimas mit sich bringt, große Unsi-

cherheit der ökosozialen Verhältnisse und das Aussterben von bis zu 50 aller bekannten Arten. Eine Art, 

nämlich unsere eigene, ist ein Desaster für das planetarische System.  

Wie leben wir, wenn wir die einzig entscheidende Kraft der Natur selbst sind und die Natur infolgedessen 

den Kurs wechselt? Unsere täglichen Entscheidungen und Aktionen sind dann selbst von ethischer Natur. 

Vielleicht denken Sie nicht über Ihr Frühstück, Ihre Dusche, Ihren Transport, Ihren Beruf und Ihren Einkauf 

als ein entscheidendes moralisches Thema nach. Aber auf einem von Menschen beherrschten Planeten sind 

der Speiseplan und die Landwirtschaft, das Wasser, die Energie, die Arbeit und das Konsumverhalten große 

moralische Themen, sogar Gerechtigkeitsthemen.  

¶ Die Zahlen liegen auf dem Tisch. Die Kalkulationen (von Dirk Notz und Julian Stroh) zeigen, wie 

viel arktisches Eis schmilzt durch jede Tonne von CO2, die in die Atmosphäre kommt. Es sind drei 

Quadratmeter. Deshalb lassen die letzten 1000 Meilen Autofahrt oder ein Flug von Kennedy Airport 

nach Heathrow 32 Quadratfuß Eis vom der Arktis verschwinden. Also allein der Flug oder die Fahrt. 

Da ist das Frühstück, Mittagessen oder Nachtessen noch nicht einmal mitgezählt. Die Arktis bezahlt 

dafür noch einmal extra. Im Anthropozän gibt es nicht so etwas wie ein freies Mittagessen. Das ist 

das Gesetz.  
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¶ In unserem christlichen Bewusstsein hat die soziale Gerechtigkeit einen hohen Stellenwert. Sie ist 

dringender erforderlich denn je. Aber wenn sie nicht erweitert wird und auch die Schöpfungsgerech-

tigkeit umfasst, kann selbst die soziale Gerechtigkeit nicht aufrechterhalten werden.  

Menschliche Gesundheit auf einem beschädigten Planeten ist ein Widerspruch in sich. "Wir sind nur so le-

bendig, wie die Erde lebendig ist."  

Das bedeutet Veränderungen in unseren elementaren Handlungen. Thomas Berry, der große amerikanische 

Mitwelt-Denker, hat gesagt: „Die planetarische Gesundheit steht an erster Stelle, das menschliche Wohler-

gehen ist davon abgeleitet.“ Weil das menschliche Wohlergehen abgeleitet ist, hat die planetarischen Ge-

sundheit Vorrang. So ist es mit der Ökonomie. Die menschliche Ökonomie ist abgeleitet von der Ökonomie 

der Natur. Dasselbe gilt für die Energie.  

Diese Diskussionen aber werden alle geführt ohne zuerst zu fragen, welche Ressourcen denn überhaupt da 

sind und welchen Gebrauch wir davon machen. Wir brauchen heute ein Gefühl des Staunens der wachsenden 

Ehrfurcht und Demut, wenn wir aus der tödlichen Arroganz unserer Beherrschung herauskommen wollen.  

Wenn im Anthropozän unsere Haltung vor Gott nicht im Herzen der menschlichen Macht angesiedelt wer-

den kann, dann sind Gott und Moral an die Grenzen dessen gestoßen, was für das Leben der Welt wichtig ist. 

Teil einer neuen Beziehung zum Planeten und seinen Menschen ist eine ökologische Reformation, die viel 

weitergeht als nur Dosen zu recyceln, "grüne Gebete" zu sprechen, Aufrufe für Schöpfungsverantwortung 

und eine wieder gewonnene Theologie der Schöpfung. Diese Reformation fordert ein neues Lesen der kano-

nischen biblischen Texte, eine Kritik des Einflusses bestimmter kanonischer Texte auf die Umwelt, eine 

neue Besinnung auf die wichtigen Symbole, eine Erneuerung der christlichen Gemeinschaft und eine Verän-

derung des Amtes und der Mission der Kirche. Eine ökologische Reformation der Christenheit ist allumfas-

send in ihrer Reichweite und muss Bibelstudien einschließen, Katechismus, Unterricht, Liturgien, Lieder, 

christliche Kunst, pastorale Seelsorge, Amt und Mission in gleicher Weise.  

Sie wird Widerstand und Polemik einschließen. Denn wenn man dazu nicht bereit ist können wir unseren 

Luther, Calvin, Zwingli, Dorothee Sölle, Martin Luther King und Papst Franziskus wegwerfen. Reformation 

bedeutet theologischen und moralischen Widerstand und Polemik gegen unsere Art der Ökonomie und die 

dazugehörige Kosmologie, Theologie und Moral. Zur gleichen Zeit muss der Widerstand mit dem Neuauf-

bau einhergehen. Deshalb ist die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und den Regierungen wichtig, 

auch wenn sie spannungsreich sind.  

Die Kirchen brauche n eine grüne Reformation - eine ökumenische Vision  

Im Weltkirchenrat (ÖRK) fand 1991 unter dem Thema: "Komm Heiliger Geist, erneuere die ganze Schöp-

fung", die 7. Vollversammlung in Canberra / Australien statt. Dieses Motto tauchte wieder auf bei einem 

ökumenischen Treffen in Griechenland im März 2016 unter dem Namen: "Manifest für eine ökologische Re-

formation der Christenheit". Die VerfasserInnen des Dokuments sahen das Reformationsjubiläum 2017 als 

den geeigneten Augenblick für eine ökologische Reformation. Der Ökumenische Weltrat der Kirchen hat be-
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reits 1983 auf seiner 6. Vollversammlung in Vancouver zu einem verpflichtenden Bundesschluss der Kir-

chen für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung aufgerufen. In all der Arbeit des ÖRK 

war die Frage der Schöpfung, der Nachhaltigkeit gegenwärtig seit im ökumenische Diskurs über eine "ge-

rechte, teilgebende und  nachhaltige Gesellschaft" (just, participatory and sustainable society)  gesprochen 

worden war.  

Der orthodoxe Patriarch Bartholomäus I. hat besondere Initiativen zur Schöpfungsthematik ergriffen. Aus 

der "Charta Oecumenica", die 2003 von den europäischen Kirchen gemeinsam unterzeichnet wurde, ist ein 

Gottesdienst zum Schöpfungstag erwachsen, den wir seit 2010 auch in Deutschland in der bundesweiten Ar-

beitsgemeinschaft der Christlichen Kirchen gemeinsam feiern. 

Papst Franziskus hat mit der Enzyklika „Laudato si" 2015 ein geradezu revolutionäres Dokument zur Schöp-

fungsbedrohung in die öffentliche Diskussion gebracht und klar und deutlich über das lebensbedrohende zer-

störerische Herrschaftsverhalten des Menschen gesprochen. Er hat dazu auch und Vorschläge zur Verände-

rung gemacht.  

Es zeigt sich wie zentral der weltweite interkonfessionelle und interreligiöse Diskurs ist, in dem sich wie von 

selbst die bestehenden alten Konflikte relativieren werden angesichts der Größe der neuen Herausforderung 

und der neuen Chancen der Gemeinsamkeit.  

Gewagte Thesen  

Wenn ich eins von Martin Luther gelernt habe, dann dies: dass man sich seines eigenen Verstandes bedienen 

soll (auch wenn erst Kant das so gesagt hat), wenn einem die vorhandenen theologischen Antworten nicht 

mehr genügen. Und er hat uns vorgemacht, wie er gerade mit seinen Grenzüberschreitungen ein ganz neues 

theologisches Denken entfacht hat. Um des "Gottes des Lebens" willen.  

 

Sechs kurze Thesen schlage ich vor:  

1. Alles Leben und alle Wesen, die nach christlichem Verständnis von Gott gut geschaffen sind und 

von Gott mit der Gabe haben, gerecht zu leben, sind miteinander verbunden und voreinander abhän-

gig. Diese Einsicht bereichert mein Leben, verarmt es nicht.  

2. Der Mensch muss und kann nicht (mehr) die Krone der Schöpfung sein, sondern ein Mitgeschöpf im 

planetarischen Ganzen. Daher nimmt er demütig seinen verantwortlichen Platz im Ganzen des Ge-

schaffenen ein.  

3. Das Wohlergehen der Menschen hängt vom Wohlergehen der gesamten Lebenskette ab. Wir leben 

in vitaler Interdependenz. Ohne die Anerkennung der Abhängigkeit des homo sapiens von allen an-

deren Kohabitanten kann das Anthropozän nicht zukunftsfähig werden. 

4. Mit der Schöpfung im Sinne des Schöpfers umzugehen und unseren Lebensstil daran auszurichten, 

ist ein Schritt der Vernunft und der Selbsterhaltung.  
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5. Wir müssen theologisch neu durchdenken, wie sich unser Einsatz für die Mitmenschen - er darf auf 

keinen Fall geschwächt werden - zum Einsatz für die Mitwelt verhält.  

6. Das Wichtigste, was gläubige Menschen für unseren Planeten tun können, ist, "das Heilige" wieder 

zu entdecken" (Scott Momady). Das Heilige ist das Leben selbst, in das Jesus von Nazareth die 

menschliche Fähigkeit zum Verzeihen, zur Buße und zur Hingabe eingetragen hat. 

Schreiben wir diese Thesen weiter, jede/jeder für sich oder miteinander: Das alles ist schwere Kost.  

Aber wir sind nun einmal die AgentInnen der Reformation, die nicht nur - wie der große Ökumeniker Ernst 

Lange sagte- "eine Begehung emeritierter Konflikte" sein kann. Ob die Aufgabe nun klein oder riesig ist: 

Wir stehen an der uns gegebenen Stelle im Weinberg Gottes und tun die Arbeit dort als Werkzeuge der Liebe 

Gottes zu der geschaffenen Welt, was auch immer die Stunde.  Auch vor 500 Jahren hatten die Menschen 

Endzeitängste. Und doch wollte Luther noch heute seinen Apfelbaum pflanzen. Wir stehen auf der bislang 

letzten Seite des Bandes 10 der Geschichte des Planeten. Wie der Band 11 anfängt, das hängt von uns ab, je-

dem und jeder. Die Spezies „Homo sapiens" ist begabt und von Gott beauftragt, die Erde im Sinne des 

Schöpfers zu bewohnen.  

 

Bärbel Wartenberg-Potter * 16. September1943 in Pirmasens/Pfalz studierte von 1963 bis 1968 

Germanistik und Theologie.  1976 in der Württembergischen Landeskirche ordiniert wurde sie 

Studienleiterin im Zentrum für Entwicklungsbezogene Bildungsarbeit der Landeskirche. Ab 1980 

war sie Direktorin der Abteilung „Frau in Kirche und Gesellschaft“ des ÖRK Von 1985 bis 1990 

lehrte sie an der University of the West Indies. Von 1997 bis 2001 war sie Geschäftsführerin 

der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland. Von 2001 bis 2008 war sie Bischö-

fin des Sprengels Holstein-Lübeck der Nordelbischen Evangelischen Lutherischen Kirche. Von 

1985 bis zu seinem Tod 2015 war Wartenberg-Potter in zweiter Ehe mit dem früheren Generalsek-

retär des ÖRK Philip Potter verheiratet. Sie lebt heute im Ruhestand in Köln. Seit 2009 ist sie Vor-

sitzende des Kuratoriums vom Institut für Theologische Zoologie Münster und seit 2011 Schirm-

herrin des Vereins „Verwaiste Eltern und trauernde Geschwister Schleswig-Holstein e.V.“ in 

Schleswig-Holstein.  

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Holstein
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96kumenischer_Rat_der_Kirchen
https://de.wikipedia.org/wiki/Philip_Potter
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Die globalen Nachhaltigkeitsziele - Die UN-Agenda 2030 mit ihren 

Sustainable Development Goals (SDGs) als Anstoß für eine grüne 

Reformation  

von Werner Gebert  

Das negative Image der UNO 

Im Sept. 2015 haben alle 193 Mitgliedsstaaten der UNO die Agenda 2030 beschlossen. Es handelt sich um 

eine große und umfassende Vision für eine nachhaltige Gesellschaft. In den Medien wurden die UN-

Nachhaltigkeitsziele kaum wahrgenommen. Das mag mit dem schlechten Image der UNO zusammenhängen. 

Wenn mich meine Erinnerung nicht trügt, haben ökumenische Gruppen in den 70er-Jahren des vorigen Jahr-

hunderts dazu aufgerufen, für die Vereinten Nationen zu beten. Damit drückten sie auch ihre Wertschätzung 

für die UNO aus sowie ihre Hoffnung, dass sie Gutes für die Weltgemeinschaft bewirken könne. Heute gibt 

es keine Gebetsaufrufe mehr. Im Gegenteil: Oft werden Kübel voll Hohn und Spott über die Vereinten Nati-

onen ausgeschüttet, wenn sie überhaupt noch wahrgenommen werden. Sie werden in den Medien häufig als 

unbedeutend, schwächlich, wenig durchsetzungsfähig, eben als Schwatzbude dargestellt. 

Diese Negativ-Urteil hat auch zu tun mit der Tatsache, dass die G20- Staaten hohe Medien-Präsenz bean-

sprucht und bekommen haben. 

UNO und G20 sind grundverschieden  

Die G20-Mitglieder sind alle auch Mitglied der UNO, doch beanspruchen sie eine Sonderstellung (ähnlich 

wie die Ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats), und zwar aufgrund folgender Fakten: „In den in der 

G20 direkt oder indirekt vertretenen Staaten leben knapp unter zwei Drittel der Weltbevölkerung. Sie erwirt-

schaften über 85 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts (BIP) und bestreiten rund drei Viertel des 

Welthandels (Stand Ende 2016).“(Wikipedia).Mit anderen Worten: Die restlichen 173 UNO-

Mitgliedsstaaten sind arme Schlucker. Bekanntlich vertreten die G20 eine neoliberale Wirtschaftspolitik; sie 

verschärfen damit die sozialen Spannungen, propagieren exponentielles Wachstum, ruinieren den Planeten, 

deregulieren und privatisieren.  

Das alles trifft auf die UNO nicht zu.  

Die Erfolge der UNO 

Die UNO hat seit ihrer Gründung 1945/46 Erstaunliches erreicht, z.B. die Allgemeine Erklärung der Men-

schenrechte (1948), die Genfer Flüchtlingskonvention  (1951), den “Internationalen Pakt über wirtschaftli-

che, soziale und kulturelle Rechte“ (1966), die Gründung des UN-Umweltprogramms UNEP (1972); die 

UN-Dekade der Frau (ab 1976), Konvention über die Rechte des Kindes (1990), Verbot der Personenminen 

(1997), Gründung des Internationalen Strafgerichtshofs (1998), Millennium-Erklärung (2000), Klimagipfel 

in Paris (2015), Vertrag zum Atomwaffenverbot (Juli 2017). Nicht zu vergessen: die umfangreichen Pro-

https://de.wikipedia.org/wiki/Weltbev%C3%B6lkerung
https://de.wikipedia.org/wiki/Bruttoinlandsprodukt
https://de.wikipedia.org/wiki/Welthandel
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gramme der 17 UN-Sonderorganisationen wie etwa  die Internationale Arbeitsorganisation (ILO), Welt-

gesundheitsorganisation (WHO), Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-

tur (UNESCO),  und die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO). Hin-

zu kommt das Flüchtlingshilfswerk (UNHCR), das 50 Millionen Flüchtlingen geholfen hat. 

In großen UN-Konferenzen wurden Alternativen zu einer „Wirtschaft, die tötet“ entwickelt. Dazu einige 

Beispiele: 

- Die UNO-Konferenz für Umwelt und Entwicklung, die 1992 in Rio stattfand, hat in ihrer Deklarati-

on global des Recht auf nachhaltige Entwicklung verankert. Sie forderte u.a. den Abbau nicht nach-

haltiger Konsum- und Produktionsweisen. Sie verabschiedete Grundsatzdokumente wie die Klima-

schutz-Konvention, die Biodiversitätskonvention und die Agenda 21 (nationale Umsetzungspläne). 

- Die Wiener Menschenrechtskonferenz (1993) unterstrich die Bedeutung der wirtschaftlichen, sozia-

len und kulturellen Menschenrechte, die bereits 1966 von der UN-Generalversammlung als multila-

teraler völkerrechtlicher Vertrag einstimmig verabschiedet wurden. 164 Staaten haben inzwischen 

den Vertrag ratifiziert. 

- Der Weltsozialgipfel 1995 in Kopenhagen stellte in seiner Erklärung fest,"daß wirtschaftliche Ent-

wicklung, soziale Entwicklung und Umweltschutz voneinander abhängige und einander gegenseitig 

verstärkende Bestandteile einer bestandfähigen Entwicklung sind…“  

- Die 4. Weltfrauenkonferenz (1995 in Peking) forderte die Nichtdiskriminierung und Gleichstellung 

der Geschlechter als Menschenrechte. 

- Der Welternährungsgipfel, der 1996 in Rom stattfand, zielte vor allem auf eine Erneuerung der glo-

balen Verpflichtung zur Bekämpfung des Hungers in der Welt. 

 

Wie repräsentativ sind UNO und G  20? 

Am zweitägigen G20-Gipfel in Hamburg (06./07.07.2017) haben offiziell - außer den zahlreichen „Sherpas“ 

- 20 Regierungschefs und einige Gäste teilgenommen. Sein mageres Ergebnis - der Gipfel der Ineffizienz - 

lässt sich als neoliberales „weiter so“ zusammenfassen. Dennoch hält sich dieser r rechtslastige Club für re-

präsentativ.  

Die oben aufgeführten UNO-Konferenzen sind in weit höherem Maße repräsentativ. Am Rio-Gipfel haben 

10.000 Delegierte aus 178 Staaten mitgewirkt und außerdem noch 2.400 NGOs. In der Menschenrechtskon-

ferenz in Wien waren 171 Staaten vertreten. Beim Weltsozial-gipfel in Kopenhagen waren 117 Staats- und 

Regierungschefs persönlich anwesend. Die Weltfrauenkonferenz in Peking zählte 47.000 Teilnehmerinnen; 

die Aktionsplattform wurde von 189 Staaten „im Konsens“ verabschiedet. Am Welternährungsgipfel in Rom 

nahmen Vertreter aus 185 Nationen teil, dazu kamen ca. 10.000 weitere Teilnehmende. Die SDGs wurden 

von allen 193 UNO-Mitgliedern beschlossen und verabschiedet - Außerdem tagten alle UNO-Konferenzen 

mindestens eine Woche lang. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Internationale_Arbeitsorganisation
https://de.wikipedia.org/wiki/Weltgesundheitsorganisation
https://de.wikipedia.org/wiki/Weltgesundheitsorganisation
https://de.wikipedia.org/wiki/UNESCO
https://de.wikipedia.org/wiki/UNESCO
https://de.wikipedia.org/wiki/Ern%C3%A4hrungs-_und_Landwirtschaftsorganisation_der_Vereinten_Nationen
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Diese Zahlen unterminieren den Repräsentationsanspruch der G20-Staaten. Es ist offensichtlich, dass die 

große Mehrheit der Staaten eine andere Gesellschafts-, Wirtschafts-, Finanz- und Handelsordnung für erfor-

derlich hält als die nur durch sich selbst legitimierten G20-Länder. Wenn letztere bei den UNO-Konferenzen 

oft mit der Mehrheit der kleineren und weniger bedeutenden Länder gestimmt haben, so lässt sich das damit 

erklären, dass in den G20-Ländern ebenfalls Interessengegensätze wirksam sind. Außerdem wollen sie nicht 

als unsolidarisch abgestempelt werden. Auch können sie den moralischen Druck, den die NGOs ausüben, 

nicht vollständig ignorieren. 

Der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK) und die UNO 

Die beiden Dachorganisationen haben seit ihrer Gründung eng zusammengearbeitet. Der ÖRK war in seiner 

Gründungsphase an der Formulierung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (1946-48) direkt be-

teiligt. Die 3.ÖRK-Vollversammlung 1961 in New Delhi erklärte: „Wir erkennen die Allgemeine Erklärung 

der Menschenrechte…als wichtiges Hilfsmittel an, die Achtung vor den Menschenrechten, ihre Beachtung 

und die Einhaltung der Grundfreiheiten zu fördern.“ Die 4. ÖRK-Vollversammlung in Uppsala 1968 formu-

lierte: „Der Ökumenische Rat muß seine Zusammenarbeit mit den entsprechenden Stellen der Vereinten Na-

tionen auf dem Gebiet der Entwicklung in verstärktem Maße fortsetzen.“ Die 7. ÖRK-Vollversammlung in 

Canberra 1991 forderte; „Um des Weltfriedens, rechtsstaatlicher Grundsätze und der Autorität der Vereinten 

Nationen willen muß die Stellung der UNO als des Garanten einer umfassenden internationalen Friedens-

ordnung gestärkt werden.“  

Es gibt weitere ähnliche Erklärungen. - Die Zusammenarbeit findet auch in der Gegenwart statt: Im Januar 

2016 fand im Ökumenischen Zentrum in Genf eine gemeinsam von der UN und dem ÖRK ausgerichtete 

Konferenz über die Flüchtlingskrise in Europa statt. Kirchen und UNO-Organisationen fordern eine gemein-

same europäische Flüchtlingspolitik. 

So verwundert es nicht, dass auch in die Agenda 2030 zahlreiche Anliegen der Ökumene aufgenommen 

wurden. Sie nimmt Erkenntnisse auf, die in der Ökumene schon zum Teil vor Jahrzehnten gewonnen worden 

waren und auch häufig gegenüber Regierungen und internationalen Organisationen angemahnt wurden, z.B. 

¶ Die Zusammengehörigkeit und innere Verschränktheit der Bereiche (soziale) Gerechtigkeit, (gerech-

ter) Friede und (nachhaltige) Schöpfungsbewahrung. Der 3. Abschnitt der Präambel zeigt dies: 

„Die…17 Ziele für nachhaltige Entwicklung… sind integriert und unteilbar und tragen…den drei 

Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung Rechnung: der wirtschaftlichen, der sozialen und der 

ökologischen Dimension.“ In der Ökumene würde allerdings niemand Wirtschaft und Gerechtigkeit 

gleichsetzen. 

¶ Alle Entwicklung dient der Durchsetzung von Menschenrechten. In der Agenda 2030 spielen die 

"Menschenrechte" eine prominente Rolle. In der Präambel im 3. Abschnitt heißt es: „Die…17 Ziele 

für nachhaltige Entwicklung…sind darauf gerichtet, die Menschenrechte für alle zu verwirklichen...                                                                                         

In der "Erklärung" Punkt 3 steht: "Wir sind entschlossen...friedliche, gerechte und inklusive Gesell-

schaften aufzubauen, die Menschenrechte zu schützen…   In Punkt 10: „Die neue Agenda… gründet 
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auf der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, den internationalen Menschenrechtsverträ-

gen…“ 

¶ Die Ökumene hat sich schon immer für die Marginalisierten, die Ärmsten, die Verwundbarsten, der 

Ausgeschlossenen, für die Menschen an den Rändern engagiert.   Die SDGs betonen mehrfach diese 

Perspektive, z.B. in der Einleitung (4.): Es ist „unser Wunsch, dass alle Ziele und Zielvorgaben…für 

alle Teile der Gesellschaft erfüllt werden, und wir werden uns bemühen, diejenigen zuerst zu errei-

chen, die am weitesten zurückliegen.“ 

¶ Die Bedrohung der Menschheit durch die Erderwärmung wird ernst genommen. Siehe z.B. Punkt 14: 

„Der Klimawandel ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit… Das Überleben vieler Ge-

sellschaften und der biologischen Unterstützungssysteme der Erde ist in Gefahr.“ 

¶ Der Weltkirchenrat war von Anfang an eine Friedensbewegung. Jetzt endlich wird auch bei Ent-

wicklungsprogrammen der UNO der Frieden zu einem integrierten Entwicklungsziel (SDG 16). 

¶ Erkenntnisse der christlichen Schöpfungstheologie sind in die SDGs eingeflossen. Siehe z.B. Punkt 

9 der Einleitung: Da ist die Rede von einer „Welt, in der die Menschen in Harmonie mit der Natur 

leben und in der wildlebende Tiere und Pflanzen und andere Lebewesen geschützt sind.“ 

Darüber hinaus gibt es zahlreiche Übereinstimmungen in Detailfragen zwischen den Nachhaltigkeitszielen 

und den durch die Ökumenische Bewegung verfolgten Zielen. Dazu gehören unter vielen anderen folgende 

bemerkenswerte SDG-Vorhaben: Die „Abschaffung aller Formen von Agrarexportsubventionen“ (2b), „Bil-

dung für …eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit…“  (4.7), „Alle Formen von Gewalt gegen alle 

Frauen und Mädchen…beseitigen“ (5.2), „Politiken zur Förderung eines nachhaltigen Tourismus erarbeiten“ 

(8.9), „Regulierung und Überwachung der globalen Finanzmärkte“ (10.5), „verstärkte Mitsprache der Ent-

wicklungsländer“ (10.6), „Verbindungen zwischen städtischen...und ländlichen Gebieten unterstützen“ (11a) 

„Überfischung…und zerstörerische Fangpraktiken beenden“ (14.4), „Missbrauch und Ausbeutung von Kin-

dern, den Kinder-handel, Folter und alle Formen von Gewalt gegen Kinder beenden“ (16.2), „Rechtsstaat-

lichkeit…fördern“ (16.3), „illegale Finanz- und Waffenströme deutlich verringern“  (16.4), „eine langfristige 

Tragfähigkeit der Verschuldung (zu) erreichen“ (17.4). 

Die antikapitalistische Ausrichtung der Kirchen  

Der ÖRK hat in den Papieren für seine 10. Vollversammlung in Busan im Jahre 2013 starke Kritik am herr-

schenden Wirtschaftssystem geäußert. In dem sog.  Missions- und Evangelisationspapier ist u.a. Folgendes 

zu lesen:   

Die missionarische Kirche braucht zu ihrer Stärkung eine verwandelnde Spiritualität. „Missionarische Spiri-

tualität ist immer verwandelnd.“ Sie ist Energie für ein Leben in Fülle und fordert Engagement im Wider-

stand gegen alle Kräfte, Mächte und Systeme, die Leben verweigern, zerstören und einschränken. „Die mis-

sionarische Spiritualität treibt uns an, Gottes Ökonomie des Lebens und nicht dem Mammon zu dienen, un-

ser Leben mit anderen am Tisch Gottes zu teilen, statt unsere persönliche Gier zu befriedigen, uns für den 

Wandel zu einer besseren Welt einzusetzen und das Eigeninteresse der Mächtigen, die den Status quo auf-
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rechterhalten wollen, zu hinterfragen.“ (29 f.) „Die Politik des grenzenlosen Wachstums durch die Herrschaft 

des globalen freien Marktes ist eine Ideologie, die …absolute Gefolgschaft (verlangt), was einem Götzen-

dienst gleichkommt“. „Es ist ein globales vom Mammon bestimmtes System, das durch endlose Ausbeutung 

allein das grenzenlose Wachstum des Reichtums der Reichen und Mächtigen schützt. Dieser Turmbau der 

Habgier bedroht mittlerweile den gesamten Öko-Haushalt Gottes. Das Reich Gottes steht der Herrschaft des 

Mammons diametral entgegen.“ (31) „Der Geist ermächtigt die Machtlosen und fordert die Mächtigen dazu 

heraus, sich ihrer Privilegien zugunsten der Entmachteten zu entäußern.“ (33) Aus dem Geist zu leben be-

deutet aber auch, „das Leben in seiner Fülle zu schmecken“. (34) 

Papst Franziskus hat sich demonstrativ auf die Seite der Kapitalismuskritiker geschlagen. Sein Zitat „Diese 

Wirtschaft tötet“ hat weltweite Verbreitung gefunden. In der Umwelt-Enzyklika „Laudato Si“ drückt er sich 

unüberhörbar kritisch gegenüber der herrschenden Produktions- und Konsumtionsweise aus. Im Punkt 189 

heißt es: „Die Politik darf sich nicht der Wirtschaft unterwerfen, und diese darf sich nicht dem Diktat und 

dem effizienzorientierten Paradigma der Technokratie unterwerfen.“ Noch ein weiteres Zitat: „Eine Ände-

rung der Lebensstile könnte dazu führen, einen heilsamen Druck auf diejenigen auszuüben, die politische, 

wirtschaftliche und soziale Macht besitzen…“ [206] 

Fazit: Die Übereinstimmung zwischen SDGs und Kirchlichen Stellungnahmen ist groß. Die Kirchen sind 

deutlicher und schärfer bei der Verurteilung des kapitalistischen Systems. 

Die Schwachpunkte der SDGs 

Die SDGs sind in einem jahrelangen, weltweiten und breit angelegten Diskussionsprozess entstanden. Die 

Vereinten Nationen haben nicht nur Politiker befragt, sondern auch Fachleute aus der Wirtschaft, dem Fi-

nanzwesen, der Wissenschaft herangezogen. Man hat aber auch den Nichtregierungsorganisationen in weit 

höherem Maße als bisher eine Stimme in diesem Prozess gegeben. Die unterschiedlichen Positionen und In-

teressen spiegeln sich in den Nachhaltigkeitszielen wider. Es ist ein Kompromisspapier. Es hat eine Reihe 

von Schwächen:  

Die Agenda 2030 stellt utopische Forderungen. In Punkt 7. heißt es unter der Überschrift „Unsere Vision“: 

„Wir sehen eine Welt vor uns, die frei von Armut, Hunger Krankheit und Not ist, …eine Welt, ...frei von 

Furcht und Gewalt…  Oder im Punkt 4.7 (zum Nachhaltigkeitsziel Bildung): Bis 2030 müssen u.a. folgende 

Bildungsziele für alle Menschen verwirklicht sein: „Bildung für nachhaltige Entwicklung und nachhaltige 

Lebensweisen, Menschenrechte, Geschlechtergleichstellung, eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosig-

keit, Weltbürgerschaft und die Wertschätzung kultureller Vielfalt…“ 

Der Zeitrahmen von 15 Jahren für die Umsetzung der 17 Hauptziele ist unrealistisch. Wer die Dimension 

der geforderten Transformation bewusstmachen möchte, spricht heutzutage vom Anthropozän als einem 

neuen ökologischen Zeitalter, das Mensch und Natur neu denkt. 
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Die Agenda 2030 ist voll von vagen Absichtserklärungen: Wir sind entschlossen…, wir verpflichten uns…, 

wir werden uns bemühen…, wir unterstützen… Sie enthält (noch) keine Indikatoren für erzielte bzw. ver-

fehlte Fortschritte. 

Kosten- und Finanzierungspläne existieren (noch) nicht. Die Umsetzung ist auf den guten Willen von Regie-

rungen und privaten Investoren angewiesen. Die UN setzt auf die Globale Partnerschaft (SDG 17) und auf 

die 2015 in Addis Abeba von der UN beschlossenen Maßnahmen zur Entwicklungsfinanzierung. 

Die Agenda 2030 ist völkerrechtlich nicht bindend. Es handelt sich um einen Aktionsplan. Die zahlreichen 

Programme werden vermutlich nie in Gesetze gegossen. Ihre Umsetzung erfolgt auf Freiwilligkeitsbasis. 

Keines der edlen Ziele kann eingeklagt werden. 

Die 17 Ziele stehen gleichberechtigt nebeneinander wie die Weihnachtswunschliste eines Kindes. Eine 

Rangliste fehlt. Primär müsste es um den Schutz der Lebensgrundlagen aller Lebewesen gehen. So können 

die Politiker sich für die Umsetzung ein oder mehrere Ziele herauspflücken. – Wenn jedoch mit der Großen 

Transformation ein grundlegender Umbau der derzeitigen politischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten 

gemeint ist, so kann mit dem Bild der Großbaustelle dieses Vorhaben auch positiv bewertet werden: Etwas 

ganz Neues wird gebaut und dazu braucht es viele Teil-Baustellen. 

Das Grundübel der SDGs 

Niemand konnte von wichtigen Autoren der SDGs (eben jene hochrangigen Vertreter aus Politik, Wirtschaft, 

Wissenschaft) erwarten, dass sie das neoliberale Wirtschaftssystem offensiv angreifen oder den Kapitalismus 

für die schlimmen Zustände dieser Welt, die die SDGs beseitigen wollen, verantwortlich machen würden.  

Sie tun es nicht. Leider ist das Gegenteil der Fall. Die SDGs setzen auf ein dauerhaftes industrielles Wachs-

tum, das ja, wenn auch als inklusiv und nachhaltig apostrophiert, immer mehr Ressourcen erfordert und die 

Produktion von Gütern und ihren Verbrauch in die Höhe treibt. Die Wachstumspolitik hat bisher die Armen 

relativ ärmer gemacht. Unser Planet wird noch stärker übernutzt und ruiniert, wenn auch arme Länder auf ein 

ähnliches Verbrauchsniveau gehoben werden sollen wie das der reichen Länder. Was die Finanzierung der 

SDG-Vorhaben betrifft, so setzt die Agenda 2030 offen auf einen breitgefächerten Privatsektor (41), was den 

multinationalen Unternehmen einen großen Einfluss auf die nationale und internationale Politik sichert. Die 

Investoren wittern große Chancen, mithilfe von Steuergeldern (Public Private Partnerships) und staatlicher 

Absicherung bei der Umsetzung vor allem der SDG 8 (Wirtschaftliches Wachstum), 9 (Infrastruktur) und 17 

(Globale Partnerschaften) zum Zuge zu kommen. - Im Übrigen wird die vorgesehene Ausrottung der extre-

men Armut dadurch ermöglicht, dass der Tagesbedarf der Armen extrem niedrig auf 1,25 US $ (1.1) - inzwi-

schen auf 1,90 US $ angehoben - angesetzt wird. Die SDGs erwägen nicht einmal eine strukturelle Änderung 

des herrschenden Wirtschaftssystems. Begriffe wie degrowth, Nullwachstum, Suffizienz oder Postwachs-

tumsgesellschaft sucht man vergeblich in der Agenda. Weder eine globale noch eine nationale 

Verteilgerechtigkeit, die hohe Abgaben von den Reichen erforderlich machen würde, ist im Blick. Die Do-

minanz der Finanzmärkte und der Multinationalen Unternehmen ist kein Thema. - Dass die Autoren dennoch 

an einen Erfolg der SDGs glauben, liegt auch an ihrem Vertrauen in technische Lösungen: Diversifizierung, 
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technologische Modernisierung und Innovation, Ressourceneffizienz, Entkoppelung von Wirtschaftswachs-

tum und Umweltzerstörung (8,2-4). 

4ÁÕÇÅÎ ÄÉÅ 3$'Ó ÚÕÒ ȵ4ÒÁÎÓÆÏÒÍÁÔÉÏÎ ÕÎÓÅÒÅÒ 7ÅÌÔȰȩ  

Das Zusammenspannen der Begriffe Nachhaltigkeit und Entwicklung hat bei Kritikern die Frage aufgewor-

fen, ob die SDGs überhaupt sinnvoll seien. Schließt Entwicklung(spolitik) nicht von vornherein Nachhaltig-

keit aus?  Ein antagonistisches Verständnis der beiden Begriffe ist aber nicht zwingend. Wenn Entwicklung 

für den stetigen Wandel der gesellschaftlichen Verhältnisse steht, dann muss dieser Wandel qualifiziert wer-

den: Fördern wir einen profitorientierten Wildwuchs oder eine Entwicklung, die die Mitwelt schützt? Eine 

nachhaltige Entwicklung will jeglichen Raubbau bekämpfen. 

Viele halten dieses Weltrettungsprogramm für untauglich, weil es den mächtigen G20-Vertretern in der 

UNO gelungen ist, ihre neoliberale Ideologie darin unterzubringen 

Dennoch sollte nicht übersehen werden, dass die Nachhaltigkeitsziele auch eine systemkritische Wirkung 

haben. Die durchgängige Forderung nach nachhaltiger Entwicklung, Bewirtschaftung, Landwirtschaft, Ener-

gieversorgung, nachhaltigem Wirtschaftswachstum, nachhaltigen Konsum- und Produktionsmustern usw. 

impliziert eine heftige Kritik an den kapitalistischen Entwicklungsstrategien, Wirtschaftsformen. Energie-

konzernen usw. Die Agenda 2030 drängt mit Macht auf grundsätzliche Veränderungen. Die Nachhaltigkeits-

forderung stellt den prinzipiell nicht nachhaltigen Kapitalismus grundsätzlich in Frage. Sie kratzt nicht nur 

an ihm; sie ist bis zu einem gewissen Grad ein Gegenmodell, das von der Erkenntnis ausgeht, dass man nicht 

weiterwirtschaften darf wie bisher. 

Wenn man nach den Gründen fragt, warum die Repräsentanten so gut wie aller Staaten diesem Dokument 

zugestimmt haben, dann kämen folgende Einsichten dafür in Frage: 

Das kapitalistische Weltsystem, das Mensch und Natur einer radikalen Ausbeutung unterworfen hat, stößt an 

seine Grenzen. Die endlose Geldvermehrung zugunsten der Superreichen hat schlimmste Verwüstungen hin-

terlassen: Zusammenbrechende Megastädte, ein fragiles Finanzsystem mit hoher Verschuldung aller Betei-

ligten, gescheiterte Staaten, Zerfall der Infrastruktur in den Industriestaaten, Abbau von Sozialleistungen, 

Vermüllung der Erde, Süßwassermangel, vergiftete Böden, menschengemachte Erderwärmung. Kurzum: Die 

so genannten Segnungen des Systems sind in massive Bedrohungen umgeschlagen.  Dagegen formiert sich 

entschlossener Widerstand. Millionen Menschen in aller Welt kämpfen mittels Demos vor Ort, Social Me-

dia-Aktionen, Flashmobs, Kundgebungen, Gegen-Studien, Massenpetitionen und Klagen gegen Bergbaupro-

jekte, Ölbohrungen, Fracking, Pipelines, Megastaudämme, Schnellstraßen, Kernkraftwerke, Chemiefabriken, 

Landraub, Privatisierung, Vertreibung, Militarisierung und die Macht der Banken usw.“ Millionen Menschen 

bevorzugen schon heute das einfache Leben, entsorgen Überflüssiges, stellen auf fleischlose Kost um, be-

kämpfen Verschwendung, senken ihren CO2-Ausstoß, experimentieren mit solidarischem Wirtschaften und 

Verhalten usw. 
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Der Kapitalismus hat abgewirtschaftet. Seit Boni-Millionäre - in Komplizenschaft mit Politikern - kaltlä-

chelnd Verbrechen begehen (Dieselgate), hat er auch jegliche moralische Legitimation verspielt. Jakob 

Augstein hat diese Art von Kooperation ein „vollkommen degeneriertes System“ genannt (Der SPIEGEL 

32/2017, S. 8).  Kluge PolitikerInnen sehen, wohin die Entwicklung läuft und unterstützen zunehmend die 

kapitalismuskritische Zivilgesellschaft. Sie wollen nicht mehr länger die Handlanger der Finanzmärkte sein. 

Sie fordern deren Bändigung. Alle wissen: Zur Rettung des Planeten wäre eine Vollbremsung beim Wachs-

tum nötig und gleichzeitig eine Neuverteilung der Reichtümer. 

Noch ist es nicht so weit, aber die unheilige Allianz zwischen Staat und Hochfinanz beginnt schon jetzt zu 

bröckeln. Dieser Vorgang kann enorm beschleunigt werden, wenn sich eine große Zahl von Regierungen an 

die Umsetzung der SDGs machen. Dazu braucht es viel Druck von unten. Vieles hängt davon ab, wie viele 

Einzelne, Journalisten, Wissenschaftler, zivilgesellschaftliche Gruppen, Kommunen, Religionsgemeinschaf-

ten, Parteien, Verbraucherschutzverbände, Regierungen und internationale Institutionen sich für ihre Umset-

zung stark machen. Ob die SDGs scheitern oder erfolgreich sein werden, ist ein Machtfrage: Regiert auf im-

mer und ewig die Finanzblase die Welt oder gewinnen ihre Gegner, die Gemeinwesen-Politiker? 

Hindernisse bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele  

Es wäre reichlich naiv, sich die notwendige Transformation der Weltgesellschaft als Polit-Spaziergang vor-

zustellen. Die Profiteure der derzeit herrschenden Ordnung werden erbitterten Widerstand leisten. 

Die SDGs sind der Bevölkerungsmehrheit schwer vermittelbar, denn sie sind umfangreich und komplex. Sie 

haben bislang noch keine Aufbruchstimmung erzeugen können. Ja, man kann mit ihnen Ängste vor Wohl-

standsverlusten schüren. Die Vision von einer Welt ohne Hunger mobilisiert die Satten schwerlich. Und vie-

le bezweifeln den Willen der Politiker, diese ambitionierten Ziele zu erreichen. Ihre Unverbindlichkeit lässt 

sie auf der Prioritätenliste politischer Vorhaben nach unten rutschen. Für viele Politiker sind die zentralen 

Themen der SDGs wie Nachhaltigkeit, Umverteilung des Reichtums, Partizipation, Kohärenz… Randthe-

men. Manche Ministerien opponieren offen. Das Verkehrsministerium ist eine Filiale der Auto-Industrie, das 

Wirtschaftsministerium betreibt neoliberales Wirtschaftswachstum, das Landwirtschaftsministerium fördert 

den Export von deutschen Agrarerzeugnissen, und das so genannte Verteidigungsministerium entzieht den 

innerdeutschen und Sozialprogrammen immer mehr Haushaltsmittel. Hinzu kommt, dass das Umweltminis-

terium in Sachen Klimaschutz und Energiewende eine verheerende Bilanz ausweist. 

Die Beseitigung der Hindernisse  

Die Menge und Größe der Hindernisse lässt viele, die die meisten der SDG-Ziele richtig und gut finden, re-

signieren. Vielleicht hilft die Einsicht, dass das Weitermachen wie bisher hohes selbstmörderisches Potenzial 

in sich trägt. Vielleicht hilft die Beobachtung, dass der neoliberale Kapitalismus nicht mehr mehrheitsfähig 

ist. Vielleicht motiviert die Einsicht, dass die Missachtung der Menschenwürde und der Menschenrechte der 

Armen und Hungernden die Reichen und Satten ebenfalls entmenschlicht, zu einem Bewusstseinswandel. 

Die Einsicht in Notwendigkeiten führt allerdings noch lange nicht zum Handeln. Unser Gehirn ist geprägt 



 

 

34 

von einer Wachstums- und Steigerungslogik. Um sie aufzubrechen, braucht es spirituell gegründete Werte, ja 

eine Kultur der Ehrfurcht vor allem Leben.  

Vielleicht regen die zahlreichen Versuche, solidarisch zu leben, zum Widerstand gegen Bestehendes und zur 

Nachahmung an. Vielleicht können die Überlegungen, was ein gutes Leben ausmacht, von Gier und Ver-

schwendung befreien. Vielleicht entstehen bald breite systemkritische Allianzen. 

Auch praktische Aktivitäten können einiges in Bewegung bringen. Z.B. die Erstellung von SDG-

Bildungsmaterialien, die Gründung von SDG-Arbeitskreisen zu einem der 169 Unterziele, die Organisation 

von Veranstaltungen zu den SDG-Themen, das Befragen von Politikern, was sie zum Erreichen der Nachhal-

tigkeitsziele beitragen, eine Auseinandersetzung mit der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie…  

Ausblick  

Wir sollten die Hoffnung nicht aufgeben, dass sich der appellative Satz in der Präambel der Agenda 2030 

bewahrheitet: „Wenn wir unsere Ambitionen in allen Bereichen der Agenda verwirklichen können, wird sich 

das Leben aller Menschen grundlegend verbessern und eine Transformation der Welt zum Besseren stattfin-

den.“ Entwicklungsminister Gerd Müller sieht folgende Alternative: „Wir könnten die erste Generation wer-

den, die die Welt in die Apokalypse führt. Oder die erste Generation, die eine Welt ohne Hunger schafft.“ 

Was kann die Kirche dazu beitragen? Sie muss ihre ökumenischen Grundüberzeugungen, vor allem den 

Konziliaren Prozess, reaktivieren und damit auch UN-Forderungen wie die Agenda 2030 offensiv unterstüt-

zen. 

Im Jahr des Reformationsjubiläums schreit die planetarische Krise nach einer ökologischen Theologie, die 

eine grüne Agenda auf den Weg bringt. Es braucht eine permanente Reformation, die die Heiligkeit der 

Schöpfung feiert und den Menschen als Geschöpf unter Mitgeschöpfen einordnet. Die entsprechende ökolo-

gische Praxis kann sich an den SDGs orientieren. 

 

Werner Gebert, Jahrgang 1940, evangelischer Theologe in der württembergischen Landeskirche, war 

zunächst Religionslehrer, Heimleiter im Internationalen Freundschaftsheim Bückeburg und Mitarbeiter 

bei IDOC (Internationales Dokumentations- und Kommunikationszentrum) in Rom. Er hat dann 23 Jahre 

lang im kirchlichen Entwicklungsdienst gearbeitet: im Evangelischen Missionswerk, bei Dienste in Über-

see und im Evangelischen Entwicklungsdienst. Im Ruhestand hat er sich engagiert u.a. beim Plädoyer für 

eine ökumenische Zukunft und bei Pro Ökumene – Initiative in Württemberg. Werner Gebert ist verheira-

tet und hat drei Kinder, sowie 4 Enkelkinder. 
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ȵ&İÒÃÈÔÅ $ÉÃÈ ÎÉÃÈÔȰ ɀ Migration und Flucht  

von Doris Peschke 
 

Migration – vor allem der Umgang mit Flüchtlingen – ist derzeit ein gesellschaftlich und politisch höchst 

umstrittenes Thema. Durch populistische Themensetzung insbesondere in Wahlkämpfen ist ein kluger und 

vernünftiger Umgang mit den dazugehörigen Politikfeldern derzeit schwierig. Vielfach werden Mig-

rant_innen und Flüchtlinge kriminalisiert, inhaftiert, unmenschlich behandelt.  

Die Bilder von überfüllten Schiffen im Mittelmeer auf dem Weg nach Italien, von tausenden Flüchtlingen, 

die 2015 auf den griechischen Inseln ankamen und über die Balkanstaaten quer durch Europa nach Norden 

und Westen liefen, haben das Beste und das Schlimmste in Europa gezeigt: Spontane Hilfsbereitschaft und 

Solidarität in einem kaum für möglich gehaltenen Ausmaß, aber auch Ablehnung und Hass, ja Gewalt gegen 

Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten. Zwei Jahre später scheint es ruhig. Zwar kommen nach wie 

vor tausende Flüchtlinge in Italien und Griechenland an, die Zahlen sind jedoch deutlich geringer als 2015. 

Schon 2016 verzeichneten einige europäische Staaten die geringsten Flüchtlingszahlen seit den 90er Jahren. 

Allerdings starben immer mehr Menschen auf dem Weg, die Abschottung wurde vorverlagert: die Türkei 

baute einen Zaun an der syrischen Grenze, afrikanische Staaten sollen die Migration nach Libyen kontrollie-

ren. Mit Hilfe und auf Drängen der Europäischen Union werden in anderen Regionen Grenzen gezogen und 

kontrolliert. 

Im September 2016 hat ein UN-Gipfeltreffen zu „großen Bewegungen von Flüchtlingen und Migranten“ in 

New York beschlossen, dass bis Ende September 2018 zwei internationale Übereinkünfte, Compacts, zu 

Flucht und zu internationaler Migration erarbeitet werden sollen. 

Die globale Flüchtlingskrise  

Eigentlich wissen es die politisch Verantwortlichen: die Welt erlebt seit 2014 die größte Flüchtlingskrise seit 

dem 2. Weltkrieg: mehr als 65,5 Millionen Menschen wurden vor allem durch Krieg und Gewalt vertrieben, 

zwei Drittel davon leben jedoch innerhalb ihres Landes, z.B. in Syrien oder dem Irak. 22,5 Millionen Men-

schen werden als internationale Flüchtlinge gezählt. Die Länder, die die meisten Flüchtlinge beherbergen 

sind die Türkei, Pakistan, Libanon, der Iran, Uganda und Äthiopien. Ende 2016 waren Syrien, Afghanistan 

und Südsudan die Herkunftsländer der meisten Flüchtlinge. Seit dem Sommer 2017 sind mehr als 600.000 

Angehörige der Royhingya-Minderheit aus Myanmar/Burma nach Bangladesch geflohen. Damit dürfte die 

Zahl der Vertriebenen in nun auf mehr als 66 Millionen gestiegen sein. 

Diese globale Flüchtlingskrise ist eine immense Herausforderung für die Staaten und die UN-

Organisationen: auch wenn Zusagen und Zahlungen an den UN Hochkommissar für Flüchtlinge (UNHCR) 

und andere UN-Organisationen gesteigert wurden, die Mittel reichen nicht aus für die Versorgung der vielen 

Flüchtlinge, Nahrungs- und medizinische Versorgung sind knapp, Bildungsprogramme für Kinder – mehr als 

die Hälfte der internationalen Flüchtlinge sind minderjährig – unzureichend. Immer wieder muss festgestellt 
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werden, dass die Mitgliedsstaaten nicht die erforderlichen Mittel aufbringen, so waren nach einer Geberkon-

ferenz für Uganda im Juni bis August nur 21 Prozent der erforderlichen Mittel zugesagt. Bereits im Mai wa-

ren Nahrungsmittelrationen um die Hälfte gekürzt worden, weil Unterstützung fehlte. Ende September wur-

den Lebensmittelrationen durch das Welternährungsprogramm erneut gekürzt.  

In Europa meinen viele, dass alle Flüchtlinge nach Europa „strömten“. Richtig ist, dass auch in einigen euro-

päischen Staaten in den letzten Jahren mehr Flüchtlinge ankamen und die Zahl der Asylanträge nach jahre-

langem Rückgang seit 2014 wieder anstiegen. In den EU und Schengenstaaten, sogenannte EU+
25

, wurden 

2015 fast 1,4 Millionen Asylanträge gestellt, in 2016 knapp 1,3 Millionen.  

 

Asylerstanträge, EU-28, Januar 2016 – June 2017 - Quelle: Eurostat (migr_asyappctzm) 

Die Zahlen für 2016 beinhalteten jedoch auch Asylanträge von Personen, die bereits 2015 nach Europa ge-

kommen waren. War 2015 noch Unterstützung für die europäischen Staaten mit hohen Flüchtlingszahlen ein 

Ziel, auch innereuropäische Solidarität, neben Finanzmitteln und Personalentsendung auch mit einem um-

strittenen Umverteilungsbeschluss des Europäischen Rates vom September 2015, so blieb doch vorrangig 

das politische Ziel, die Zahlen der Flüchtlinge in Europa zu begrenzen. Eine Vielzahl von Restriktionen 

wurden bereits ab Herbst 2015 auf nationalen Ebenen beschlossen. Bekämpfung der irregulären Migration 

und der Schleuser wurden massiv ausgeweitet, die EU-Grenzschutzagentur Frontex erhielt in Rekordge-

schwindigkeit ein neues Mandat und ein drastisch erhöhtes Budget. Das Europäische Asylunterstützungsbüro 

EASO erhielt neue Aufgaben, obwohl die Verständigung auf ein entsprechend neues Mandat nicht so schnell 

erfolgte wie bei Frontex.
26

 Eigentlich sollte EASO nicht selbst operativ sein, wurde aber seit 2015 mit asylre-

levanten Aufgaben in den Hotspots in Griechenland und Italien betraut. Auch das EASO Budget wurde an-

gehoben, wenn auch in erheblich geringerem Umfang. 

                                                      

25 28 EU-Staaten plus Schweiz, Liechtenstein, Norwegen und Island 
26 Zum Ende der EU-Präsidentschaft Maltas wurde Ende Juni 2017 mitgeteilt, dass es eine Einigung über das neue Mandat für die Europäi-
sche Asylagentur EUAA gebe, sie wurde jedoch noch bis Anfang November noch nicht abschließend beschlossen und veröffentlicht. 
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Die Europäische Kommission und mehrere Ratstreffen der Regierungschefs befassten sich mit den Themen 

und beschlossen umfangreiche Hilfen für die Hauptankunftsländer, aber auch für die Länder im Nahen Os-

ten, die die meisten Flüchtlinge beherbergen. Darüberhinaus wurde im März mit der Türkei ein Deal verein-

bart: Die Türkei sollte Unterstützung für die dort lebenden Flüchtlinge erhalten, aber auch dafür sorgen, dass 

sie nicht mehr nach Griechenland weiterreisen. Syrische Flüchtlinge können in der Türkei temporären 

Schutzstatus erhalten – nicht jedoch Flüchtlinge aus anderen Ländern wie Afghanistan oder Irak. Aufgrund 

dieser Tatsache erklärte die Regierung und das Parlament Griechenlands, ebenfalls Teil des Deals, die Türkei 

zum „sicheren Drittstaat“ für Flüchtlinge. Gemäß des Rückübernahmeabkommens zwischen Griechenland 

und der Türkei sollten die Flüchtlinge in die Türkei zurückgeschickt werden, dafür sollte die gleiche Zahl an 

Flüchtlingen aus der Türkei in andere EU-Staaten neuangesiedelt werden (resettlement). Bis Ende August 

2017 wurden 8.834 Flüchtlinge von 15 EU-Staaten aufgenommen, in die Türkei zurückgeschickt wurden 

1.896.  

Die Europäische Kommission und der Rat der EU sehen sich bestätigt, da die Zahl der Neuankünfte auf den 

griechischen Inseln nach März 2016 deutlich zurückging. Auch die Zahl der Toten im östlichen Mittelmeer-

raum ist gesunken, dennoch kommt es immer wieder zu Unglücken. Im September und Oktober sind die An-

kunftszahlen auf den griechischen Inseln wieder angestiegen, wenn sie auch nicht mit den Zahlen 2016 ver-

glichen werden können.  

Ebenfalls Teil der EU-Antwort ist der „Hotspot-Approach“ in Italien und Griechenland, er wird aber in den 

beiden Ländern unterschiedlich umgesetzt. In Italien werden mithilfe der EU-Agenturen die Registrierung 

der Ankommenden vorgenommen, sie bleiben jedoch nur 1-2 Wochen in den Hotspots. Anders in Griechen-

land: mit der Absicht, alle Ankommenden gemäß Türkei-Deal zurückzuschicken, wurden zunächst alle in 

den Hotspots festgehalten. Nur besonders Schutzbedürftige wie Minderjährige, Kranke, alleinreisende Frau-

en sollten an andere Orte gebracht werden. Die griechischen Hotspots waren bereits weit über die Kapazi-

tätsgrenzen belegt, und die Abschiebung konnte nur in wenigen Fällen tatsächlich durchgeführt werden. Es 

kam aufgrund der unerträglichen Zustände zu gewalttätigen Auseinandersetzungen. Immerhin wurden die 

Hotspots auf den griechischen Inseln Lesbos, Chios, Samos, Kos und Leros danach wieder geöffnet, auch 

wenn die Personen die Inseln nicht verlassen durften. Auch wenn immer wieder Gruppen von Flüchtlingen 

auf das griechische Festland gebracht werden, manche auch in andere EU-Länder aufgenommen wurden, 

bleiben die Hotspots in Griechenland bis zum Doppelten der Kapazitäten überbelegt. Seit Ende des Sommers 

2017 stieg auch hier die Zahl der Ankünfte wieder. 

Abschreckung und Abschottung  

Als weiteren Teil der Antwort auf die Herausforderungen wurde eine „effektive Rückkehrpolitik“ geplant, 

die Europäische Kommission forderte die Mitgliedsstaaten zu mehr Abschiebungen auf und ging Anfang 

2016 soweit, den Mitgliedsstaaten zu empfehlen, „die Flucht von Personen zu verhindern, indem sie Perso-

nen in Haft nehmen, gegen die eine Rückkehrentscheidung ergangen ist und bei denen Anzeichen dafür vor-

liegen, dass sie dieser Entscheidung nicht Folge leisten werden, beispielsweise wenn sie sich weigern, bei 
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der Identifizierung zu kooperieren...“
27

 Es wird behaupte, dass: „Die Inhaftnahme( kann) ein wichtiges Ele-

ment sein ( kann), um die Wirksamkeit des Rückkehrsystems in der Union zu verbessern;“
28

 Darüberhinaus 

empfiehlt die Kommission: „Die Höchstdauer der Inhaftnahme unterschreitet derzeit in mehreren Mitglied-

staaten erheblich die nach der Richtlinie 2008/115/EG zulässige Dauer, die für den erfolgreichen Abschluss 

des Rückkehrverfahrens erforderlich ist. Eine solche kurze Dauer der Inhaftnahme steht wirksamen Ab-

schiebungen entgegen.“
29

  

Die Behauptung, dass Haft die Rückführungsverfahren verbessert und höhere Abschiebequoten erreicht wer-

den könnten ist jedoch nicht belegt. Im Gegenteil: die Untersuchungen der International Detention Coalition 

zeigen, dass Alternativen zur Haft effektiv sind.
30

  

Der Vorrang der freiwilligen Rückkehr, wie er in der Rückführungsrichtlinie postuliert ist, wird zwar eben-

falls erwähnt. Die Programme und insbesondere die Finanzen haben ihren Fokus jedoch auf der erzwunge-

nen Rückführung. 

Auch wenn unstrittig ist, dass zu einer umfassenden Migrationspolitik auch Rückkehr – oder Weiterwande-

rung – gehört, so ist die Schwerpunktsetzung auf diesen Bereich unverhältnismäßig.  

Zusätzlich hat die Europäische Kommission 2016 Revisionsvorschläge für alle europäischen Rechtsakte zu 

Asyl vorgelegt. Zur Begründung wurde die Überlastung der Asylbehörden genannt und dass das Gemeinsa-

me Europäische Asylsystem nicht funktioniere. Beides stimmt zwar, allerdings ist das Gemeinsame Europäi-

sche Asylsystem mit der Richtlinien zu Aufnahmebedingungen, Asylverfahren, Qualifikation (Definition 

von internationalem Schutz und den daraus folgenden Rechten), der Dublin-Verordnung zur Bestimmung 

des für ein Asylverfahren zuständigen Landes, in den Jahren 2008-2014 revidiert worden. Die Neufassungen 

waren noch unzureichend in nationale Gesetze übertragen, geschweige denn ausgewertet. Zu einer Zeit der 

tatsächlichen Belastung ausgerechnet die Grundlagen des Systems zu ändern, ohne verlässliche Hintergrund-

studien und Konsultationen, ist zweifelsohne politischer Aktionismus. Es ist nicht verwunderlich, dass dieser 

erneute Gesetzgebungsprozess noch nicht abgeschlossen ist, zumal die Vorlagen auch in sich widersprüch-

lich waren.  

Ebenso besorgniserregend ist die Aussetzung von Grundrechten: in den Niederlanden wird beispielsweise 

seit Jahren Menschen nach einer negativen Asylentscheidung jegliche Versorgung – Unterkunft, Nahrung, 

medizinische Versorgung - entzogen. Die Konferenz Europäischer Kirchen hat für die Protestantische Kirche 

in den Niederlanden daher wegen Verstoßes gegen die Europäische Sozialcharta des Europarates erfolgreich 

geklagt.
31

 Die BBB-Kampagne (Bed, Bad, Brod) hat auf der Grundlage der Entscheidung des 

                                                      

27 Pressemitteilung der Europäischen Kommission,  
28 Empfehlungen der Europäischen Kommission C-2017-1600, Punkt 16 
29 Empfehlungen der Europäischen Kommission C-2017-1600, Punkt 17 
30 International Detention Coalition, There are Alternatives, 2015, https://idcoalition.org/publication/there -are-alternatives-revised-
edition/  
31https://www.coe.int/en/web/turin -european-social-charter/coming -events/-/asset_publisher/aRI58gE6clPz/content/the-decisions-on-
the-merits-adopted-by-the-european-committee-of-social-rights-in-the-cases-conference-of-european-churches-cec-v-the-netherlands-no-
9?_101_INSTANCE_aRI58gE6clPz_viewMode=view/ 
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Sozialchartaausschusses immerhin erreichen können, dass einige Stadtverwaltungen wieder Unterkünfte be-

reitstellen. 

Viele Staaten, darunter Finnland und Deutschland, haben das Recht auf Familiennachzug für Personen, die 

subsidiären Schutz zuerkannt bekamen, ausgesetzt. Als Argument wird von Politikern angeführt, subsidiärer 

Schutz sei nur auf Zeit. Dies ist eine Falschinterpretation der EU-Qualifikationsrichtlinie.
32

 Die Dauer des 

notwendigen Schutzes hängt an der Situation im Herkunftsstaat und ist nicht vom Schutzstatus vorgegeben. 

Während der Flüchtlingsstatus zuerkannt wird, wenn eine Person individuell, politisch, ethnisch oder religiös 

verfolgt ist, wird der subsidiäre Status aufgrund von Krieg, Bürgerkrieg oder Gewalt im Herkunftsstaat er-

teilt. Die damit verbundenen Rechte abzustufen ist jedoch problematisch: Jahrelange Trennung von Fami-

lienangehörigen führt in vielen Fällen zu psychischen Schäden. Insbesondere für Kinder können dauerhafte 

Schäden und Bindungsstörungen die Folge sein. Statt diese Flüchtlinge zu stabilisieren und ihnen zu einem 

eigenständigen Leben zu verhelfen, werden sie geschädigt. Gesellschaftliche Integration wird auch dadurch 

erschwert, statt sie zu erleichtern.  

Man könne nicht hunderttausende oder Millionen weiterer Menschen aufnehmen, wird ebenfalls als Grund 

genannt. Die von Politikern genannten hohen Zahlen sind jedoch wenig belastbar. Mit der Angst vor mehr 

Zuwanderung durch Familiennachzug und der Einschränkung wird zudem ein möglicher legaler Weg ver-

schlossen. Sichere und reguläre Zugangswege wären aber dringend notwendig, damit Flüchtlinge nicht mehr 

auf Schleuser angewiesen sind. Staaten sind im Grundsatz verpflichtet, Familienleben zu ermöglichen,  

Die Betonung der Rückkehr – und dass Schutz nur auf Zeit gewährt würde - lenkt ab von den eigentlichen 

Herausforderungen, die eine große Zahl von Neuankommenden mit sich bringt: ausreichend bezahlbarer 

Wohnraum, Bildung und Fortbildungsangebote, Sprachkurse und Vermittlung in den Arbeitsmarkt sind die 

ersten Schritte zu einem eigenständigen Leben und zur gesellschaftlichen Integration.  

Internationale Migration  

Der politische Diskurs ist zwar derzeit auf (Begrenzung von) Flucht ausgerichtet, tatsächlich machen Flücht-

linge jedoch nur etwa 10 Prozent der internationalen Migration aus. Weltweit werden 244 Millionen Men-

schen als MigrantInnen gezählt. In einigen Ländern werden zusätzlich Menschen mit Migrationshintergrund 

gezählt, wenn sie oder ein Elternteil in einem anderen Land geboren wurde, auch wenn sie Staatsbürger sind. 

In der Tat zählt Deutschland im Jahr 2015 zum zweitwichtigsten Einwanderungsland nach den USA und vor 

Russland; Großbritannien liegt an 5. Stelle, Frankreich auf Platz 8, Spanien 10 und Italien erst auf Platz 11. 

33
 Es ist nicht erstaunlich, dass in den vergangenen fünf Jahren eine steigende Einwanderung zu verzeichnen 

ist, gibt es doch auch Anwerbeabkommen für einige Wirtschaftssektoren, da Arbeitskräfte fehlen. Enthalten 

in diesen Zahlen sind etwa 40 Prozent EU-Bürger, die das Recht auf Einreise und Niederlassung haben. Für 

                                                      

32 ȵ.ÁÃÈ !ÕÆÆÁÓÓÕÎÇ ÄÅÒ +ÏÍÍÉÓÓÉÏÎ ÕÎÔÅÒÓÃÈÅÉÄÅÎ ÓÉÃÈ ÄÉÅ ÈÕÍÁÎÉÔßÒÅÎ 3ÃÈÕÔÚÂÅÄİÒÆÎÉÓÓÅ ÖÏÎ 0ÅÒÓÏÎÅÎȟ ÄÉÅ ÓÕÂÓÉÄÉßÒÅÎ 3ÃÈÕÔÚ ÇÅÎießen, 
nicht von denen der Flüchtlinge; die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, Vorschriften zu erlassen, die Flüchtlingen und Personen, die 
vorübergehenden oder subsidiären Schutz genießen, ähnliche Rechte gewähren. Die Konvergenz der beiden Schutzformen wird auch in der 
Neufassung der Anerkennungsrichtlinie 20ρρȾωυȾ%5χωȟ ÄÉÅ ÚÕÍ ȵ%5-!ÓÙÌÐÁËÅÔȰψπ ÇÅÈĘÒÔȟ ÂÅÓÔßÔÉÇÔȢȰ ,ÅÉÔÌÉÎÉÅÎ ÚÕÒ !Î×ÅÎÄÕÎÇ ÄÅÒ 2ÉÃÈÔÌi-
nie 2003/86/EG des Rates betreffend das Recht auf Familienzusammenführung, COM (2014) 210 final, 3.4.2014 
33 MPI Migration Policy Institute: International Migrant Population and Migrant Share of Total Population, Top 25 Countries of Destination,   
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Deutschland stimmt jedoch, dass der Anteil an Flüchtlingen in den Jahren 2015 und 2016 vergleichsweise 

hoch ist.  

Migration ist nicht nur Einwanderung, sondern auch Auswanderung. Unter den EU-Staaten mit den meisten 

Staatsangehörigen in anderen Ländern stehen Rumänien und Polen an der Spitze, es folgen Italien, Portugal 

und Großbritannien, und Deutschland.  

 

 

Der Anteil der MigrantInnen in Deutschland an der Gesamtbevölkerung beträgt 14,5 %, und liegt damit im 

Mittelfeld. Nur zwei europäische Länder finden sich unter den 25 Ländern mit dem höchsten Migrationsan-

teil an der Gesamtbevölkerung, Luxemburg und die Schweiz.  

Die internationale Migration verändert Gesellschaften, Vielfalt an Sprachen und Kulturen sind insbesondere 

in den Städten spürbar. Neu ist das nicht, denn auch frühere Wanderungs- und Fluchtbewegungen haben Re-

gionen verändert.  

Migration gestalten, das war der Anspruch des Versuchs eines Einwanderungsgesetzes für Deutschland, das 

mit dem Zuwanderungsgesetz 2004 beschlossen wurde. Allerdings hatte die Steuerung und Kontrolle auch 

hier Vorrang vor der Planung und Gestaltung. Die vorgesehene Kommission und Beratung wurde so spärlich 

ausgestattet, dass sie kaum arbeitsfähig war. Entsprechend gibt es jetzt erneut Forderungen nach einem Ein-

wanderungsgesetz. Dieses kann sicher nicht alles regeln, was mit Einwanderung zu tun hat, könnte aber 

Transparenz und Anreise für reguläre Migration schaffen. Damit wäre auch und vor allem Migrant_innen 

geholfen, wenn Klarheit statt Willkür hergestellt werden könnte. Dies gilt insbesondere für die Verknüpfung 

von Migration und Entwicklung, wo Migrationspartnerschaften nicht Migration verhindern, sondern reguläre 

Wege eröffnen sollten. 

Migration: eine ökumenische Aufgabe und Herausforderung  

Noch vor der Gründung des Ökumenischen Rates der Kirchen im Jahr 1948 begann die ökumenische Zu-

sammenarbeit in der Flüchtlingshilfe nach dem Zweiten Weltkrieg. Über viele Jahre wurde dies den Kirchen 

fortgesetzt, u.a. in der Arbeit mit Kontingentflüchtlingen, heute Neuansiedlungsprogramme genannt.  Die 

Katholische Kirche gründete die Internationale Katholische Migrationskommission ICMC, der ÖRK im Jahr 



 

 

41 

1964 den Ausschuss der Kirchen für Wanderarbeiter, woraus später die Kommission der Kirchen für Mig-

ranten in Europa CCME wurde. Ende der 80er Jahre wurde die Ökumenische Arbeitsgruppe der Kirche zu 

Asyl und Flucht vom ÖRK und der Konferenz Europäischer Kirchen begründet, deren Arbeit 1999 mit der 

CCME zusammengeführt. Die Zusammenarbeit zwischen ökumenischen Strukturen der orthodoxen und pro-

testantischen Kirchen und den römisch-katholischen Organisationen im Bereich Migration und Flucht kann 

als gut bezeichnet werden. „Christen sind aus Berufung Migranten“ formuliert Kardinal Erdö, damals Vor-

sitzender der Europäischen Katholischen Bischofskonferenzen CCEE, 2010 bei einer gemeinsamen Tagung 

mit der KEK im Jahr 2010.  

Papst Franziskus hat den Umgang mit Flüchtlingen seit seinem Amtsantritt immer wieder als zentral für die 

christliche Botschaft betont und Zeichen gesetzt. Der ÖRK veranstaltete im Herbst 2015 und Januar 2016 in-

ternationale Konferenzen zu den Herausforderungen durch die globale Flüchtlingskrise, und – vielleicht 

noch wichtiger – unternahmen ökumenische Besuche u.a. in Griechenland, Serbien und Ungarn.  

Seit 2013 wurde in der CCME an Programmen gearbeitet, die 2014 mit dem Titel „Sichere Wege“ begonnen 

wurden, sowohl die Situation an den Außengrenzen zu beobachten, als auch sicheren Zugang zu Schutz zu 

gewährleisten. Familienzusammenführung, höhere Aufnahmekontingente für Flüchtlinge, humanitäre Visa 

bzw. die Aussetzung von Visumspflichten für Menschen aus Kriegsgebieten, aber auch legale Arbeitsmigra-

tion zur Entlastung des Asylsystems waren zentrale Forderungen, die auch gemeinsam mit anderen kirchli-

chen Akteuren bei der EU vorgetragen wurden. Die Protestantischen Kirchen in Italien eröffneten gemein-

sam mit der St. Egidio-Kommunität ein Programm für sicheren Zugang, corridori humanitari. Damit konnten 

seit 2016 fast 1000 Flüchtlinge aus dem Libanon nach Italien gebracht werden. Ein vergleichbares Pro-

gramm haben die Kirchen in Frankreich mit ihrer Regierung vereinbart. Sie zeigen damit auf, dass es anders 

geht. 

In Deutschland, Schweden, Finnland, Frankreich, den Niederlanden, aber auch Polen, Ungarn und Tschechi-

en haben sich die Kirchen – häufig ökumenisch – gegen Verschärfungen des Asylrechts in den vergangenen 

zwei Jahren gewandt. Viel Austausch und Unterstützung für die Aufnahme von Flüchtlingen an den ver-

schiedensten Orten in Europa wurde mobilisiert, Zeichen der Hoffnung gesetzt.  

In einer gemeinsamen Konferenz haben CCME, KEK und ÖRK gemeinsam mit der Protestantischen Kirche 

in den Niederlanden im vergangenen Jahr die Vielfalt der Herausforderungen aufgenommen. In der gemein-

samen Stellungnahme heißt es: Aus der Bibelarbeit von Erzbischof Kari Mäkinen von der evangelisch-

lutherischen Kirche in Finnland lernte die Konferenz, dass Situationen von Migration und Flucht sehr ver-

breitet in der heiligen Schrift sind. Veränderungen im Leben rufen oft Angst hervor, aber das Wort Gottes in 

solchen Situationen lautet: „Fürchte Dich nicht, denn ich bin bei Dir“. Von daher können ChristInnen und 
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Kirchen voller Vertrauen Flüchtlingen und Gemeinschaften dienen. „Vergesst nicht, Gastfreundschaft zu 

üben, denn auf diese Weise haben einige, ohne es zu wissen, Engel bei sich aufgenommen.“ (Hebr. 13: 2)
34

 

Daran anknüpfend ergibt sich die Aufgabe für Kirchen und kirchliche Gruppen, Menschen – und auch poli-

tisch Verantwortlichen – Mut zu machen für eine an Menschen und ihren Rechten ausgerichtete Migrations- 

und Flüchtlingspolitik zu gestalten, die Flüchtlinge und Fremde willkommen heißt. 

Doris Peschke, *1957 in Hannover, hat zwischen 1976-1982 ev. Theologie in Berlin 

(West), Göttingen, und am Ecumenical Institute Bossey sowie Marburg studiert: Nach ei-

nem Praktikum beim Programm zur Bekämpfung des Rassismus im ÖRK 1981, arbeitet 

sie für die Vertretung der namibianischen Befreiungsbewegung movement SWAPO in 

Bonn (1983-1988). Danach war sie für die Entwicklungspolitische Arbeit der Evangeli-

schen Kirche von Hessen – Nassau mit Sitz in Frankfurt verantwortlich (1988-1999). Seit 

September 1999, ist Doris Peschke Generalsekretärin Flüchtlingskommission der europä-

ischen Kirchen. Damit ist sie für die Migrations-, Integrations- und Asylarbeit der Kir-

chen, wie für Anliegen von Flucht, Rassismus und Diskriminierung dieser ökumenischen 

Organisation zuständig.  

doris@peschkedv.eu 

  

                                                      

34 Ökumenische Konferenz Lunteren, 14.-ρφȢ *ÕÎÉ ςπρφ Ȱ&İÒÃÈÔÅ $ÉÃÈ ÎÉÃÈÔȱȡ ÅÉÎÅ 3ÔÅÌÌÕÎÇÎÁÈÍÅȟ 
http://www.ccme.be/fileadmin/filer/ccme/20_Areas_of_Work/Safe_Passage/2016-07-07-DE-Fuerchte_Dich_nicht__eine_Stellungnahme.pdf 
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Klimagerechtigkeit  

Von Geiko Müller -Fahrenholz  
 

Der Begriff „Klimagerechtigkeit“ ist ebenso ungenau wie „Umweltgerechtigkeit“. Weder das Klima noch 

die Umwelt können gerecht oder ungerecht sein, auch wenn sie von uns Menschen nicht selten so empfun-

den werden. Aber jeder weiß, dass niemand das Klima oder die Umwelt ernsthaft verklagen kann. 

Klimagerechtigkeit als Teil des Menschenrechtsdiskurses  

Was mit beiden Begriffen eigentlich zur Debatte steht, lässt sich in die Frage fassen: Welche Folgerungen 

ergeben sich aus dem Klimawandel und den damit verknüpften 

dramatischen Veränderungen unserer Lebenswelt für das Bewusstsein von Gerechtigkeit und seine prakti-

schen sozialen, wirtschaftlichen und politischen Ausgestaltungen? Wenn hier von dem „Bewusstsein von 

Gerechtigkeit“ die Rede ist, soll verdeutlicht werden, dass die Gerechtigkeit etwas anderes ist als das In Pa-

ragraphen gefasste positive Recht. Anders gesagt: Es geht dem verfassten Recht voraus. So unterschiedlich 

die Kulturen und Lebensformen der Menschen auch sein mögen, nach Gerechtigkeit suchen sie alle; denn 

der Ursprungsort dieses Verlangens ist nicht nur der Wunsch, selbst nicht anders behandelt zu werden als al-

le anderen, sondern mehr noch die Erfahrungen von Leid, Willkür, Folter, Erniedrigung und Misshandlung. 

„So darf es nicht bleiben!“ sagen wir und suchen darum ständig aufs Neue nach Regeln und Richtlinien, Ge-

setzen und Standards, um Unrecht zu beheben, Leid zu mindern, Verbrechen zu ahnden und in dem allen so 

etwas wie friedliche, ausbaufähige und belastbare Verhältnisse zu schaffen und aufrecht zu erhalten. So ge-

sehen ist die Suche nach Gerechtigkeit eines der größten zivilisierenden Projekte der Menschheit. Sie beruht 

auf der Überzeugung, dass die Lebensverhältnisse der Menschen nicht nur verbesserungsbedürftig, sondern 

auch verbesserungsfähig sind. Darum gibt sie sich niemals mit dem, was vorfindlich ist, zufrieden, sondern 

entdeckt ständig neue Quellen des Unrechts und „rechtsfreie“ Räume, die es zu gestalten gilt. 

Der Diskurs über die Menschenrechte zeigt deutlich, dass diese Suche ein geschichtlicher Prozess ist, der 

sich nicht nur über die ganze Welt verbreitet, sondern auch neue Bewährungsfelder wahrnimmt und behan-

delt. Nach der Erklärung der Menschenrechte in der UN-Vollversammlung von 1948, welche die subjektiven 

Rechte ins Zentrum rückte, folgten 1966 der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte so-

wie der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. In den 90ger Jahren traten 

genderspezifische Aspekte in den Blick. Intergenerationelle Probleme kommen hinzu. Dieser vielschichtige 

Prozess hat inzwischen auch die Gefahren aufgegriffen, die mit der globalen Erwärmung und dem damit 

verbundenen Klimawandel verbunden sind. 

Dabei orientiert sich die Suche nach Gerechtigkeit nicht nur an den Gefahren, welche die Menschheit als 

Ganze auf sich zieht. Vielmehr gewinnt sie ihre Dynamik nicht zuletzt aus der empörenden Tatsache, dass 

die Menschen, die den Klimawandel am wenigsten verschuldet haben, am stärksten unter ihm leiden müssen. 
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Dieser Umstand verletzt unser Bewusstsein von Gerechtigkeit, weil wir es als ungerecht empfinden, dass ein 

Mensch für das Fehlverhalten anderer sollte bezahlen müssen. Das verträgt sich nicht mit der grundsätzli-

chen Gleichheit und Gleichwertigkeit aller Menschen. Daraus leiten wir das Verursacherprinzip her, das da-

rauf insistiert, dass jeder Mensch nur für sein eigenes Verhalten zur Verantwortung gezogen werden kann 

aber auch muss. Darum verbietet es sich, dass Menschen in Afrika, Asien oder Ozeanien die Folgen für das 

Fehlverhalten von Menschen in Europa oder Nordamerika zu tragen haben sollten. Ein OXFAM-Bericht von 

Dezember 2015 spricht daher von „Extreme Carbon Inequality“ und führt aus, dass „den reichsten zehn Pro-

zent der Weltbevölkerung… die Hälfte der CO2- Emissionen zuzuschreiben“ ist.
35

 

Ein weltweit wirkendes Netzwerk von Nichtregierungsorganisationen ist der wichtigste Träger und Motor 

dieser geschichtlichen Dynamik. Wie kompliziert und anfällig diese globale Erarbeitung normativer Stan-

dards sowie der entsprechenden sozialen, wirtschaftlichen und politischen Maßnahmen ist, lässt sich an den 

Verhandlungen ablesen, die das Pariser Klimaschutzabkommen vom Dezember 2015 begleiten. Die Zerklüf-

tung der Weltverhältnisse, die sich auch aus den vielfältigsten und nicht selten konfliktiven kulturellen und 

religiösen Traditionen ergibt, erschwert diese Prozesse. Daraus folgt: Je globaler und vielschichtiger ein 

Wandel ist, desto langsamer vollzieht er sich. Genau dies ist ein Gesichtspunkt, der angesichts des Klima-

wandels zusätzliche Probleme bereitet; denn es bleiben nach den Auskünften der Experten nur noch wenige 

Jahre, um unüberschaubare Katastrophen zu verhindern oder doch wenigstens abzuschwächen. Die 

„Dekarbonisierung“ der Weltwirtschaft muss bis 2050 abgeschlossen sein, wenn die globale Erwärmung bei 

plus 2 °C gehalten werden soll. So lautet eine Forderung des Wissenschaftlichen Beirates der Bundesregie-

rung Globale Umweltveränderungen (Welt im Wandel. Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation 

aus dem Jahr 2011.) Dieser technische Begriff umschreibt ein Ausmaß gesellschaftlicher, industrieller und 

ökonomischer Umwälzungen, wie wir es uns gar nicht vorstellen können! Unsere ganze „imperiale Lebens-

weise“ (U. Brand/ M. Wissen, 2016) muss sich ändern! Und dies soll in wenigen Jahren geschehen. Die 

Menschheit steht also unter einem enormen Zeitdruck. Diese Verknappung der verbleibenden Zeit stellt in 

sich ein gravierendes Problem dar; denn sie überfordert die Vorstellungskräfte der Menschen und provoziert 

dadurch Verweigerungsreaktionen („numbing“). Zugleich verkürzt sie die Spielräume für die fälligen Bil-

dungs- und Ausbildungsmaßnahmen, die Planung und Ausgestaltung der nötigen Infrastrukturen, usw. 

Nach diesen wenigen, thesenartig verkürzten Bemerkungen zum Prozesscharakter von Klimagerechtigkeit 

sollen jetzt einige spezielle Aspekte in den Blick genommen werden. 

Das bereits erwähnte Verursacherprinzip stellt die punitiven und kompensatorischen Aspekte in den Vorder-

grund. Gemeint ist der Umstand, dass die Verursacher des Klimawandels auch für seine Folgen einzustehen 

haben. Damit entsteht jedoch ein intergenerationelles Problem. Wenn wir den Klimawandel als eine Folge 

der industriellen Revolution aufzufassen haben, dann geht es, vereinfacht gesprochen, um die Zeit von 1840 

bis heute.  Wenn wir zum andern bedenken, dass im Wesentlichen erst ab 1990, also mit der Veröffentli-

chung des ersten Berichtes des International Panels für Climate Change, die Folgen des Klimawandels be-
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kannt wurden, dann ist daraus zu schließen, dass die Verantwortlichen zwischen 1840 und 1990 nicht zur 

Rechenschaft gezogen werden können, weil sie nicht wissen konnten, was sie ausgelöst hatten. Und warum 

sollten die Menschen, die heute in den hochindustrialisierten Ländern leben, für die Spätfolgen aufkommen, 

welche ihre Vorfahren unwissentlich bewirkt haben? 

Mit dem Verursacherprinzip kommt man hier also nur weiter, wenn man es um das „Nutznießerprinzip“ er-

gänzt; denn offensichtlich profitieren die Menschen in den hochindustrialisierten Ländern des Nordens von 

den Errungenschaften ihrer Ahnen, mithin auch den schädlichen. Und nicht nur das, sie verschärfen diese 

Schäden dadurch, dass sie die Produktionsformen ihrer Vorfahren mit marktwirtschaftlichen und kapitalin-

tensiven Methoden global verbreiten und damit zum Leitbild eines erfolgreichen Lebens erhoben haben, 

auch wenn sie seit 1990 wissen können, was auf dem Spiel steht. Wenn wir also das Verursacherprinzip mit 

dem Nutznießerprinzip verbinden, können wir von einer intergenerationellen Verantwortung des „Nordens“ 

sprechen. Sie wird im Übrigen von dem Pariser Klimaschutzabkommen dadurch anerkannt, dass die Verur-

sacher/Nutznießer-Staaten den weniger finanzstarken Staaten ab 2020 bis zunächst 2025 mit 100 Milliarden 

Dollar jährlich helfen wollen, die Anpassung an den Klimawandel zu vollziehen und bei Klimaschutzmaß-

nahmen zu helfen. 

Dabei kommt eine andere Dimension von Gerechtigkeit zum Tragen: Bei den dringend nötigen Maßnahmen 

zur Anpassung an den Klimawandel und zur Verminderung seiner schädlichen Auswirkungen müssen die 

Lasten neu verteilt werden. Es geht daher um Verteilungs- und Beteiligungsgerechtigkeit. Auch hier müssen 

die distributiven Aspekte um die partizipativen ergänzt werden. Nicht nur, weil das Gemeinwohl, das heute 

wirklich global gefasst werden muss, die Mitgestaltung aller erfordert, sondern weil die Reaktionen auf den 

Klimawandel, die jeweils den lokalen Verhältnissen angepasst werden müssen, am besten von den Menschen 

vor Ort gestaltet werden können. 

Die Betonung des Partizipativen darf jedoch nicht den Blick auf die distributive Dimension von Klimage-

rechtigkeit verdecken. Um eine Handhabe für den fälligen Lastenausgleich zu gewinnen, wird oft von Emis-

sionsrechten gesprochen. Was ist damit gemeint? Man hat ermittelt, dass jeder Mensch pro Jahr nur bis zu 

zwei Tonnen CO2 verbrauchen darf. Daraus ergibt sich, dass die Menschen des Nordens ihren Verbrauch 

drastisch einschränken müssen, während die Menschen des Südens den ihrigen noch steigern dürften. Anders 

gesagt, wegen der dramatischen Überziehung ihrer Emissionsrechte müssten die Menschen des Nordens 

nicht verbrauchte Emissionsrechte ihrer Nachbarn im Süden aufkaufen. Sie wären also die Schuldner des 

Südens (, was die gegenwärtigen Schuldenverhältnisse auf den Kopf stellen würde!) 

Eine vergleichbare Initiative ist in der Schweiz unter der „Weltformel“ „2000 Watt Gesellschaft“ entstanden. 

Sie konstatiert, dass jeder heute und in der Zukunft lebende Mensch Anrecht auf gleich viel Energie hat, und 

geht davon aus, dass ungefähr 2000 Watt Dauerleistung auf Primärenergiestufe pro Person weltweit zur Ver-

fügung stehen, was einem Verbrauch von 1 Tonne an CO2 Emissionen entspricht. Diese 2000 Watt würden 

auch ausreichen, „um in Wohlstand und mit hoher Qualität zu leben“, wie es in dem Internet-Auftritt der Ini-

tiative heißt. 
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Aber so dringlich und phantasievoll diese Arbeiten an den Auswirkungen des Klimawandels auch sind, es 

bleibt doch immer noch die Frage, ob auf die bestrafende Dimension von Gerechtigkeit verzichtet werden 

kann.  Es ist daran zu erinnern, dass es seit 2002 den Internationalen Strafgerichtshof (ICC) gibt, der massive 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Genozide und Kriegsverbrechen verhandeln und ahnden kann. Dass 

wichtige Nationen wie die USA, China oder Indien dem ICC noch nicht beigetreten sind, unterstreicht noch 

einmal den prozessualen Charakter der Suche nach Gerechtigkeit, mindert jedoch die Wichtigkeit dieses Zie-

les in keiner Weise. Ja, es ist zu bedenken, ob es nicht auch im Blick auf Verbrechen gegen die Natur ver-

schiedene Strafrechtsbestände gibt, die geahndet werden könnten und müssten. Freilich zeigt diese Überle-

gung auch sofort ihre illusionäre Seite, weil derzeit Naturverwüstungen gar keinen Strafrechtsbestand dar-

stellen, weil die Natur gar nicht als ein eigenständiges Rechtssubjekt gilt. Die Natur, also die Luft, die Ozea-

ne, die Erde, gelten heute noch als rechtsfreie Räume. Dass dies nicht so bleiben kann, muss, allen Unmög-

lichkeiten zum Trotz, ein Ziel in der Suche nach Klimagerechtigkeit bleiben. 

Klimager echtigkeit und die Rechte der Natur  

Gleichwohl darf die Frage nach der Klimagerechtigkeit nicht nur als eine Verlängerung des Menschen-

rechtsdiskurses verstanden werden. Das wäre letztlich eine anthropozentrische Verengung. Denn die Leid-

tragenden sind nicht nur die Menschen und unter diesen besonders die armen Menschen des globalen Sü-

dens, sondern ungezählte Lebewesen in weiten Teilen der Erde. Es findet ein von Menschen verursachtes 

Artensterben statt, dass wegen seiner Größe von Geowissenschaftlern als sechstes zu den fünf großen Um-

weltkatastrophen in der Geschichte dieses Planeten gezählt wird. 

Damit zeigt sich aufs Neue, dass der Ausdruck „Klimawandel“ ein unerträglicher Euphemismus ist. Er ver-

schleiert die Tatsache, dass die Menschheit sich in einem Abnutzungs- und Ausrottungskrieg gegen die Mit-

welt befindet, was zugleich ein gigantisches Selbstmordprogramm darstellt. 

Doch wie kann es gelingen, die Fokussierung auf unser menschliches Geschick zu überwinden? 

Es reicht nicht aus, den Anthropozentrismus durch einen Pathozentrismus zu ersetzen, also die Schutzbedürf-

tigkeit auf alle Lebewesen, die wir für leidensfähig halten, zu erweitern. Das ist allenfalls ein Schritt in die 

richtige Richtung. Denn es kann nicht bestritten werden, dass die Verbesserung des Tierschutzes dringend 

nötig ist! Aber ist Leidensfähigkeit ein ausreichendes Kriterium? Und wissen wir genug über die verschiede-

nen Gestalten des Leidens? Was, wenn der süße Duft, der beim Heumachen über den Wiesen liegt, nichts 

anderes wäre als das Sterbeseufzen des abgeschnittenen Grases? 

Daher liegt es nahe, von einem Biozentrismus auszugehen und das Problem der Klimagerechtigkeit auf das 

Gemeinwohl der Erde und ihrer jeweiligen Ökosysteme zu beziehen. Dabei ist von einem weiten Biozent-

rismus-Begriff auszugehen; denn was wir „Leben“ nennen, ist offensichtlich nicht so genau zu bestimmen. 

Nicht nur sind die Übergänge von Pflanzen zu Tieren offen, so sind es auch die Übergänge von minerali-

schen Stoffen zu organischen Wesen. Darum tun wir gut daran, die Ökosysteme als Lebensgemeinschaften 

zu verstehen, die nur innerhalb enger klimatischer Rahmenbedingungen existieren können. Bisher sind wir 
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Menschen davon ausgegangen, dass die Erde unendlich groß und unendlich belastbar sei. Entsprechend 

schwer fällt es uns, die Endlichkeit der Erde und die begrenzte Belastbarkeit der Lebenswelten zu begreifen. 

Dieser Begriff von Biozentrismus verweist uns auf eine Tatsache, die gemeinhin vernachlässigt wird, näm-

lich dass wir es im Lebenssystem der Erde mit Gesetzmäßigkeiten zu tun haben, die nicht verhandelbar sind. 

Zugespitzt gefasst: Die Natur vergisst nichts, und sie vergibt nichts. Wir beherzigen das nicht, weil die Öko-

systeme einem sehr viel langsameren Zeitrhythmus folgen, als wir ihn kennen. Aber ewig sind sie nicht. Zu-

gleich ist zu bedenken, dass es „tipping points“ gibt, also Momente, in denen die Belastbarkeit an ihre Gren-

ze gekommen ist, wo sich dann dramatische klimatische Veränderungen plötzlich sehr rasch, also innerhalb 

weniger Jahrzehnte, vollziehen können. 

Folglich muss sich die Suche nach Klimagerechtigkeit mit der Erforschung der Belastbarkeit der natürlichen 

Rahmenbedingungen verbinden. Die Berichte des IPCC sind dafür eine maßgebliche Hilfe, ebenso der Stern-

Report von 2006 oder der bereits erwähnte Bericht des Wissenschaftlichen Beirates der Bundesregierung. An 

die Stelle der „imperialen Lebensweise“, die die Lebensräume der Erde als bloße Verfügungsmasse betrach-

tet, muss eine einfühlsame und aufbauende Lebensweise treten.  Sie muss mit der Erkundung der klimarele-

vanten Bedingungen im Gefüge der Ökosysteme beginnen – eine wissenschaftliche Aufgabe, die erst in Um-

rissen verstanden ist. Sie lässt sich mit der Erforschung der tektonischen Bewegungen unseres Planeten ver-

gleichen. Sie ist unabdingbar, um die Dispositionen für Vulkanausbrüche und Erdbeben möglichst rechtzei-

tig zu erkennen, um massenhafte Zerstörungen zu mildern und die Planungen im Städtebau oder bei Hoch-

häusern entsprechend auszurichten. 

Diese knappen Hinweise auf die Rechte und Gesetzmäßigkeiten der Natur führen zu der Einsicht, dass alles 

menschliche Verhalten sich innerhalb der natürlichen Rahmenbedingungen dieses Planeten einzurichten hat. 

Die Gesetzmäßigkeiten, mit denen die Ökosysteme funktionieren, bilden gleichsam die Klammer für alle 

menschenrechtlichen Probleme. Die Menschenrechte sind daher den Gesetzmäßigkeiten der Natur nachge-

ordnet und lassen sich nur in dem Maße entwickeln und bewahren, als die Rechte der uns tragenden Lebens-

systeme verstanden und bewahrt werden. 

Das Wissen um die Gesetzmäßigkeiten der Erde und der Respekt vor ihrer unüberschaubaren Komplexität 

führen zu der Einsicht, dass alle Versuche, das Problem des Klimawandels mit Hilfe von Geo-Engineering 

zu beheben, strikt unterlassen werden müssen. Gemeint sind damit beispielsweise die Überlegungen, die 

CO2-Emissionen entweder durch die Düngung der Ozeane in den Griff zu bekommen oder aber die Sonnen-

einstrahlung durch das Versprühen von schwefelhaltigen Aerosolen in der Stratosphäre zu vermindern. Al-

lein schon der Ausdruck „Solar Radiation Management“ verrät die Arroganz der imperialen Lebensweise! 

Die gleiche Haltung wird in dem Begriff des „Anthropozän“ deutlich. Als könnte es ernstlich darum gehen, 

die von Menschen beeinflusste Verformung des Weltklimas, die Beeinträchtigung der Ökosysteme und das 

massenhafte Artensterben als eine eigenständige Phase in der Geschichte der Erde zu betrachten. Man kann 

das natürlich tun, landet dann jedoch bei der ernüchternden Einsicht, dass das Anthropozän lediglich eine 

augenblickskurze Selbstzerstörungsphase in der Erdgeschichte bildet. 
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Klimagerechtigkeit als Aufgabe der Kirchen  

Eigentlich müssten die Kirchen die Avantgarde in Sachen Klimagerechtigkeit bilden. Dass sie es jedoch 

nicht sind, stellt eine verstörende theologische, spirituelle und praktische Fahrlässigkeit dar, die jedoch nicht 

Gegenstand dieser Thematik ist. Dabei fallen folgende Grundinhalte des christlichen Glaubens für einen ent-

schlossenen Einsatz für Klimagerechtigkeit ins Auge: 

1. Der erste Schöpfungsbericht (in Gen 1) setzt die Erschaffung der Menschen an das Ende der Werke Got-

tes. Daraus den Schluss zu ziehen, die Menschen seien die Krone der Schöpfung, ist ein Missverständnis. Es 

liegt vielmehr die Folgerung nahe, dass Menschen erst lebensfähig sind, weil und nachdem alle anderen Le-

bewesen sich entfalten konnten. So unterstreicht der biblische Schöpfungsmythos, dass die Spezies „homo 

sapiens“ nur innerhalb der Lebensbedingungen der sie tragenden Ökosysteme zu existieren vermag. 

Wie der zweite Schöpfungsbericht drastisch klar macht, erschafft Gott den Menschen aus der Erde. Homo 

sapiens ist also ein „Erdling“, Teil der Geschichte der Erde, Sternstaub und zerbröselnde Erde in Einem. 

Damit wird auch das Transitorische der menschlichen Existenz sichtbar: Sie ist der Geschichte der Erde 

eingestiftet und wird mit ihr wieder vergehen. 

2. Gen 1,26f berichtet, dass die Menschen – Männer und Frauen! - zum Bilde Gottes geschaffen sind. Nach-

drücklicher kann die Gleichwertigkeit und Würde aller Menschen, unbeschadet ihres Geschlechts oder ihrer 

Hautfarbe, nicht behauptet werden! Daher kann es auch für Christen keinen Rassismus geben, keine Sklave-

rei, keine Vergewaltigung, keine Ausbeutung. 

Diese Ebenbildlichkeit muss berücksichtigen, wer den so genannten „Herrschaftsauftrag“ in Gen 1.28 richtig 

verstehen will. Die Herrschaft über die anderen Lebewesen, welche den Menschen dort mit drastischen Wor-

ten übertragen wird, muss sich daran orientieren, wie der Schöpfer die Welt regiert, nämlich gerade nicht wie 

ein machtsüchtiger Imperator, sondern wie ein umsichtiger Vater oder wie eine gütige Mutter. 

Darum betont auch der 2. Schöpfungsbericht, dass die Menschen die Erde bebauen und bewahren sollen Gen 

2,15). Damit werden alle Aufbauleistungen der Menschen, von der Agrikultur bis zur „Hochkultur“, mit dem 

Gebot des Bewahrens verbunden, d.h. sie müssen sich bewusst innerhalb der „functioning integrity“ der je-

weiligen Ökosysteme verorten. 

3. Der christliche Glaube orientiert sich an Jesus Christus. So sagt das Johannesevangelium (in 3.16), dass in 

ihm Gottes Liebe zur Welt (griechisch kosmos) offenbar geworden sei. In ähnlicher Weise unterstreicht Pau-

lus (in 2. Kor. 5.19), dass Gott die Welt (auch hier „kosmos“) mit sich versöhnt hat. Es geht daher nicht, wie 

gemeinhin gepredigt wird, allein um die Erlösung und das Heil der Menschen, sondern um das Wohl der 

ganzen Welt. Dieser Heilsuniversalismus korrespondiert mit dem Universalismus der Schöpfung und ver-

traut darauf, dass Gott alles, was sich getrennt und verfeindet hat, wieder zurechtbringen und damit zu sei-

nem Recht verhelfen wird. 
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4. Die Kirchen als Nachfolgegemeinschaft Christi haben daher ihrem Wesen nach einen die Welt umspan-

nenden, also ökumenischen Charakter. Sie haben die Chance, eine Vernetzung aller Gleichgesinnten aufzu-

bauen und so eine verlässliche Arbeitsgemeinschaft gegen die Gefahren des Klimawandels zu fördern. 

Diese ökumenische Orientierung manifestiert sich zugleich vor Ort, also in den Gemeinden. Es ist dringend 

erforderlich, dass sie ihre Lebensweise, Einrichtungen, Gebäude und Ländereien nachhaltig und 

mitweltgerecht gestalten. 
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Transformative Spiritualität ɀ  Auftrag und Wunsch  

von Gert Rüppell  

Der Auftrag  

In seinem Buch, „Sind die Menschenrechte westlich?“ findet sich bei Hans Joas der Satz: „Mit dem Gedan-

ken der Transzendenz kann gesellschaftliche Ordnung entlang der göttlichen Vorgaben als veränderungs-

würdig begriffen werden“36 Diese Veränderungswürdigkeit ist seit langem Thema des ökumenischen Diskur-

ses. Mit dem Begriff der Transformativen Spiritualität ist sie allerdings jüngst im Rahmen der neuen Missi-

onserklärung des ÖRK „Gemeinsam für das Leben – Mission und Evangelisation in sich wandelnden Kon-

texten“ (ME)
 37  zur Umschreibung dessen geworden, was Kirche in ihrer missionarischen Existenz im Kon-

text der Gesellschaft antreiben sollte.   

Konrad Raiser hat darauf verwiesen, dass bereits in der Vergangenheit der Bericht der Sektion I der Vollver-

sammlung des ÖRK in Canberra 1991 (Komm Heiliger Geist – erneuere die ganze Schöpfung) auf gravie-

rende theologische Fehler im Weltverständnis und somit in der Dynamik von Beherrschen und Bewahren 

verwiesen hat: „Je mehr die Theologie nur Gottes absolute Transzendenz und Distanz von der materiellen 

Sphäre hervorgehoben hat, desto mehr wurde die Erde gesehen als bloßes Objekt der Ausbeutung durch den 

Menschen und als nichtspirituelle Realität. Die Natur ist vom Menschen in Besitz genommen und rücksichts-

los manipuliert worden. Das Bild Gottes ist pervertiert worden zu arroganter, skrupelloser Herrschaft, die die 

Erde und die Mitmenschen kaum berücksichtigt. Eine dualistische Auffassung von Geist und Materie, Mann 

und Frau und der Beziehungen zwischen den Rassen hat Strukturen und Muster der Herrschaft und Ausbeu-

tung hervorgebracht, die ihr Gegenstück in der Beherrschung der Natur haben. Zwar lehnen wir diese Folgen 

ab, müssen aber bekennen, dass sie Teil des Lebensstils und der Machtstrukturen sind, die theologisch unter-

stützt und sanktioniert wurden.“
38

   Damit wird bereits 1991 darauf verwiesen, dass Christen sich ein Bild 

vom „Geist Gottes“ gezeichnet haben, das diametral demjenigen entgegengesetzt ist, das den Geist Gottes als 

Geist der verwandelnden Einmischung Gottes in die Lebenswirklichkeit von Mensch und Mitwelt sieht. 

„Die Bemühung um eine Transformation dieser Kultur, welche die Lebensfähigkeit von menschlichen Ge-

meinschaften und der natürlichen Mitwelt bedroht, ist dringlich und sie wird von vielen zivilgesellschaftli-

chen Kräften weltweit vorangetrieben“
39

, unterstreicht Raiser im Chor mit einer beständig wachsenden Auto-

renschaft, die die Rolle der Kirchen für die Freisetzung ihrer Potentiale transformativer Spiritualität einfor-

dert und dabei die in der eigenen Lehr- und Glaubenstradition verborgenen spirituellen Hindernisse aus dem 

Weg zu räumen fordert um eine selbstkritische Neubewertung ihres Verständnisses der Beziehung zwischen 

Gott, Menschheit und Erde vornehmen zu können“. 

                                                      

36  Hans Joas, Sind die Menschenrechte westlich?, München 2015,4 
37 Gemeinsam für das Leben ɀ Mission und Evangelisation in sich wandelnden Kontexten ɀ Eine neue Erklärung des ÖRK zu Mission und 
Evangelisation, Textbuch ÖRK 10. Vollversammlung Busan, 2013, 53ɀ79 auch in Biehl/Dehn, Mission neu erklärt, Hamburg 2014,116-154. 
Zit. Als ME.  
38  ÖRK, Bericht aus Canberra  61f 
39  Konrad Raiser, Transformative Spiritualität zur Bewahrung der Schöpfung? Sommeruniversität Hofgeismar September 2013 



 

 

51 

Dass die „ökumenische Gemeinschaft der Kirchen sich als Teil dieses Prozesses kultureller Transformation 

sieht und dabei auf die transformative Kraft des Geistes Gottes vertraut, darauf verweist Raiser auch an an-

derer Stelle
40
. Auch die IX. Vollversammlung des ÖRK in Porto Alegre 2006 „In deiner Gnade, Gott, ver-

wandle (transform) die Welt“ nahm das Thema Transformation auf. Dies zeigt, dass der ökumenische Dis-

kurs die Selbstverpflichtung einschloss, sich für die Transformation der gnadenlosen Kultur der Globalisie-

rung einzusetzen und ihr eine gesellschaftliche „Gestalt der Gnade“ entgegenzusetzen, eine Kultur der 

Barmherzigkeit und der Solidarität, der Partnerschaft und des Dialogs, der Gerechtigkeit und des Friedens. 

Mit dem von der Vollversammlung in Busan 2013 angestoßenen Pilgerweg der Gerechtigkeit und des Frie-

dens hat sich die ökumenische Gemeinschaft der Kirchen auf den Prozess der kulturellen Transformation 

eingelassen. Das Reformationsjubiläum stellt die reformatorischen Kirchen vor die Frage, ob die Kraft der 

Erneuerung, die einst vom reformatorischen Protestantismus ausging, nach 500 Jahren noch lebendig ist im 

Sinne der weitergehenden Reformation (semper reformanda) im Dienst an der einen Welt.“
 41  Diese Frage 

nach der Kraft transformativer Spiritualität gilt den Kirchen weltweit und damit zweifelsfrei auch der EKD, 

die sich 2013 auf der X. Vollversammlung des ÖRK in Busan / Südkorea mit ihrem „Pilgerweg“ gesell-

schaftlichem Wandel verschrieben haben.  

Dabei mag auffallen, dass gerade im Kontext der jüngst in Deutschland abgehaltenen Wahlen mit ihrer im 

Vorfeld thematisierten Gerechtigkeitsfragestellung, dies seitens der Kirchen nicht zu einer politischen Debat-

te, bzw. einem akzentuierten Zwischenruf im Sinne langjähriger ökumenischer Gerechtigkeitsdiskurse ge-

nutzt wurde. Vergleichbares mag für die politische Diskussion um die Mitweltkrise (Rohstoffdiskurse etc.) 

anzumerken sein. Auch hier war, ist die Stimme der institutionellen Kirche leise und vieles wird weiterhin 

der Basis überlassen. Das Wesen der Kirche – ihre missionarische Qualifizierung - liegt aber gerade in den 

hier geforderten transformativen Impulsen, die, um die Begrifflichkeit der ME aufzunehmen, „von den Rän-

dern her ins Zentrum getragen werden“ (ME 36ff). Das aber bedeutet letztlich, einen ekklesiologischen Im-

puls zu wagen, der das ökumenische Wissen der Kirche in das Zentrum ihres politischen, gesellschaftlichen 

Kontextes trägt. Transformative Spiritualität ist aber dann eine Spiritualität, die getragen ist davon, dass die 

Haushalterschaft, die der Kirche über diese Erde mit anvertraut ist, von einem grundlegenden Bewusstseins-

wandel im Blick auf das Verhältnis der Menschen zur natürlichen Welt als Schöpfung Gottes getragen sein 

muss und getragen sein darf. 

Ist also angesichts solchen Schweigens zu folgern, dass Transformative Spiritualität eine irrelevante Leer-

formel ist? Hieße dies im Sinn des Zitats von Canberra, dass die transformative Aktivität dem kapitalisti-

schen System und die spirituelle Aktivität den Religionsgemeinschaften (Kirchen u.a.) zugeordnet wäre? 

Werner Gebert hat in seinem Beitrag zur spirituellen Grundlage der Entwicklungsziele auf Fulbert 

Steffensky verwiesen, der im Dez. 2014 im Publik-Forum aller Welt mitgeteilt hat, er könne das Wort Spiri-

tualität nicht mehr hören. Zitat: „Weil es ein Wort ist, von dem ich nicht weiß, was sich dahinter versteckt 

                                                      

40  Konrad Raiser, 500 Jahre Reformation Weltweit ɀ Studienreihe Luther 7, herausgegeben von DiÅÔÅÒ "ÅÅÓÅȟ 'ÕȃÎÔÅÒ "ÒÁËÅÌÍÁÎÎ ÕÎÄ !ÒÎÏ 
Lohmann, Bielefeld 2016, 221. 
41   Ebd. 222 
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und welche Interessen damit verbunden sind. Das Wort treibt seinen Schabernack mit uns.“ Steffenskys Wi-

derwille mag darin begründet sein, dass im Wort Spiritualität oft kaum mehr eine Beziehung zum Heiligen 

Geist der Bibel erkennbar ist. Inhaltlich hat es sehr oft mit religiösen, transzendentalen Erfahrungen zu tun, 

die uns zumeist sehr fremd sind, die aber, das sei angemerkt, zumeist kontemplativer Praxis anderen religiö-

sen Kontextes entstammen. Bevor man sich über diese Fremdheit lustig macht, ist es angebracht zu fragen, 

was die Sehnsucht nach spirituellen Erfahrungen in ihren hunderten von Spielarten ausgelöst hat. Sicherlich 

liegt es auch darin, dass die großen religiösen Glaubensgebäude immer mehr Menschen keine Heimat mehr 

bieten, keinen Schutzmantel, in dem man sich wohlfühlen und sicher sein kann... Ein Schutzmantel, wie ihn 

mir jene junge orthodoxe Christin auf unserem Weg zur Göttlichen Liturgie offenbarte, indem sie sagte: 

„Wenn ich zur Liturgie gehe, ist es, wie wenn ich wieder in den Uterus meiner Kirche eintauche“.  

Für viele Menschen aber ist das sakramentale Gehäuse zur Ruine geworden. Für andere haben sich Hoffnun-

gen der Aufklärung in Luft aufgelöst. Eine Kultur der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ist beim Her-

austreten aus selbstverschuldeter Unmündigkeit nur in Ansätzen entstanden. Zum Dritten ist der Glaube an 

die Naturwissenschaft als Problemlöserin zerbröselt. Die multiplen Krisen verschärfen sich; insbesondere 

scheint die Erderwärmung nicht allein mit technischen Mitteln zurückzudrängen zu sein. 

Was sich angesichts der Mitweltkrise abzeichnet, ist die Erkenntnis, dass für immer mehr Menschen Zukunft 

eher bedrohlich erscheint und ein „Weiter so“ sich nicht als Automatismus politischen Handelns anbietet. 

Wir stehen somit vor einer Situation, in der mit Goethes Zauberlehrling auszurufen ist: „Herr, die Not ist 

groß! Die ich rief die Geister, wird’ ich nun nicht los!“ Mit anderen Worten hat der Geist der Transformati-

on, wie er in der industriellen Revolution losgetreten wurde, nunmehr einen systemkritischen Punkt geschaf-

fen, der von allen Seiten, besonders aber seitens der Kirchen, entscheidende Handlungsalternativen fordert. 

Der Geist der industriellen Revolution (auch hier findet sich eine transformative Spiritualität des Kapitalis-

mus) ist in einer Krise, die die Zivilisation, die er bestimmt hat, infrage stellt. 

Weil ihnen an diesem Punkt klare transformative Zielsetzungen der Kirchen fehlen, ziehen sich viele Men-

schen in ihre vier Wände zurück, und pflegen ihr individuelles Wohlergehen. Viele versprechen sich dabei 

von einer individualistisch ausgerichteten Spiritualität neue Zielrichtung für ihr Leben. Sie setzen auf innere 

Werte und entdecken für sich die Wahrheiten, die in alten Mythen verborgen sind. Das ist eine Spielart von 

Spiritualität, die sehr häufig die Mitwelt ihrem Schicksal überlässt und eben keine Verantwortung für das 

Gemeinwesen und das Gemeinwohl übernimmt.  

Gebert verweist hier auf zweierlei Richtungen in der Diskussion um Spiritualität. Einer individualistischen, 

die ich kontemplativ nennen möchte und einer gemeinschaftsbezogenen, die er als politische Spiritualität 

kennzeichnet. Letztere muss sich mit dem, was die Gemeinschaft zusammenhält, also auch mit Grundwerten 

und Leitbildern auseinandersetzen. Ihr wesentliches Merkmal ist dabei die Übernahme von Verantwortung. 

Sie hat eine starke ethische Komponente und bleibt nicht im Beobachten und Analysieren stecken. Sie wird 

praktisch vor allem im Einsatz für die Benachteiligten in der Gesellschaft.  Sie wird sich aber auch der bri-

santen Frage nach der systemischen Basis unserer theologisch-ethischen Diskussion stellen. Transformation 
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bedeutet dann die Neuausrichtung, bzw. die Wiederausrichtung unseres ethischen Reflexionsrahmens auf ei-

ne Weltsicht ohne Anthropozentrismus, sondern in kosmozentrischer Sicht. Es geht letztlich um nichts weni-

ger als die Transformation zu einem neuen Verständnis von Ökumene, Mitwelt. Das Wesen der Kirche läge 

dann darin, sich auf den von Raiser oben angesprochenen, Weg kultureller Transformation einzulassen. Das 

bedeutet auch, sich selber, ihre Theologie und Praxis zu verwandeln. Das wäre ein Prozess, der Menschen 

ermutigt, die Ökumene als kosmologisches Netz der Kulturen und Religionen zu begreifen. In ihr haben An-

sätze individualistischer und politischer Spiritualität je ihren Ort, wo beide Ansätze aufgehoben sind in ei-

nem universellen Lebensgesetz. 

Das aber gilt für alle Kulturen und Religionen. Ein Blick in die religiöse Praxis vieler Kulturen verdeutlicht, 

dass das Bewusstsein von transformativer Spiritualität, sowohl auf individueller, wie auf politischer Ebene 

etwas ist, was nicht allein nur ein christlich – missionarisches Element darstellt, sondern Wesensausdruck je-

der gelebten Religion ist. Dabei erschließen sich Einsichten in praktizierte Formen spiritueller, kontemplati-

ver Lebenshaltung, die über Meditation, Yoga oder andere geistliche Übungen zu veränderndem Handeln, zu 

veränderter Praxis führen.  Christlich ausgedrückt, lassen Menschen sich auf den Prozess ein, „dem Herrn zu 

leben“ (Röm. 14,8).  

Transformation verweist auf die Tatsache, dass der Heilige Geist verändernder Geist ist. (Joh. 3,8) Durch 

den Geist Gottes verwandelt sich der Mensch, verändert sich sein Verhalten.  Gott, so ME 3, ist durch seinen 

lebenspendenden Geist in der Schöpfung präsent und will sie zu ihrer Vollendung führen. „ iese Spiritua i-

tät verleiht unserem Leben eine tie e  edeutu   u d treibt u s zum Ha de   a . Sie ist … die E er ie, die 

uns Kraft gibt, für das Leben einzutreten und es zu schützen. (Sie) hat eine dynamische Transformationskraft, 

die durch das geistliche Engagement von Menschen in der Lage ist, die Welt durch die Gnade Gottes zu 

ver a de  “ 

Transformative Spiritualität ɀ ökumenisch gelernt  

Schält sich demnach mit dem Bekenntnis zu einer „transformativen Spiritualität“ eine weitere ökumenische 

Zauberformel heraus? Beim Umhören in ökumenisch – kirchlichen Kreisen scheint sich dies anzudeuten.  

Gefördert wird dies angesichts der geforderten großen Transformation unserer Gesellschaften im Angesicht 

der Klimakatastrophe. Hier wird nicht nur mehr ethisches Engagement gefordert, sondern auch neue spiritu-

elle Energie gebraucht. Hier ist demnach der Einstieg der Kirchen in den politischen Prozess gefordert.  

Die ökumenische Geschichte kennt die Funktion solcher „Zauberworte“, die die Hoffnung auf ökumenische 

Lernprozesse von Kirchen, Gruppen und Individuen ausdrücken, nicht nur mit Widersprüchen und Gegen-

sätzen leben zu lernen, sondern die Arbeit an deren Überwindung nicht aufzugeben. Sie waren Kennzeich-

nungen für den Willen, die ökumenische Wirklichkeit verändern zu wollen und dies oft in Interaktion welt-

weiter Vernetzung. Es waren Begriffe, die schon immer transformative Spiritualität und transformative 

Energie der Bewegung zum Ausdruck brachten. „Global denken – lokal handeln“ gehörte dazu. Sie zeigte 

ihre Wirkung weit über die Kirchen hinaus in den säkularen Bildungsbereich hinein. Mit ihr wurde viel an 

kirchlicher „Selbstgenügsamkeit“ aufgebrochen. „Kampf und Kontemplation“ – ursprünglich von der Taizé-
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Bewegung ausgehend - ist eine vergleichbare Formulierung, die zusammenzubinden suchte, was in vielen 

kirchlichen Traditionen getrennt, oft sogar alternativ gelebt wird. Auch hier wurde früh darauf verwiesen, 

das individuelle und politische Spiritualität nicht voneinander zu trennen sind, sondern sich gegenseitig be-

reichern. „Ei  a h  ebe , damit a dere ei  a h  ebe  k   e “ ist zur Losung der Ökologiebewegung ge-

worden. Und „versöhnte Verschiedenheit“ wurde zur ökumenischen Zielvorstellung dafür, dass Einheit und 

Vielfalt nicht länger Gegensätze bleiben müssen, wenn sie denn dynamisch gelebt werden. All diese Termini 

mögen als „Containerbegriffe“ bezeichnet werden, in denen unterschiedliche kulturelle Traditionen der 

Christenheit zusammengebracht werden und von denen am Anfang noch nicht deutlich war, was sie eigent-

lich bedeuten. Erst im Vollzug erschloss sich ihre je transzendierende, aber auch transformierenden Energie. 

Viele dieser Zauberformeln haben neue Praxis bewirkt, Veränderungen geschaffen. Sie haben dem Ruf nach 

Veränderung, der in anfänglich als Schlagworten abgetanen Richtungsansagen enthalten war, Verwirkli-

chung verschaffen. Vielfältig ist diese Praxis in Kirchengemeinden, aber auch außerhalb derselben zum 

Ausdruck der hier ausgerufenen ethischen Neuorientierung geworden.  

Auch im Bereich der Diskussion um transformative Spiritualität hat zumindest an der kirchlichen Basis ein 

Prozess des ökumenischen (weltweit interagierenden) Lernens begonnen, durch den beispielsweise die an-

ders geprägten spirituellen Grundlagen des Weltverständnisses im östlichen Christentum durch Christen im 

Westen neu entdeckt werden. Auch die Begegnung mit der Spiritualität indigener Kulturen, die die Erde als 

„Mutter“ und als geheiligten Raum verstehen und eine entsprechende Praxis der Achtung, Ehrfurcht und 

Sorge für den natürlichen Lebensraum bewahrt haben gehört zu diesen Lernfeldern. In der Begegnung und 

im Austausch mit den Traditionen anderer religiöser Gemeinschaften kann die christliche Tradition wieder 

verstehen lernen, das Gott die Quelle der Macht ist, die das Gewebe des Lebens erhält und bewahrt. Das zu-

gleich erfordert sich einzuüben in die Spiritualität des achtsamen Umgangs mit der Schöpfung, mit der Ver-

wundbarkeit unserer Mitwelt. Die Diskussion um transformative Spiritualität führt uns so in die weiten Be-

reiche religiöser Erfahrung einer globalen Ökumene und des eigenen Selbst. 

3. Transformative Spiritualität ɀ Aufgabe im interreligiösen Feld  

Oftmals sind für ökumenisch orientieren Basisgruppen Partner Menschen aus anderen Glaubensrichtungen 

und kulturellen Erfahrungsräumen geworden. Dabei vollzog sich hier Suche nach Sinn und u.U. Auswande-

rung aus der Kirche, bedingt auch aus einem Gefühl der „Entfremdung im eigenen Haus“. Menschen fühlten 

sich mit ihrem Bedürfnis nach Transformation, nach Antworten im Kontext einer als „Krisis“ erlebten Um-

welt allein gelassen.  Umso wichtiger ist es zu vermerken, dass die Missionserklärung nun verschiedentlich 

dies Bedürfnis nach Neugestaltung des globalen Raumes im Ruf nach transformativer Spiritualität als esse 

von Kirche und ihrer Mission aufnimmt. Sie unterstreicht dies noch durch den Verweis, dass diese Energien 

als Energien gesehen werden müssen, die von den Rändern der globalen Gesellschaft in den Handlungsraum 

einer aus ökumenischen Geist lebenden Kirche (Röm. 8,9) einwandern (ME 38) und ihr die den Weg weisen 

wollen. Dabei wird mit dem Begriff von den Rändern auf die Bereicherung verwiesen, die aus der interkultu-

rellen und interreligiösen Existenz von Kirche und ihrer damit geforderten dialogischen Existenz auf sie zu-

kommt: 
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„Die Kirche lebt in multireligiösen und multikulturellen Kontexten. Neue Kommunikationstechnologien füh-

ren dazu, dass Menschen in aller Welt ein stärkeres Bewusstsein für ihre jeweilige Identität und Lebensvor-

stellungen entwickeln. Auf lokaler und globaler Ebene arbeiten Christen mit Menschen anderer Religionen 

und Kulturen am Aufbau von Gesellschaften der Liebe, des Friedens und der Gerechtigkeit zusammen. Plu-

ralität stellt für die Kirchen eine Herausforderung dar und ein ernsthaftes Bekenntnis zu interreligiösem Dia-

log und interkultureller Kommunikation ist daher unerlässlich.“ (ME,9)
42

 

Hier öffnet sich den Kirchen das Feld ökumenischen Lernens als Reflexion und Verarbeitung vielfältig ge-

machter Erfahrungen im Rahmen von Begegnungslernens im Kontext unserer Gemeinden. Seien dies Erfah-

rungen von Jugendlichen, internationale Projektarbeitserfahrungen Berufstätiger oder die in der Partner-

schaftsarbeit der Gemeinden gemachten Erfahrungen. Immer gilt es sie als Erfahrung von Kirche, institutio-

nell ernst zu nehmen und in transformative Energie umzumünzen, die gesellschaftliche Veränderung in unse-

rem Land vorantreiben.
43

 Dabei kann helfen, dass die: „um asse de  e t eite Mi ratio  die Kir he  i  ih-

rem Bekenntnis zur Einheit vor sehr praktische Herausforderungen (ste  t).   s  ird  esa t: „Gast rei zu 

sei , ver esst  i ht  de   dadur h habe  ei i e oh e ihr Wisse  E  e  beherber t“ (Hebräerbrie  13, ). 

Kir he  k   e  ei   u  u htsort   r Gemei s ha te  mit Mi ratio shi ter ru d sei ; sie können auch mit 

voller Absicht Orte   r i terku ture  es E  a eme t sei . Die Kirchen sind aufgerufen, eins zu sein, um Got-

tes Missio   ber eth is he u d ku ture  e Gre ze  hi  e  zu die e , und sie sollten multikulturelle geistliche 

Dienste und Missionsarbeit als konkreten Ausdruck gemeinsamen Zeugnisses in Vielfalt leisten. Dies kann 

ihnen abverlangen, Gerechtigkeit in der Migrationspolitik zu fordern und Widerstand gegen Fremdenhass 

und Rassismus zu leisten. Frauen, Kinder und Arbeitnehmer/innen ohne Papiere gehören in allen Konte te  

häu i  zu de  am stärkste   e ährdete  Mi ra te . Aber o t si d es  erade Fraue , die si h a  vorderster 

Fro t   r  eue  eist i he  ie ste im Mi ratio sberei h e  a iere . - Gottes Gast reu ds ha t ste  t ei e  

Appe   a  u s dar,  ber po arisierte Rollenfestschreibungen - kulturell dominierende Gruppen als Gastge-

ber, Migranten und Minderheiten als Gäste - hinauszugehen. Stattdessen ist in Gottes Gastfreundschaft Gott 

selbst der Gastgeber und sein Geist lädt uns alle ein, in Demut und gegenseitiger Verantwortung an Gottes 

Mission teilzunehmen. “ (ME,70) 

Politische Debatten wie die jüngst in Deutschland aufgeheizt geführte Diskussion zur Flüchtlingsfrage, be-

dürfen hier wesentlich stärker des Einflusses der Kirchen denen dieser Text eine Blaupause ist. Sie bedürfen 

aber vor allem einer interkulturellen und interreligiösen Handlungsstruktur, die meditative Energien in den 

politischen Raum einspeist. Kirche ist hier auf Grund ihrer ökumenischen Vernetzung und Dialogerfahrung 

geeignet transformative Spiritualität als Energie der Versöhnung und Heilen von Verwundung (Kränkungs-

geschichten) wirksam werden zu lassen. 

Transformative Spiritualität - Vom Mut sich Konflikten zu stellen  

                                                      

42  vgl. auch ME 93,96. 
43!ÎÇÅÍÅÒËÔ ÓÅÉȟ ÄÁÓÓ ÄÁÓ +ÏÎÚÅÐÔ -ÉÓÓÉÏÎ ÖÏÎ ÄÅÎ 2ßÎÄÅÒÎȟ ÄÅÎ -ÁÒÇÉÎÁÌÉÓÉÅÒÔÅÎ ÈÅÒ ÚÕ ÄÅÎËÅÎȟ ÓÉÃÈ ÂÅÒÅÉÔÓ ÉÎ ÄÅÒ %ÒËÌßÒÕÎÇ ȵ+irche aller ɀ 
eine vorläÕÆÉÇÅ %ÒËÌßÒÕÎÇȰ ÆÉÎÄÅÔ ÄÉÅ ÆÒİÈ ÁÕÆ ÄÉÅ !ÌÌÔÁÇÓÒÅÁÌÉÔßÔ ÕÎÄ "ÅÄÅÕÔÕÎÇ ÖÏÎ "ÅÈÉÎÄÅÒÔÅÎ ÆİÒ ÄÁÓ ÅÓÓÅ ÖÏÎ +ÉÒÃÈÅ ÖÅÒ×ÉÅÓ ÖRK, ZA 
Genf, Schweiz 2003, Kirche Aller ɀ Eine Vorläufige Erklärung, Zit. 6972 und 86f. 
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Chance für die Kirche in unserem Land ist dabei, dass sie auf einen reichen Fundus an gemachten ökumeni-

schen Lernerfahrungen zurückgreifen kann, wenn sie die Aufgabe der Transformation im konfliktiven politi-

schen Alltag umsetzen will. In der ökumenischen Bewegung hat es immer wieder Situationen gegeben, in 

denen an Konflikten gelernt werden musste. Hier wurde die Methodologie geschärft und eingeübt. Man kann 

sie sogar als eine Bewegung einstufen, deren Lernbewegung ständig der Überwindung von Konflikten, seien 

diese interkonfessioneller, interkultureller, sozialethischer oder theologischer Natur, gewidmet war. Dabei 

war die Situation konfliktiv, die Lösungsmethoden jedoch mussten kontextuell verschieden gewählt werden  

Wenn, was die Welt spaltet, auch die Kirche spaltet (E. Lange), gilt es theologische, religiöse und kulturelle 

Differenzen zu kontextualisieren, auf ihren jeweilig gesellschaftlichen Ort zu befragen und unter der Per-

spektive von Interessenskonflikten (Macht-Ohnmacht; Reich-Arm) zu analysieren. Es geht um die nicht-

theologischen Faktoren der Einheitsdebatte. Hier wird Lernen an Konflikten Bestand des Prozesses ökume-

nischen Lernens, der an der bewussten Aufdeckung sozioökonomischer und politischer Asymmetrien im 

globalen Feld arbeitet und deren Verdeckung durch theologische und ideologische Argumentation hinter-

fragt.  Im Kontext von Lernen im Feld spiritueller Transformation verweist dies auf die Notwendigkeit vor-

handene globale Gegensätzlichkeit im Rahmen christlich-geistlicher, ökumenischer Grundeinstellungen zu 

verwandeln. Es verweist zugleich auf die Notwendigkeit diese Konflikte anzusprechen und sich im Konflikt 

nicht loszulassen, sondern in und an der Gegensätzlichkeit zu bleiben, zu lernen. In diesem Prozess verän-

dern (transformieren) wir uns selbst. Das dies gelingen kann, darauf verweisen paradigmatisch zwei Konflik-

te in der ökumenischen Bewegung. Sie zeigen sowohl in der Ausgangslage, wie in den Lösungsstrategien 

verschiedene Ansätze solchen Lernens auf aber auch der Veränderung der Parteien auf: 

Zum einen ging es um das Programm zur Bekämpfung des Rassismus (1969 – 1998), das wesentlich durch 

eine breite Lernbewegung an der kirchlichen Basis bestimmt wurde und bei dem in Deutschland das PLÄ-

DOYER für eine Ökumenische Zukunft mit seinen vielen Unterstützern eine maßgebliche Lernbewegung 

darstellte.44 Zum anderen ging es um die Sonderkommission zur orthodoxen Mitarbeit im ÖRK (1998 – 

2001), die den interkonfessionellen Konflikt innerhalb der verfassten Ökumenischen Bewegung (ÖRK) 

durch Begegnungslernen und Mediation (safe space) aufzulösen suchte. 45 

In beiden Fällen gelang es, unter großen Mühen und weitgehender Bereitschaft der Konfliktparteien zur 

Hintanstellung eigener Machtinteressen, den unüberwindlich scheinenden Konflikt in eine Lernbewegung zu 

transformieren, die Kränkungen thematisierte und mit dem Geist der Heilung und Versöhnung konfrontierte 

bzw. bearbeitete. Hier wirkte ökumenische Spiritualität transformativ. 

Für ökumenisches Lernen der Kirche verweisen diese Beispiele auf die Möglichkeit, sich Konflikten zu stel-

len aber in ihnen Solidarität nicht aufzukündigen. Dieser Ansatz ist auch für die transformative Praxis unse-

                                                      

44 Am Beispiel der Kirche von Hessen- Nassau hat %ÒÎÓÔ ,ÁÎÇÅ ÅÉÎÅ !ÎÁÌÙÓÅ ÄÅÓ 'ÅÓÁÍÔËÏÎÆÌÉËÔÓ ÅÒÓÔÅÌÌÔȢ ,ÁÎÇÅȟ %Ȣ $ÅÒ ȵ!ÎÔÉÒÁÓÓÉÓÍÕÓ3ÔÒÅÉÔȰ 
in der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau in: Lange. E. (1981) Kirche für die Welt, Aufsätze zur Theorie kirchlichen Handelns, Schloz, 
Rüdiger, Butenuth, Alfred (Hg), München. 215 ɀ 266; 
45 Zum Abschlussbericht der Sonderkommission vgl. Dagmar Heller/Barbara Rudolph (Hrsg), Die Orthodoxen im Ökumenischen 
Rat der Kirchen, Beiheft zur Ökumenischen Rundschau 74, Frankfurt/M. 2004, S. 967. 
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rer Kirche gültig. Es heißt ein Wagnis zu wagen, der möglichen anstehenden Veränderung ins Auge zu 

schauen und an der ökumenischen Solidarität angesichts aller Vielfalt, aller Asymmetrie, mit der Sprache der 

Einheit weiter festzuhalten. Dabei bedarf es der Räume, die eine weitestgehend machtlose Gesprächssituati-

on ermöglichen, um Lernängste (Verlust von Identität) abzubauen. Wie wichtig es sein kann, diesen Prozess 

durch Mediation zu begleiten, zeigt das letzte Beispiel. Ökumenisches Lernen an Konflikten vermittelt somit 

die Fähigkeit sich der Pluralität von Interessen zu stellen, ihre nicht-theologischen Begründungen aufzude-

cken und so zum Lernprozess mit dem Ziel der Transformation des Konfliktes im interkulturellen, interreli-

giösen und interkonfessionellen Handlungsraum zu werden. Transformative Spiritualität wird sich so auf ei-

nen Prozess der Entmachtung einlassen müssen, der von allen beteiligten Parteien, zum Wohle des gemein-

samen Ganzen gegangen werden muss. 

Transformative Spiritualität - vom Zulassen eigener Verwandlung  

Die ökumenische Geschichte als Lerngeschichte ist auch ein Beispiel für Lernen im Konflikt. So lässt sich 

am Beispiel des Ökumenischen Begleitprogramms für Palästina /Israel (EAPPI) aufzeigen, wie sehr junge 

Menschen aus den interreligiösen, interkonfessionellen und interkulturellen Erfahrungen in dieser Konfliktsi-

tuation sich verwandelt haben.
46

 Hier findet sich die Möglichkeit, das totaliter aliter einer Lebenserfahrung 

von Mitmenschen in fremdem religiösen, kulturellen Kontexten, zu Lerninhalte für meine eigene ökumeni-

sche Identität werden zu lassen. Hier entstehen Erfahrungen, deren Geist verwandelt und einen aufruft, mehr 

ökumenisches Engagement zusammen zu wagen und so gemeinsam mit Anderen, sich an die Verwandlung 

der Welt im Auftrage Gottes zu machen. 

Das dies im Wesentlichen eine Frage der Verwandlung des eigenen Herzens, oder in anderen Worten, eine 

Wahrnehmung der verwandelnden Kraft des Geistes für das Herz der Menschen und seiner Einstellung ist, 

hat der Ökumenische Patriarch Bartholomaios I. in einem Beitrag für das Thema der IX. Vollversammlung 

in Porto Alegre: „In deiner Gnade, Gott verwandle die Welt“, aufgezeigt. Seine Ausführungen um das, was 

wir tun müssen um Verwandlung herbeizuführen, aber auch über dasjenige was Frage der Selbstfindung und 

Heilung von Gemeinschaft betrifft, seien an das Ende dieser Ausführungen gestellt, weil sein Frage an eine 

neue gesellschaftliche Praxis auch dem deutschen kirchlichen Kontext angezeigt ist:  

„Die Verwandlung des Herzens liegt in der tiefen Erkenntnis, dass "das Reich Gottes mitten unter euch" ist 

(Lk 17,21). Innere Verwandlung setzt jedoch radikale Veränderung voraus. Religiös gesprochen erfordert sie 

metanoia - einen Wandel unserer Lebenseinstellungen und Anschauungen. Wir können keine Verwandlung 

erfahren, wenn wir uns nicht zuvor von allem, was der Verwandlung entgegensteht, gereinigt haben und 

wenn wir nicht verstanden haben, was das menschliche Herz entstellt. Ein solcher Prozess der Selbstfindung 

erwächst allein aus Gottes Gnade und führt schließlich zur wahren Ehrfurcht vor der menschlichen Natur mit 

all ihren Schwächen und Fehlern - in uns selbst wie auch in anderen. Er ebnet den Weg zur Achtung aller 

Menschen - ungeachtet der zwischen ihnen bestehenden Unterschiede - innerhalb der Gesellschaft und in der 

                                                      

46 Dejung/Rüppell, Ökumenische Gemeinschaft im Wandel der Zeiten, Berlin 2016, 91ff 
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weltweiten Gemeinschaft. Dank der inneren Verwandlung werden diese Unterschiede als die einzelnen Teile 

eines heiligen Puzzles freudig begrüßt, gewürdigt und angenommen; sie sind Teil des tieferen Geheimnisses 

von Gottes wunderbarer Schöpfung. Verwandlung als Heilung der Gemeinschaft Die Verwandlung des Her-

zens geschieht in der Heilung der Gemeinschaft. Verwandlung ist eine Vision von Zusammengehörigkeit 

und Barmherzigkeit. Wie unglückselig ist es, dass wir Christen Spiritualität so oft von Gemeinschaft trennen. 

Wenn unsere Herzen durch die göttliche Gnade verwandelt werden, sehen wir die Welt mit anderen Augen 

und fühlen uns aufgerufen, gütig zu sein und Gutes zu tun. Durch die verwandelnde Gnade Gottes werden 

wir befähigt, Konflikte zu lösen, indem wir offen miteinander umgehen, ohne andere zu unterdrücken oder 

zu beherrschen. Durch die göttliche Gnade steht es somit in unserer Macht, die Verletzungen, die Menschen 

in unserer Welt zugefügt werden, zu vertiefen oder aber zu ihrer Heilung beizutragen. Wann werden wir also 

die zerstörerischen Auswirkungen der Gewalt auf unser geistliches, gesellschaftliches und kulturelles Leben 

und unsere Umwelt sehen? Wann werden wir die offensichtliche Irrationalität militärischer Angriffe, inner-

staatlicher Konflikte und rassistischer Intoleranz erkennen, die alle Ausdruck eines tiefen Mangels an Ideen 

und Willenskraft sind? Verwandlung setzt voraus, dass wir aus unserer Gleichgültigkeit erwachen und den 

Opfern von Armut und Ungerechtigkeit mit Barmherzigkeit begegnen. Als Glaubensgemeinschaften und als 

Religionsführer müssen wir alternative Wege finden und gehen, die Gewalt ablehnen und Frieden anstreben. 

Unser Zeitalter wird aufgrund der Menschen in Erinnerung bleiben, die ihr Leben der Heilung und Verwand-

lung der Gemeinschaft gewidmet haben; und unsere Welt wird von denen geprägt werden, die an das glau-

ben und "dem nachstreben, was zum Frieden dient" (Röm 14,19). Allein diese Art von Verwandlung kann 

uns Hoffnung geben, dass der circulus vitiosus von Gewalt und Ungerechtigkeit gebrochen wird - vitiosus 

verderbt eben deshalb, weil er Frucht der Verderbnis ist. Krieg und Frieden sind Systeme; sie stehen für ent-

gegengesetzte Wege der Konfliktlösung. Letztlich aber beruhen beide auf freien Entscheidungen. Frieden zu 

schaffen, setzt eine persönliche und institutionelle Entscheidung wie auch persönlichen und institutionellen 

Wandel voraus. Auch hier ist metanoia erforderlich - eine Umkehr in Theorie und Praxis. Frieden zu schaf-

fen, erfordert inneres Engagement und Mut sowie die Bereitschaft, Gemeinschaften der Verwandlung zu 

werden und Gerechtigkeit als Vorbedingung für globale Verwandlung anzustreben.“
 47

 

Der Ruf gilt den Kirchen, aber doch vor allem jedem von uns, der sich in der Gemeinschaft lokaler Gemein-

den zusammenfindet. Hier vor Ort gilt es, die Ökumenische Bewegung zu bewegen. Hier vor Ort gilt es, die 

Frage der Katholizität unseres Glaubens, der Universalität unserer christlichen Existenz jeden Sonntag, jeden 

Tag neu durchzubuchstabieren. Das gilt insbesondere für das Zusammenleben und Lernen von Menschen 

anderer Kulturen und Religionen, die sich in unserer Nachbarschaft aufhalten. So werden wir Christen und 

Christinnen Bürger und Bürgerinnen von Gottes großer Ökumene, in die wir mit unserer Taufe gestellt sind.  

Der Aufruf an Gemeinde sich ihrer transformativen Spiritualität bewusst zu sein ist nicht allein ein Aufruf, 

bei dem es allein um sozialethische Programme geht, sondern um das esse von Gemeinde als missionarischer 

                                                      

47 Verwandlung erfordert Metanoia, Bartholomäus I, 6 January 2006 Von Bartholomaios I., Ökumenischer Patriarch (*) Gedanken zum Thema 
der 9. ÖRK-Vollversammlung: In deiner Gnade, Gott, verwandle die Welt, 
http://www.oikoumene.org/de/presscentre/news/verwandlungerfordertmetanoia  
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Gemeinschaft, die auf der Suche nach ihrer eucharistischen Essenz immer wieder wahrmachen kann, was das 

vom Tisch des HERRN in die Welt Gesandtsein konkret bedeutet, was kosmologisch verstandene 

„convivencia“ heißt.  Transformative Spiritualität bedeutet dann sich der Aufgabe zu stellen, dass die Krise 

ein Umdenken, ein Um-handeln unserer gegenwärtigen Paradigmen verlangt. 

Hier geht es letztlich um die Kraft der Eucharistie, die die Ökumenische Bewegung bewegt, wenn sie sich 

denn, in kosmologischer Konvivenz ihrer Gemeinschaft, gemeinsam mit allen Menschen guten Willens, be-

wegen lässt. Dies ist die Herausforderung, die es auf dem Hintergrund der Idee von der Pilgerschaft zu re-

flektieren gilt. 
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"Auf Frieden hoffen in Zeiten des 

Unfriedens" (Viola Raheb) 

 

Wenn ein Glied leidet - leiden alle Glieder mit?  

Gewaltfreie Wege aus einem schier unlösbaren Konflikt zwischen Israel und Palästina 

von Gerhard Dilschneider  

%ÉÎÌÅÉÔÕÎÇȡ ȵ!ÕÓ ÄÅÒ -ÉÔÔÅ ÄÅÓ ,ÅÉÄÅÎÓȰ       

Die Grundlagen für den seit über 100 Jahren andauernden gewalttätigen Konflikt zwischen der in der Pro-

vinz Palästina des Osmanischen Reiches lebenden palästinensischen Bevölkerung den in kleinen Gruppen 

bereits dort lebenden und den dann einwandernden Juden und wurden bereits 1897 gelegt. Damals tagte in 

Basel auf Initiative von Theodor Herzl der 1. Zionistenkongress mit dem Ziel der Schaffung eines jüdischen 

Staates in Palästina, der Ausformulierung des Zionismus als Staatsideologie (zunächst als eine säkulare Form 

des jüdischen Nationalismus), der Gründung der Zionistische Weltorganisation (WZO) und der Absicht, die 

hebräische Sprache, die bisher in der literarischen und liturgischen Tradition lebte, in das politische Projekt 

zu integrieren. 

In dem 1916 geschlossenen Sykes-Picot Geheimabkommen teilten sich England und Frankreich den Nahen 

Osten untereinander auf. Alle heutigen Staaten des Nahen Ostens (Syrien, Irak, Libanon, Jordanien, Israel) 

waren damals noch unter osmanischer Herrschaft und sind als Produkte europäisch-imperialistischer Interes-

sen nach dem 1. Weltkrieg entstanden. In dem Balfour-Rothschild Abkommen von 1917 erklärte sich Groß-

britannien einverstanden mit dem 1897 festgelegten Ziel des Zionismus, in Palästina "...eine nationale Heim-

stätte für das jüdische Volk..." ("...a national home for the Jewish people...") zu errichten. In dem Text wird 

ausdrücklich betont: "...wobei, wohlverstanden, nichts geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen 

Rechte der bestehenden nicht-jüdischen Gemeinschaften in Palästina.in Frage stellen könnte..." ("...clearly 

understood that nothing shall be done which may prejudice the civil and religious rights of existing non-

jewish communities in Palestine..."). Damit versprach "eine Nation feierlich einer zweiten Nation das Land 

einer dritten Nation" (so formulierte später der Schriftsteller Arthur Koestler, der einst an der Seite der Zio-

nisten gekämpft hatte). 

Mit diesen beiden Abkommen "...entging den Arabern nicht nur die versprochene Unabhängigkeit, sondern 

obendrein wurde die türkische Fremdherrschaft durch die britische und die zionistische gleich doppelt er-

setzt... Die Enttäuschung, Frustration und Entrüstung waren gewaltig...und ihre Auswirkungen dauern bis 

zum heutigen Tag."
48

  

                                                      

48 Walter Hollstein, 'Kein Frieden um Israel', Fischer TB [1972] S. 92.  
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Diese ausschließlich an ethnisch-religiösen und kolonialen Interessen orientierten historischen Entscheidun-

gen haben einen erheblichen Anteil an den als Stellvertreterkriege geführten aktuellen kriegerischen Ausei-

nandersetzungen um Syrien und die angrenzenden Staaten. 

Die 4,5 Millionen zählende palästinensische Bevölkerung im Westjordanland und die ca. 1,2 Mio im Gaza-

streifen (angesichts der aktuellen Bedingungen von der UNO als im Grunde für "unwohnbar" erklärt) sowie 

die Schwestern und Brüder im Staate Israel selbst, aber auch die Vertriebenen, die außerhalb ihrer histori-

schen Heimat in den Nachbarländern als Vertriebenen und in Lagern lebenden Teile dieser Bevölkerung so-

wie die Millionen ihrer Brüder und Schwestern, die in aller Welt verstreut leben, sehen sich seit Jahrzehnten 

in ihren universalen Menschenrechten, ihren Lebensmöglichkeiten und ihrer Würde verletzt. Dasselbe gilt 

für die weithin vertriebene arabische Bevölkerung auf dem Golan. 

Das Kairos Palästina Dokument  

Aus dieser Erfahrung und der bedrückenden Situation heraus, haben im Dezember 2009 Christinnen und 

Christen aus Palästina - kirchenleitende Persönlichkeiten, Theologen und Laien - zum ersten Mal ein Doku-

ment, das 'Kairos Palästina Dokument' (KD) verfasst, in dem sie ihren Standort im israelisch-

palästinensischen Konflikt gemeinsam theologisch reflektieren: „Ein Wort des Glaubens, der Hoffnung und 

der Liebe“. Diese drei zentralen Begriffe sind die "Steine auf unserem Weg zum Frieden und Gerechtig-

keit"
49

. KD "ist keine theoretische theologische Studie und kein politisches Papier, sondern ein Dokument 

des Glaubens und ein Arbeitspapier" (KD Einführung). KD ist ein Hilfeschrei und ein Aufruf zu Gerechtig-

keit, Frieden und Sicherheit. Es richtet sich an die politisch Verantwortlichen in der Region, an die internati-

onale Gemeinschaft und an die Kirchen in aller Welt.
50

  

Die Kernaussage des Dokuments lautet: „Unsere Frage an die Brüder und Schwestern in den Kirchen lautet: 

Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit zurückzuerlangen? Denn das ist die einzige Möglichkeit, beiden Völ-

kern zu Gerechtigkeit, Frieden, Sicherheit und Liebe zu verhelfen... und keinen theologischen Deckmantel 

für das Unrecht anzubieten."(KD 6.1). Der Text ist aus dem politischen und sozialen Kontext der Verfasser 

entstanden und mahnt in ökumenischer Verantwortung Gerechtigkeit auch für ihr Volk an. Das Dokument 

wird von den Autoren als eine „lebende Initiative“ und als ein „Katalysator und eine Plattform für Diskussi-

onen und Zusammenarbeit“ (Rifat O. Kassis) begriffen. Der ehemalige palästinensische Ministerpräsident, 

Dr. Fayyad, betonte, „dass dies kein rein christliches Dokument sei, sondern eines, das für alle Palästinenser 

spreche.“ 

Die Autorinnen und Autoren des Dokuments sind zu der Überzeugung gelangt, dass die Regierungen im Na-

hen Osten, aber auch die internationale Staatengemeinschaft es aufgegeben haben, ernsthaft nach einer Lö-

sung des Palästinaproblems zu suchen. Die sog. „Friedensprozesse“ und die jahrzehntelange zahnlose Dip-

lomatie erschöpfen sich in leeren Worten, während die Entrechtung und Unterdrückung der Palästinenser 

                                                      

49 Rifat O. Kassis, Kairos for Palestine, Badayl, India, 2011 
50 Text über http://www.kairospaesti ne.ps                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
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durch Israel massiv und ungestört weitergeht. „Obwohl es keine Hoffnung gibt, schreien wir unsere Hoff-

nung heraus“ (KD 10). Die Situation der palästinensischen Bevölkerung wird als „ausweglos“ (KD Einfüh-

rung) bezeichnet und durch die Realität vor Ort in folgender Weise umschrieben (KD I.ff.):  

Der totale Kontrollmatrix umgesetzt in der brutalen israelischen militärischen Besatzung
51

, die in drei Zonen 

(A,B,C) aufgeteilte Westbank (von der südafrikanischer Solidaritätsbewegung auch als 'Bantustans' bezeich-

net), der 2004 vom Internationalen Gerichtshof verurteilte Mauerbau (Trennmauer), weitgehend errichtet auf 

palästinensischem Gebiet, die extensive Siedlungspolitik (zuletzt im Dezember 2016 durch UN Resolution 

2334 verurteilt), die Enteignungen von Grund und Boden, die Vernichtung landwirtschaftliche Kulturen (wie 

Ölbäumen), die Zerstörung von Häusern und der Infrastruktur, die schweren Beeinträchtigungen der wirt-

schaftlichen Entwicklung (20% der Bevölkerung leben unter der Armutsgrenze), die Kontrolle der natürli-

chen Ressourcen wie Ackerland, Wasser, Energie und Bodenschätze, die Trennung der Familien und die täg-

lichen Demütigungen, Internierung ohne Urteil ("Administrationshaft"), Folter und Deportationen auch von 

Kindern und Jugendlichen, die ethnischen Säuberungen und diskriminierenden Sondergesetze, widerrechtli-

che Annektierung von Ost-Jerusalem und die damit einhergehende Einschränkung der Religionsfreiheit, der 

nie umgesetzte Beschluss der UN Nr. 194 zum Rückkehrrecht der Flüchtlinge, die Emigration von Christen 

mangels Perspektiven, Missachtung des Völkerrechts, all diese Tatsachen schüren Hass und Verzweiflung, 

führen zu wachsender Armut und dem Entzug fast aller Lebensgrundlagen, zur Entmündigung und dem Ver-

lust der Freiheit auf Selbstbestimmung, zur Missachtung der menschlichen Würde durch systematische Ver-

letzung der Menschenrechte und  dem Entzug von Bürgerrechten. Der melkitische Priester Elias Chacour 

wurde als Junge 1951 mit seiner Familie aus seinem Dorf Bar'am vertrieben und er beklagte später dieses 

Ereignis mit dem Satz: "Wird überhaupt jemand unseren Schrei vernehmen und uns hören?"
52

.   

Die israelische Politik beabsichtigt, "...alle [historischen, religiösen, sozialen, politischen und kulturelle] 

Spuren, die in irgendeiner Weise auf die Existenz der Palästinenser als den ältesten Mitbewohnern des Lan-

des hinweisen könnten, auszulöschen."
53

. "Es geht um eine Politik, die Menschen vernichtet..." (KD Einlei-

tung). Baruch Kimmerling, der israelische Dissident beschreibt diesen Vorgang in seinem Buch als 

"Politizid" 
54

 und so prägen Hoffnungslosigkeit und Resignation die palästinensische Gesellschaft. Das UN 

Office for the Coordination of Humanitarian Affairs occupied Palestinian territory (Ocha) dokumentiert die-

se Tragödie Woche für Woche (ochaopt@un.org) mit eindeutigen Informationen. 

Angesichts dieser im KD aufgelisteten bedrohlichen Fakten ist es bewundernswert, dass die Autoren sich 

nicht zu Zorn, Hass und Gewalt oder gar zu hohler Rhetorik hinreißen lassen. Stattdessen zeugt der Text von 

einem großmütigen Geist, denn er beinhaltet trotz aller Umstände eine zuversichtliche und mutige Botschaft, 

die von Verantwortungsbewusstsein zeugt und wichtige theologische Einsichten bietet. Gerade die spirituelle 

                                                      

51 J. Halper 'Ein Israeli in Palästina, S. 121 
52 in 'Und dennoch sind wir Brüder', Verlag Joseph Knecht, Frankfurt, 2. Aufl., 1991, S. 83 
53 Basem l. Ra'ad in "Hidden Histories", Pluto Press, NY, 2010, S.157 
54 Baruch Kimmerling, Politizid. Ariel Sharons Verbrechen gegen das palästinensische Volk, Heinrich Hugendubel Verlag, 2003 
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Ermutigung, zu der das Dokument einlädt, ist ein beachtlicher und substanzieller Ausdruck pastoraler Seel-

sorge.  

Straffreiheit (impunity) 

"Obwohl es keine Hoffnung gibt, schreien wir unsere Hoffnung hinaus..." (KD 10) verbunden mit dem Ap-

pell "...beendet die 'Doppelmoral' und besteht darauf, dass die internationalen Resolutionen zur Palästinafra-

ge auf alle Parteien angewendet werden! Die selektive Anwendung des Völkerrechts birgt die Gefahr in sich, 

uns dem Gesetz des Dschungels preiszugeben." (KD 7) 

Dieser Satz aus dem Kairos Palästina Dokument kann nur der wirklich nachvollziehen, der sich das politi-

schen Kontinuum vor Augen hält, welches die Unterdrückung garantiert. Alle politischen Entscheidungen 

des Staates Israel in Bezug auf die palästinensische Bevölkerung missachten seit mehr als 60 Jahren syste-

matisch und vorsätzlich - um nur einige zu nennen - den Text und den Geist der Charta der Vereinten Natio-

nen, das internationale Völkerrecht, dutzendweise UN Resolutionen, die Konvention der Menschenrechte, 

die Vierte Genfer Konvention (bes. Artikel 49), das Haager Kriegsabkommen, das Gutachten des Internatio-

nalen Gerichtshofs zum Mauerbau, Israels Boykott des UN-Menschenrechtsrats, die Abriegelung des Gaza-

streifens sowie sämtliche damit zusammenhängenden Rechtsnormen. In über einhundert Entschließungen 

der UN-Vollversammlung, des UN Sicherheitsrates und UN verbundener Organisationen wurden Israels 

Handlungen immer wieder angeklagt und verurteilt. Die nach Menschen- und Völkerrecht und Kriegsnor-

men zu verurteilenden Handlungen werden bis zum heutigen Tag von allen israelischen Regierungen 

schlichtweg geleugnet oder ignoriert. Israel lehnt jede Verantwortung ab, sich an internationale Gesetze zu 

halten, interpretiert das Völkerrecht auf eigene Weise und nimmt damit bewusst die Politik der Straflosigkeit 

(impunity) für sich in Anspruch.  

Der Staat Israel ist Teil eines globalen-militärisch-industriellen Komplexes geworden
55

 und wird von 

der internationalen Staatengemeinschaft mit ungewöhnlicher Nachsichtigkeit als sakrosankt eingestuft, kann 

weiter ungestraft seine Politik ohne Rücksicht auf irgendwelche völkerrechtlich verbindlichen Abmachungen 

verfolgen, weil die Staatsführung aus Erfahrung keine politischen Gegenmaßnahmen, wie Repressionen oder 

Sanktionen befürchten muss. Kein Staat auf dieser Erde, aber auch kein Staat der westlichen Völkergemein-

schaft, hat für sich eine solche politische Haltung ungestraft durchsetzen können. Mit dieser Politik hat sich 

der Staat Israel sich längst aus der westlichen Wertegemeinschaft verabschiedet. Jedoch gelingt es der israe-

lischen Propaganda immer wieder, sich erfolgreich als Opfer zu stilisieren.  

Der Holocaust wird zur Begründung des Sicherheitskonzepts und des sog. 'Existenzrechts Israels' - ein Be-

griff, den es im Völkerrecht nicht gibt - instrumentalisiert. In diesen Zusammenhang gehört der Satz von 

Bundeskanzlerin Angela Merkel, ausgesprochen 2008 vor der Knesset, dem israelischen Parlament "Diese 

historische Verantwortung (für Israel, der Verf.) ist Teil der Staatsraison meines Landes" Daraus folgt, dass 

jede Infragestellung der israelischen Politik zieht fast zwangsläufig den Vorwurf des Antisemitismus nach 

                                                      

55 Jeff Halper, Ein Israeli in Palästina, AphorismA Verlag 2010, S 219 ff. 
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sich. Israel erwartet bedingungslosen Schutz durch die internationale Gemeinschaft, auch wenn der Staat und 

seine Organe unter dem verstärkten Druck der national-religiösen Siedler massiv gegen die Gesetze dieser 

Gemeinschaft verstößt. Auch deshalb ist der Aufruf aus dem KD "Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit zu-

rückzuerlangen"? (KD 6.1) in der internationalen Politik weitgehend verhallt und auch bei vielen Christen, 

besonders in Deutschland, auf Vorbehalte gestoßen. Und zur bedrohten Existenz Israels nur soviel: "Nicht 

die Existenz Israels ist militärisch bedroht, sondern die Lage ist genau umgekehrt: im gesamten Nahen und 

Mittleren Osten verfügt allein der Staat Israel...über ein militärische Instrumentarium, das es ihm erlaubt, 

jeden einzelnen seiner tatsächlichen Feinde...mit überwältigender Militärgewalt bis hin zur totalen atomaren 

Vernichtung zu bedrohen...Israels militärische Überlegenheit ist erdrückend. Alles andere ist Legende." 
56

 

Das von den AutorInnen im KD formulierten existenziellen politischen und lebens-bedrohlichen Problemen, 

unter dem die palästinensische Bevölkerung leidet, muss auch noch aus einer anderen Sicht betrachtet wer-

den. 

Zur israelischen Staatsauffassung, dem Zionismus, einer rassistischen Ideologie der Apartheid in frommen 

Gewande
57

, unterfüttert mit dem Anspruch auf Straffreiheit (impunity) gehören noch gesellschafts-

psychologische Gedankenansätze, die das gesteigerte Sicherheitsbedürfnis der Israelis näher beschreiben. 

Aus dem Trauma des Holocaust hat sich Israel unter den Bedingungen der jahrzehntelangen brutalen Besat-

zung und Unterdrückung der PalästinenserInnen zu einem hochgerüsteten, militarisierten und im Besitz von 

Atombomben befindlichen Staat entwickelt. 

Der dabei geübte Umgang der Sicherheitskräfte mit Millionen ihrer Gewalt ausgelieferten Menschen zeigt 

sich in Empathiemangel, Gefühlskälte, Unberechenbarkeit, Skrupellosigkeit, Rücksichtslosigkeit, sadisti-

schem Aggressionspotential, äußerster Gewalt und in der Konsequenz in ständiger Missachtung und Herab-

würdigung einer anderen Bevölkerungsgruppe. Diese von der Gesellschaft Israels überwiegend geduldete 

Politik der staatlichen Organe wurde zu einem Verhalten, das - auf eine Person übertragen - als Narzissmus 

bezeichnet wird. Ein Narzisst nimmt alles aus der Ich-Perspektive wahr, sein ganzes Fühlen und Denken ist 

ausschließlich auf die eigene Person zentriert. Aus übertriebenem Selbstwertgefühl zählen nur eigene Inte-

ressen, eigene Entscheidungen sind nicht korrigierbar und das Selbstbild ist unantastbar. Jede andere Mei-

nung gilt als Affront, jede Kritik - und sei sie noch so konstruktiv - als Majestätsbeleidigung; stark im Aus-

teilen, mimosenhaft im Einstecken. Narzissten sind nicht fähig, sich in andere einzufühlen, sich z.B.in die Si-

tuation der PalästinenserInnen hineinzudenken. Der Narzisst gibt sich nicht mit der Bewunderung seiner ei-

genen Person zufrieden, sondern betont seine Großartigkeit durch sein antisoziales Verhalten und seine miss-

trauische Grundhaltung gegenüber Mitmenschen. Seiner Eigensucht und Selbstverwirklichung wird absolute 

Priorität eingeräumt. Hinter dieser Fassade liegen vermutlich Minderwertigkeitsgefühle und der Neid auf po-

tentielle Konkurrenten (die Palästinenser?) verborgen.
58

 . 

                                                      

56 Jürgen Rose 'Ein Goliath im Gewande des David' S. 54 
57 Rolf Verleger, Hundert Jahre Heimatland, Westendverlag Frankfurt 2017, S. 231 
58 siehe auch "Ich, Ich, Ich" von Reinhard Haller, SZ vom 11./12.2.2017 
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Marc Ellis, der jüdische Befreiungstheologe, führte den Begriff des konstantinischen Judentums ein. “Die 

konstantinische Wende ist in der Geschichte des Christentums die Entwicklung von einer kleinen jüdischen 

Sekte zu einer Staatsreligion.... Religion und politische Macht gingen Hand in Hand....Ich glaube, wir haben 

heute auch ein konstantinisches Judentum ...und [es] ist eine Assimilation an die Macht und den Staat. Im 

konstantinischen Judentum hat Israel immer recht, ist immer bedroht, belagert von unzivilisierten Arabern, in 

denen sich die Nazis re-inkarnieren...und jeder, der Israel und die Außenpolitik...kritisiert, ist auf der fal-

schen Fährte und wahrscheinlich antijüdisch.“
59

.  

Staaten demokratischer Prägung benötigen diese narzisstischen Charakterzüge nicht zu ihrer Existenz. Aus 

dieser Erkenntnis heraus formuliert der israelische Friedensaktivist Uri Avnery: " Israel steuert auf einen 

Eisberg zu, auf einen größeren als einer von denen, die auf dem Weg der Titanic schwammen. Er ist nicht 

verborgen. Alle seine Teile sind sichtbar. Und wir segeln geradewegs mit Volldampf auf ihn zu. Wenn wir den 

Kurs nicht ändern, wird sich der Staat Israel selbst zerstören." 
60

 

Bezug zur Apartheid in Südafrika  

Bewusst haben die Verfasser in ihren ersten Sätzen zum KD den Satz gewählt: "Wir bitten sie [die Kirchen] 

darum, gegen Unrecht und Apartheid aufzustehen." (Kurze Einführung durch die Verfasser). Apartheid war 

von Anfang an im zionistischen Projekt angelegt und die Gewalt der Palästinenser in der Regel reaktiv. Mit 

dem Begriff 'Apartheid' bezieht sich KD auf den Wortlaut des Römische Statut des Internationalen Strafge-

richtshof von 2002, der das "Verbrechen der Apartheid" als "unmenschliche Handlung" definiert "die von ei-

ner rassistischen Gruppe im Rahmen eines institutionalisierten Regime der systematischen Unterdrückung 

und Beherrschung einer oder mehrerer anderer rassischer Gruppen in der Absicht begangen wird, dieses Re-

gime aufrecht zu erhalten." ("...apartheid comprises inhumane acts...committed in the context of an institu-

tionalized regime of systematic oppression and domination by one racial group over any other racial group or 

groups and committed with the intention of maintaining that regime…" 

Nach dieser Definition lebt die palästinensische Bevölkerung eindeutig in der Apartheid vergleichbaren 

Strukturen und dies wird ausdrücklich schon zu Beginn des KD hervorgehoben. Formales und inhaltliches 

Vorbild für das KD und seine Namensgebung war der Kampf gegen das System der Apartheid in Südafrika. 

Südafrikanische Christen riefen 1985 angesichts zunehmender Gewalt und Repression die Kirchen im eige-

nen Land und die Weltchristenheit dazu auf, im konkreten Gehorsam gegenüber dem Ruf in die Nachfolge 

Christi nicht nur mit Worten, sondern mit Taten entschieden gegen die Apartheid Stellung zu nehmen. Die-

ser Text erwies sich damals als ein Werkzeug im Kampf gegen Unterdrückung und Entrechtung und resul-

tiert aus einer Bekenntnis-Situation. Nun haben Christen in Palästina erklärt, dass für die Kirchen im Heili-

gen Land und für die weltweite Kirche Jesu Christi ein ähnlicher Kairos, eine Stunde der Entscheidung, ge-

kommen sei. Wiederholt haben südafrikanische Christen in den letzten Jahren aus der Erfahrung ihrer eige-

                                                      

59 Junge Kirche 3/14, S. 49 
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nen Geschichte die israelische Gesellschaft aufgerufen, „den diabolischen Akt der Apartheid“ zu unterlas-

sen
61

. 

Das Kairos-Palästina-Dokument soll in erster Linie bei den unmittelbar betroffenen Menschen vor Ort – die 

erste Version war in arabischer Sprache – eine Bewegung anstoßen, um sie aus der Hoffnungs- und Perspek-

tivlosigkeit herauszuholen. Die überwältigenden Reaktionen aus den verschiedenen religiösen und lokalen 

Gemeinschaften in Palästina zeigt, dass diese Hoffnung nicht vergeblich war. Der Text wurde weltweit ver-

breitet und stieß auf beachtliche, jedoch auch auf sehr unterschiedliche Reaktionen. Kirchen in Lateinameri-

ka, Kanada, Schweden und Frankreich reagierten sofort und verständnisvoll. Kirchen in den Niederlanden 

und Norwegen stellten die Mittel für ein Kairos-Koordinationsbüro in Jerusalem zur Verfügung. Aus Südaf-

rika kamen ermutigende Antworten, die Parallelen zwischen der Besatzungspolitik Israels und der südafrika-

nischen Apartheid zogen. Auch die Dalits in Indien erklärten sich mit KD solidarisch. 

"We exist to re sist" - Boykott als gewaltfreier Widerstand   

In dem heftig umstrittenen Boykottaufruf der palästinensischen Zivilgesellschaft aus dem  Jahr 2005 heißt 

es: "Angesichts Israels anhaltender Verstöße gegen internationales Recht und aufgrund der Tatsache, dass 

seit 1948 hunderte von UN Resolutionen die koloniale und diskriminierende Politik Israels als illegal verur-

teilt und sofortige, adäquate und effektive Maßnahmen gefordert haben; und aufgrund der Tatsache, dass 

sämtliche internationale Interventionen und Friedensbestrebungen nicht in der Lage waren, Israel zu über-

zeugen oder zu zwingen, den Konventionen des Humanitären Rechts genüge zu leisten, die grundlegenden 

Menschenrechte anzuerkennen und die Besatzung und Unterdrückung der palästinensischen Bevölkerung zu 

beenden, rief die palästinensische Zivilgesellschaft 2005 zu der Kampagne "Boykott, Investitionsentzug 

(Kapitalentzug) und Sanktionen" (BDS) gegen Israel auf, bis es internationalem Recht und den universellen 

Prinzipien der Menschenrechte nachkommt. Diese gewaltlosen Strafmaßnahmen müssen solange aufrecht 

erhalten bleiben, bis Israel seiner Verpflichtung nachkommt, den PalästinenserInnen das unveräußerliche 

Recht der Selbstbestimmung zuzugestehen, und zur Gänze den Maßstäben internationalen Rechts entspricht, 

indem es:  

1) die Besetzung und Kolonisation allen arabischen Landes beendet und die Mauer abreißt;  

2) das Grundrecht der arabisch-palästinensischen BürgerInnen Israels auf völlige Gleichheit anerkennt; 

und  

3) die Rechte der palästinensischen Flüchtlinge, in ihre Heimat und zu ihrem Eigentum zurückzukehren, 

wie es in der UN Resolution 194 vereinbart wurde, respektiert, schützt und  fördert."(www.bds-

kampagne.de) 

Diese konkrete Boykottforderung wird vom Kairos Palästina Dokument übernommen, denn "Wir sehen da-

rin die Befolgung des Grundsatzes des friedlichen Widerstandes."(KD 4.26), denn "Wenn es keine Besat-

zung gäbe, gäbe es auch keinen Widerstand, keine Angst und keine Unsicherheit." (KD 1.4.) Der Boykott-

aufruf zielt auf "...den Rückzug von Investitionen und für Boykottmaßnahmen der Wirtschaft und des Han-
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dels gegen alle von der Besatzung produzierten Güter..." (KD 4.2.6). Selbst die EU nimmt Produkte aus 

Siedlungen von den Israel gewährten Einfuhrvergünstigungen aus. Es ist ein Skandal, dass viele EU-Länder, 

allen voran Deutschland, sehenden Auges das Unterlaufen dieser Bestimmungen durch die israelische Ex-

portindustrie hinnehmen. 

Deutlich ist jedenfalls, dass das KD große Hoffnungen auf die Boykottforderung als friedliches Mittel zur 

Befreiung von der Besetzung setzt. In diesem Zusammenhang wird auf das positive Beispiel Südafrika ver-

wiesen: "Diese anwaltschaftlichen Kampagnen müssen mutig vorangetrieben werden und dabei offen und 

aufrichtig erklären, dass ihr Ziel nicht Rache, sondern die Beseitigung des bestehenden Übels, die Befreiung 

der Täter und der Opfer des Unrechts ist. (KD 4.26). Ziel ist die Befreiung beider Völker von den extremisti-

schen Positionen der verschiedenen israelischen Regierungen und die Erlangung von Freiheit, Gerechtigkeit, 

Selbstbestimmung und Versöhnung für beide Seiten. An dieser Stelle muss hervorgehoben werden, dass ge-

waltloser Widerstand im internationalen Recht (Artikel 1[4] des Protokolls 1 im Zusatz zur Genfer Konven-

tion) ausdrücklich legitimiert wird. Die amerikanische und auch in Deutschland vertretene Organisation 

Jewish Voic for Peace (JVP) "befürwortet voller Stolz den Aufruf der palästinensischen Zivilgesellschaft für 

Boykott, Kapitalabzug und Sanktionen (BDS) so lange, bis Israel das Völkerrecht einhält."
62

 

Die Bemühungen der israelischen Regierung und ihrer Unterstützer, die BDS-Bewegung mit allen Mitteln zu 

diskreditieren und zu behindern, sprechen für die Wirksamkeit dieses Instruments gewaltfreien politischen 

Handels. Dieser Aufruf wird - gewollt oder ungewollt - im deutschen Kontext oft missverstanden. Mit dem 

Satz „Kauft nicht bei Juden!“ soll eine Verbindung zum nationalsozialistischen Judenboykott herge-

stellt werden und damit wird der Aufruf als antisemitische Aktion gebrandmarkt. Während es beim 

Judenboykott der Nationalsozialisten um die Vernichtung der Existenzgrundlagen eines Volkes 

ging, zielen die Boykottmaßnahmen gegen Israel auf die Anerkennung des internationalen Rechts 

und Schutz eines Volkes vor Unterdrückung und Vertreibung. Der Nobelpreisträger und südafrika-

nische Erzbischof Tutu schreibt in seinem Brief an den Evangelischen Kirchentag im April 2015: 

"BDS hat nichts mit Antisemitismus zu tun. Macht Geschäfte mit Juden, organisiert etwas mit ihnen, 

liebt sie. Aber unterstützt nicht die militärische, wirtschaftliche oder politische Maschinerie eines 

Apartheidstaates." 

Da Worte und Verurteilungen internationaler Politiker (USA, EU u.a.) bisher in keiner Weise die israelische 

Politik der apartheid-ähnlichen Besatzung und Besiedlung aufgehalten haben, kann nur ein massiver interna-

tionaler Druck mit sichtbaren, fühlbaren und nachvollziehbaren Sanktionen eine Veränderung herbeiführen. 

Neve Gordon (Ben Gurion-Universität) schreibt: "Im Interesse unserer Kinder bin ich davon überzeugt, dass 

ein internationaler Boykott der einzige Weg ist, Israel vor sich selbst zu retten." (in Rifat O. Kassis, Kairos 

for Palestine) 
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Der BDS Aufruf hat eine weltweite Resonanz ausgelöst. Kirchen, kirchenverbundene Organisationen, Akti-

onsgruppen, Stiftungen, Staatsfonds in USA, Europa und Latein Amerika setzen sich für den Aufruf ein.
63

  

VI. Das Kairos-Palästina-Dokument steht in der befreiungstheologischen Tradition 

Das KD ist ein Beispiel für das Heimischwerden des Evangeliums in einem bestimmten vorgegebenen Kon-

text. Prominente Beispiele solcher Prozesse sind die lateinamerikanische Befreiungstheologie, die Black 

Theology, insbesondere in Südafrika, und die Minjung-Theologie in Korea. Wichtig in all diesen von Chris-

ten formulierten und gelebten und erlittenen Glaubensaussagen war die enge Verknüpfung von Leben und 

Glauben in einem konkreten politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Kontext, oftmals auf dem 

Hintergrund kolonialer Erfahrungen. Befreiungstheologie wendet sich gegen soziale Ungerechtigkeit und 

will zur Befreiung der Armen von Ausbeutung, Entrechtung und Unterdrückung beitragen, hält an dem Ge-

bot der Gewaltlosigkeit fest und legitimiert in keiner Weise Besetzung und Annexion fremden Landes und 

Unterdrückung der darin lebenden Bevölkerung. 

Diese Glaubensaussagen verunsichern viele Christen der nördlichen Hemisphäre in ihren theologischen Tra-

ditionen. Stellungnahmen befreiungstheologisch orientierter Christen und Kirchen – wie das Kairos-

Dokument aus Südafrika 1985 und eine ganze Reihe ähnlicher Texte, in deren Tradition sich das palästinen-

sische Kairos-Dokument sieht – enthalten immer beides, theologische und politische Aussagen. Deshalb geht 

der Vorwurf, das KD sei eine politische Botschaft, an der Intention der Autoren vorbei. Für die Verfasser 

gehört beides zusammen, die biblisch-theologischen Glaubensbekenntnisse bzw. -erkenntnisse und die poli-

tische Dimension. 

Das Kairos-Palästina-Dokument steht in dieser Tradition und übernimmt die Struktur der Beurteilungskrite-

rien aus dem Kairos Centroamericano Dokument (1988) und folgt den befreiungs-theologischen Schritten: 

„seeing-sehen“ (die Realität), „judging-urteilen“ (prüfen an den Maßstäben Glaube, Liebe Hoffnung) und 

„acting-handeln“ (was zu tun ist). Der Text ist nach langer Zeit des Schweigens ein christlicher Beitrag, in 

dem die Autoren eine eigene Position anbieten. KD ist aus der Sicht der Initiatoren ein existenzielles Doku-

ment ihres Glaubens und ihrer Hoffnung, adressiert gerade auch an die jüngeren Palästinenser. Aus diesem 

Ansatz heraus zeugt das KD aus seiner christlichen Position heraus von der Selbstermächtigung unterdrück-

ter Menschen. Die oft vorgetragene Feststellung kirchlicher Amtsträger, es handle sich hier nicht um ein of-

fizielles kirchliches Dokument, ist eine ebenso durchsichtiger wie fragwürdiger Versuch, sich einer Ausei-

nandersetzung mit seinen Inhalten zu entziehen. Das Dokument wurde in jahrelanger Arbeit von Persönlich-

keiten aus verschiedensten Kirchen, Konfessionen und Traditionen formuliert. Zwar haben keine Synode und 

keine Kirchenkonferenz das Dokument unterschrieben. Das hindert die Autoren jedoch nicht daran, sich the-

ologisch legitim als Kirche Christi mit einem Anspruch auf ökumenische Solidarität zu verstehen. Es sei da-

ran erinnert, dass nach evangelischer Lehre die Verbindlichkeit eines geistlichen Wortes, das sogar den Rang 

eines Bekenntnisses erlangen kann, an der Rezeption durch die weltweiten Kirchen hängt, nicht aber an ir-
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gendeiner formalen hierarchischen Autorisierung.  Kirche in allen ihren Sozialgestalten wird sich zu diesem 

Aufruf verhalten müssen, um des Gewichtes seiner Argumente und des Leidens der Menschen willen, für die 

die Verfasser ihre Stimme erheben. 

Verwirrung der Begriffe 

Es gibt gerade im deutschen und besonders im kirchlichen Kontext eine Vermischung, ja Verwirrung, wenn 

es um die Beurteilung und Bewertung des Israel/Palästina Konfliktes geht. Immer wieder trifft man in den 

deutschen kirchlichen Stellungnahmen auf Begriffe wie „Israel das Heilige Land“, „das Land Gottes wird 

zum Erbe Israels“, „das jüdische Land“, „das Land der Verheißung“, „die bleibende Erwählung Israels und 

die Bundestreue Gottes mit dem gelobten Land  

als elementarem Bestandteil der Bundesschlüsse“ und „Bund und Land gehören zusammen“. Werden mit 

diesen Formeln aus dem jüdischen und christlichen Kontext Glaubensaussagen zitiert oder damit bereits der 

Versuch gemacht, einen politischen Anspruch abzuleiten?  

Das schwebend-unbestimmte Nebeneinander von theologischen Sätzen und eine möglicherweise daraus be-

gründete politische Realität und der aus der Tradition der jüdischen Glaubensgeschichten gespeiste Ansatz 

verschiebt den Konflikt auf eine irrationale metaphysische Ebene.  

Die Problematik wird dadurch verschleiert und eine Lösung des Konfliktes verhindert, denn in der Konse-

quenz findet eine Vermischung von Glaube und Politik statt. Dazu schreibt Rabbiner Michel Bollag, Co-

Leiter im Züricher Lehrhaus für Judentum, Christentum und Islam: „Mitte  i  ei em territoria e  Ko   ikt 

wird mit religiösen Texten argumentiert, um Legitimitätsansprüche zu begründen. Eine solche Verabsolutie-

rung biblischer Sätze und damit deren politische Instrumentalisierung jenseits jeglicher historischen und 

theologischen Analysen der Kontexte ... verunmöglichen jeglichen politisch-rationalen Diskurs. ... Denn aus 

de  bib is he  La dverheißu  e  k   e  kei e po itis he  Aussa e  ab e eitet  erde .“ Das Alte Testa-

ment ist trotz des Gebots "Darum so mache dich auf und ziehe durch das Land in der Länge und in der Brei-

te, denn dir will ich es geben." (1.Mose 13,17). schlichtweg kein Katasteramt! 

In der Diskussion um das KD kommt es entscheidend darauf an, eine Vermischung bzw. Überlagerung bei-

der Betrachtungsweisen strikt zu vermeiden. Staaten, wie auch der völkerrechtlich anerkannte Staat Israel, 

sind partikulare Machtgebilde und menschliche Institutionen.  

Israel, versteht sich als ein jüdischer Staat und baut auf einem System der ethnisch abgestuften Demokratie; 

ein Staat, der seine jüdische Existenz mit staatlicher Gewalt nach innen und nach außen sichern will. Der 

Glaube an Gott kann nicht durch staatliche Gewalt gesichert werden. Als Staat soll Israel, wie die anderen 

Staaten – und wie ein künftiger palästinensischer Staat auch – demokratisch und säkular gestaltet sein. In der 

ganzen Diskussion um das KD geht es zentral um einen primär politischen Konflikt. Aus Glaubensaussagen 

lassen sich keine politischen Ansprüche ableiten. 

Kirchentheologie : von der  kirchlichen 'Doppel -' zur 'Querschnitts -Solidarität'  
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Das Kairos Palästina Dokument ist ein "Wort an die Kirchen der Welt" und "... ein Aufruf, sich an die Seite 

der Unterdrückten zu stellen." (KD 6.1). Die vielen Erklärungen zum KD von Kirchenleitungen und Syno-

den im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland hinterlassen einen sehr zwiespältigen und wenig 

überzeugenden Eindruck. Hier kann es nicht darum gehen, Einzelheiten aufzuzeigen, sondern nur einen Ge-

samteindruck nachzuzeichnen.  

In einen sehr knapp gehaltenen Brief vom Februar 2010 bestätigt Bischof Schindehütte, Hauptabteilung 

Ökumene und Auslandsarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) den Eingang des KD, zitiert 

Psalm 40 („...hört mein Schreien...“), nimmt den Text als „Ruf an uns“ wahr und tritt den „Geschwistern in 

Christus im Heiligen Land zur Seite...“. Konsequenzen werden leider nicht angedeutet. 

Das zentrale Positionspapier zum KD hat 2009 die Evangelische Mittel-Ost Kommission (EMOK) der EKD 

- ein Zusammenschluss aller evangelischen Gruppen und Institutionen, die sich mit dem christlich-jüdischen 

oder dem islamisch-christlichen Gespräch beschäftigen - verfasst.  

Schon eingangs wird betont, dass die Christen in Deutschland sich (vor dem Hintergrund der Geschichte mit 

der Beziehung zum Judentum) in einem "Loyalitätskonflikt" (Vorbemerkung Punkt 1.) zwischen Israel und 

den Palästinensern befinden, zumal "Israel ein demokratischer [und] seinem Grundverständnis nach säkula-

rer Staat" ist (1.1.4). "Christliche Solidarität mit Israel ...drückt sich aus im solidarischen Mitleben mit der 

ganzen jüdischen Existenz im Staat Israel"  

(1.1.4). Christen jedoch "fühlen sich zum Einsatz für Gerechtigkeit gerufen und sehen die Palästinenser unter 

Unrecht leiden" (Vorbemerkung Punkt 1); deshalb "hat das palästinensische Volk ein Recht auf einen eige-

nen Staat..." (2.1.4.). "Folglich müssen für den Umgang der beiden Seiten miteinander internationale und all-

gemeingültige Gesetze und Regeln (Menschenrechte und Völkerrecht etc.) gelten" (3.2.)  

In einer weiteren Stellungnahme der EKD Kirchenkonferenz und des Exekutivausschusses der EMOK vom 

April 2010 bzw. August 2011 wird das Positionspapier ohne Abänderungen „dankbar“ und mit „großer 

Aufmerksamkeit“ entgegengenommen. Dann folgen eine Reihe von „Anfragen und Vorbehalte“: bezweifelt 

wird u.a., ob „die Besetzung die einzige Ursache für die Not des palästinensischen Volkes“ sei; es werden 

„dringend rechtsstaatliche Strukturen“ in der palästinensischen Gesellschaft angemahnt und der BDS als in-

akzeptabel bezeichnet. 

Damit wird mit wohlwollenden und ein gewisses Verständnis signalisierenden Sätzen die Rezeption des KD 

auf der EKD-Ebene für lange Jahre zu den Akten gelegt. Bemerkenswert ist, dass an keiner Stelle die struk-

turelle und asymmetrische Machtverteilung zwischen Israel und Palästina auch nur angedeutet oder proble-

matisiert wird. Die Reaktionen einiger Landeskirchen wurden meistens von den Beauftragten für den christ-

lich-jüdischen Dialog verfasst, was absehbar eine unvorbelastete Stellungnahme zu einem Aufruf palästinen-

sischer Christen erschwert. Die fatale Repressionsschraube und die sich verschärfende politische Entwick-

lung der letzten Jahre seit der Veröffentlichung des EMOK Papiers (Ausweitung des Siedlungsbaus, 
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Gazakriege -'Operation Wolkensäule 2012', 'Operation Starker Fels' 2014 - usw.) werden schlichtweg von 

der Amtskirche ignoriert. 

Es ist aufschlussreich zu beobachten, dass die Positionen zum KD der kirchlichen Meinungsträger in Kir-

chenleitungen und Synoden zum KD sich in ihren Einschätzungen nur unwesentlich von dem politischen 

Mainstream in Deutschland zum Israel/Palästina Konflikt unterscheiden und ist geprägt von der "doppelten 

Loyalität": einerseits zu den Menschenrechten und anderseits zu Israel. Was de facto bedeutet, dass diese 

Haltung (siehe Bekenntnis zur Staatsraison!) Vertreibung, Landraub und massive Menschenrechtsverletzun-

gen billigt. 

Darüber hinaus wird dem KD eine antisemitische Haltung unterstellt, der die Existenz des Staates Israel ge-

fährdet, die Benutzung des Begriffs 'Apartheid' wird mangels Sachkenntnis (s.o.) als unsachgemäß und poli-

tisch völlig verfehlt kritisiert. Ebenso wird die Unterstützung des BDS rundweg abgelehnt. Von dem in dem 

Dokument angeführte theologische Vorwurf „...dass jede Benutzung der Bibel zur Legitimierung oder Un-

terstützung von politischen Optionen...die auf Unrecht beruhen und die Menschen...und Völ-

kern...aufgezwungen werden, die Religion in eine menschliche Ideologie verwandeln.“ (KD 2.4) wird kaum 

Kenntnis genommen und man fühlt sich nicht angesprochen. Auch die im KD erbetene wirksamen politi-

schen Konsequenzen werden nicht gezogen. Das in der EKD-Friedensdenkschrift von 2007 entfaltete Leit-

bild eines gerechten Friedens, findet im EMOK-Papier keinerlei Erwähnung oder praktische Konkretisie-

rung. Der dortige Aufruf zum Handeln bleibt damit inhaltslos, appellativ und damit unwirksam (Theologi-

scher Arbeitskreis Ostfriesland
64). Damit gibt es für die maßgeblichen kirchlichen Meinungsträger auch kei-

nen Grund sich weiter mit der zentralen Frage des Textes "Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit zurück zu er-

langen?“ auseinanderzusetzen, die mit der Aufforderung verbunden ist, "keinen theologischen Deckmantel 

für das Unrecht anzubieten" (KD 6.1). 

Im Juni 2017 hat sich die Nationale Koalition christlicher Organisationen in Palästina (NCCOP) in einem of-

fenen Brief erneut mit einem mahnenden Aufruf an den Ökumenischen Rat der Kirchen und an die ökumeni-

sche Bewegung gemeldet, auf die verzweifelte Situation im Land hingewiesen ("Die Dinge sind mehr als 

dringend. Wir stehen am Rande eines katastrophalen Zusammenbruchs.") und die Kirchen aufgefordert, Isra-

el "als einen Apartheidstaat im Sinne des internationalen Rechts" zu benennen. Dieselbe Mahnung um öku-

menische Solidarität ging von der in Leipzig 2017 tagende Generalversammlung der Weltgemeinschaft Re-

formierter Kirchen (WCRC) aus. Erneut wurde das Leiden der palästinensischen Bevölkerung zum Thema 

gemacht und darauf hingewiesen, dass immer wieder biblische Aussagen in fundamentalistischer Interpreta-

tion zur Rechtfertigung der Ungerechtigkeit und Unterdrückung missbraucht werden.
65

 

                                                      

64 Der THEOLOGISCHE ARBEITSKREIS OSTFRIESLAND ist seit der Zeit der Bekennenden Kirche ein ökumenischer Kreis von TheologInnen und Laien, der sich auf seinen regelmäßigen Treffen 

der Förderung der Predigtkultur und dem theologisch-gesellschaftspolitischen Diskurs verpflichtet hat.  Dieser Aufruf ist eine Reaktion auf die Stellungnahme des Exekutivausschusses  der Evangeli-

schen Mittelost Kommission (EMOK vom 22.4.2010) und der Kirchenkonferenz der EKD ( vom 31.8. 2011) zum Kairos-Palästina-Dokument, sowie auf die Stellungnahme des Theologischen Aus-

schusses 

und des Moderamens der Ev.-reformierten Kirche im Februar/September 2011 sowie auf den Brief des Kirchenpräsidenten an den theologischen Arbeitskreis Ostfriesland vom 7. September 2012 

Text: kairoseuropa.de/.../Aufruf_Theologischer_Arbeitskreis_Ostfriesland.pdf 

65 www.wcrc.ch 
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Die zurückhaltenden, zu nichts verpflichtenden und eher in kritische Rückfragen als in Antworten  bestehen-

den Stellungnahmen der Meinungsträger der deutschen evangelischen Kirche auf das KD haben bereits 1985 

die AutorInnen das südafrikanischen Kairos Dokuments schmerzhaft erfahren müssen und diese Reaktion als 

"Kirchentheologie" umschrieben: "Anstatt eine tiefgreifende Analyse der Zeichen der Zeit vorzunehmen, ver-

lässt sie [die Kirche] sich auf einige wenige, aus dem Vorrat christlicher Traditionen entnommenen Begriffe 

und wendet diese wiederholt und unkritisch auf unsere Situation an." (Kap. 3, Südafrikanisches Kairos Do-

kument).  

Mit der vom KD formulierten Klage über die Folgen israelischer Besatzung („  terdr  ku  , Vertreibu  , 

Leide  u d Apartheid“), will man sich nicht wirklich auseinandersetzen. Die 'Normaltheologie' ist im Gefol-

ge eines unhinterfragten Zusammenspiels mit den gesellschaftlich und politisch führenden Mächten in der 

Bundesrepublik in diese Gemengelage hineingeraten und ist für alle sehr bequem. Das Leiden Palästinas 

wird kaum wahrgenommen, geschweige denn wirklich thematisiert. 

In den Reaktionen deutscher kirchlicher Stellen auf das KD wurde immer wieder auf die laufenden Unter-

stützungen von Erziehungs- und Sozialprogrammen palästinensischer Partner hingewiesen. Diese diakoni-

schen Unterstützungen haben durchaus ihren Wert. Jedoch erwarten die Partner als Reaktion auf ihren Schrei 

nach Befreiung eine eindeutige politische Unterstützung, die sich wirksam mit dem Problem der strukturel-

len Gewalt und Unterdrückung auseinandersetzt. 

Bischof Tutu schrieb in seinem Brief an den Evangelischen Kirchentag am 30.4.2015: "Als Christen haben 

wir die Pflicht, an der Seite der Unterdrückten, der Geknechteten, der Armen, der mit Vorurteil belasteten 

und ungerecht Behandelten zu stehen – IMMER....Neutralität darf keine Option sein, denn sie begünstigt 

immer die Unterdrücker. Immer. Unsere christlichen Schwestern und Brüder im Heiligen Land haben nichts 

von ausgewogenen Synodenerklärungen, die in gleicher Weise Sympathie mit dem Unterdrücker und den 

Unterdrückten zum Ausdruck bringen. Sie erwarten von uns alle erdenkliche Hilfe, ihre kollektive Freiheit 

zurück zu erlangen." 

Die Kirchen der EKD wurden mit dem Stuttgarter Schuldbekenntnis nach dem 2. Weltkrieg wieder Teil der 

ökumenischen Bewegung. Sie wurde als Mitglied damit eng in die Kommunikation des Ökumenischen Rates 

der Kirchen (ÖRK) eingebunden und tragen auf ökumenischen Zusammenkünften die Beschlüsse weitge-

hend mit. Da kein Konfliktfeld so gut dokumentiert ist, wie das Israel/Palästina Problem, ist das Ausmaß der 

ambivalenten Haltung der EKD bis hin zum Schweigen trotz eindeutiger Beschreibung der Lage vor Ort 

nicht mehr nachvollziehbar und Angesichts der von verschiedenen Partnern angemahnten ökumenischen So-

lidarität gegenüber den Schwestern und Brüder schlichtweg nur peinlich und unverantwortlich. 

Eine Reihe von deutschen kirchlichen Initiativgruppen und Verbände haben mit Empathie und Verständnis 

engagiert aber durchaus auch kritisch zum KD Stellung genommen. So schreibt, um nur ein Beispiel zu nen-

nen, 2013 der Theologische Arbeitskreis Ostfriesland an den Moderamen der Reformierten Kirche in Leer: 

"Wir verstehen das KD als einen Hilferuf von Menschen, die in Not sind, denen das Wasser bis zum 

Halse steht. die zu ertrinken drohen. Es reicht nicht aus von der sichern Brücke aus dem Ertrinken-
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den zuzurufen 'sein Anliegen erneut ernst zu nehmen, seinen Aufruf dankbar und mit großer Auf-

merksamkeit entgegenzunehmen.' Nach unserer Meinung kann es nur eine Option geben: die Hand 

ausstrecken und konkret helfen."
66

 

Solche solidarischen, aus genauer Kenntnis der Lage heraus und mit Einfühlungsvermögen in die Situation 

der Menschen erwachsenen Positionen sind ein Hinweis darauf, dass diese freien Initiativen (Gruppen) in-

nerhalb der kirchlichen Großstrukturen dringend gebraucht werden. Sie können die Sorgen und Nöte der Ge-

schwister in ökumenischer Solidarität kompetent, unbefangen und entschlossen aufnehmen und widersetzen 

sich damit volkskirchlicher Verflachung, Routine und einer bestimmten Interessenpolitik. Darüber hinaus 

stoßen sie dringend notwendige Lernprozesse an und sind damit eine charismatische und innovative Bewe-

gung innerhalb der unbeweglichen Strukturen. 

Israelkritik und der Vorwurf des Antisemitismus  

Das Kairos Palästina Dokument trifft in Deutschland, historisch bedingt, auf eine besondere Befangenheit, 

die im Wesentlichen begründet wird:  

a.) mit der historischen Verantwortung der Deutschen für die Geschichte des Holocaust; eng damit verfloch-

ten sind die damit korrespondierenden und vom Staat Israel seit 1948 gebetsmühlenartig verbreiteten Grün-

dungsmythen; dazu gehört die Wiederholung des „ a ze  Arse a s der israe is he  

Selbstviktimisierungsideologie - also der Selbstdarstellung der Israelis als Opfer.“ (Moshe Zuckermann in 

einem Kommentar zum Auftritt des EU Parlamentspräsidenten Schulz in der Knesset)  

b.) mit den Bemühungen der deutschen Kirchen und Gemeinden, vor diesem Hintergrund mit dem Judentum 

eine neue Beziehung aufzubauen; dies geschieht insbesondere durch den christlich-jüdischen Dialog und ei-

ne den inneren Zusammenhang zwischen Altem und Neuem Testament betonende „Theologie aus dem 

christlich-jüdischen Dialog“ (sog. „Nach-Auschwitz-Theologie“)  

c.) mit der Ausrichtung der deutschen Politik gegenüber Israel auf Wiedergutmachung und Garantie seiner 

Sicherheit als Teil der "Staatsraison" Deutschlands, die den Deutschen ungeachtet  

systematischer und vorsätzlicher Verletzungen des Menschen- und Völkerrechts durch Israel, kollektiv zu 

unbedingter Loyalität gegenüber dem Staat Israel in die Pflicht nimmt; jede Infragestellung oder erst recht 

jeder Widerspruch zu dieser Politik wird mit dem vorschnellen Vorwurf des 'Antisemitismus' – kräftig ge-

schürt von der sehr aktiven Israel-Lobby – verunglimpft. 

Es seid hierzu angemerkt, dass die "Staatsraison" Deutschland zu einem aktiven Partner von menschen-

rechtsverachtender Vertreibung, Landraub und Billigung apartheidähnlichen Strukturen im Lande macht. 

Der Vorwurf des Antisemitismus richtet sich bei weitem nicht nur gegen das Kairos-Palästina-Dokument. 

Denn Israel definiert sich über das jüdische Volk und versteht sich damit als ein national-religiös begründe-
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ter Staat, was dann auch in der Rechtsprechung des Obersten Gericht zum Ausdruck kommt, welcher Israel 

zu einem „jüdischen Staat“ erklärt. Deshalb kann jede Kritik am Regierungshandeln des Staates Israel als 

gegen Juden gerichtet umgemünzt und folgerichtig als 'antisemitisch' eingestuft werden. 

Da es den Israellobbyisten, zunehmend schwerfällt, die von Menschenrechts- und Bürgerrechtsaktivisten 

vorgetragene Kritik an der brutalen Kolonisierungspolitik zu widerlegen, greifen sie zu dem Mittel der Ver-

leumdung. Am gängigsten ist der zumeist pauschal gemachte Vorwurf des "Antisemitismus", der überwie-

gend an die nicht-jüdischen Israelkritiker geht. Den jüdischen Israelkritikern wird 'jüdischer Selbsthass' un-

terstellt. Derartige undifferenzierte Vorwürfe sollen eine offene Auseinandersetzung abblocken und Kritik 

bereits im Keim ersticken. 

Insbesondere zielt der "Antisemitismus" auf die gewaltfreie BDS Kampagne, die angeblich das 

'"Existenzrecht Israels" bestreitet. Kritiker geraten dabei in das Fadenkreuz extremistischer, rechtszionisti-

scher Lobbygruppen und einzelner philo-semitischer Parteigänger Israels, die mit den Mittel der Diffamie-

rung, Verfälschung von Fakten und massivem Mobbing gegen sie vorgehen und auch vor der beruflichen 

Vernichtung der Kritiker nicht zurückschrecken. Bedauerlicherweise machen diese Kampagnen auch vor In-

stitutionen und den Medien nicht halt, so dass die Gefahr besteht, dass die mediale Berichterstattung unter 

diesem Druck immer uniformer wird.  

Von diesen Verleumdungskampagnen sind in den letzten Jahren - wie eine informell zusammengestellte Da-

tenbank aufzeigt - immer wieder Vorträge, Lesungen, Ausstellungen, Foren, Demonstrationen, Sendungen 

und andere Aktivitäten betroffen, die sich kritisch mit dem Handeln des Staates Israel auseinandersetzen. Ei-

ne Reihe von solchen Veranstaltungen in kirchlichen, gewerkschaftliche oder öffentliche Bildungseinrich-

tungen wurden auf administrativen oder öffentlichen Druck lokaler Lobbygruppen abgesagt, kurzfristig ver-

legt oder aufgekündigt, geplante Termine mussten juristisch erstritten werden. 

Diese Angriffe auf Veranstaltungen und auf Kritikerinnen und Kritiker spiegelt die Ohnmacht derer, denen 

die Argumente ausgehen und nur die Zuflucht zur Diskriminierung und zu bürokratischen Mitteln bleibt. 

Noch bedenklicher erscheint die Tatsache, dass sich das israelische Propagandaministerium und seine willi-

gen deutschen Helfers-Helfer, wie Mitglieder der deutsch-israelischen Gesellschaft (DIG) oder 'I love Israel' 

in die innenpolitische Diskussion massiv einmischen und mit stillschweigender oder offener Unterstützung 

deutscher Meinungsführer, Mandatsträger und Gerichte die im deutschen Grundgesetz garantierte Versamm-

lungs-, Rede-, Meinungs- und Informationsfreiheit (GG. Art.5 ff.) verletzt, was tatsächlich auf einen Akt po-

litischer Zensur hinausläuft. Sowohl in den öffentlichen Medien als auch mit noch stärkerer Durchschlags-

kraft in den sozialen Netzwerken und durch E-Mail-Kampagnen werden Denunzierungsbotschaften und Ruf-

schädigungen transportiert. Dies signalisiert eine äußerst gefährliche Entwicklung und spricht unserem De-

mokratieverständnis Hohn.
67
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Da es an einer allgemein akzeptierten Definition dessen, was Antisemitismus ist, fehlt, sieht sich die Bundes-

regierung aufgefordert, eine solche zu liefern. 

Ende September 2017 stimmte die Bundesregierung der Antisemitismus-Definition der Internationalen Alli-

anz für Holocaust-Gedenken (IHRA) zu, die im Mai 2016 von 31 Mitgliedsstaaten der IHRA verabschiedet 

worden ist: „A tisemitismus ist ei e bestimmte Wahr ehmu   vo  Jude , die si h a s Hass  e e  ber Jude  

ausdrücken kann. Der Antisemitismus richtet sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder nicht-jüdische Ein-

zelpersonen und/oder deren Eigentum, sowie gegen jüdische Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrich-

tu  e .“ Diese Definition wurde mit folgenden Zusatz versehen: „ ar ber hi aus ka   au h der Staat Isra-

el, der dabei als jüdisches Kollektiv verstanden wird, Ziel solcher Angriffe sei .“ Mit ihrer Unterstützung der 

neuen Definition wolle die Regierung „die Vera t ortu    euts h a ds bei der  ekämp u   des A tisemi-

tismus hervorheben." Die neue Definition ist rechtlich nicht bindend. Sie soll aber künftig Richtschnur für 

die Arbeit Deutschlands in internationalen Organisationen sei und auch „in der Schul- und Erwachsenenbil-

dung zur Anwendung kommen“. An dem Zusatz gibt es von unterschiedlicher Seite Vorbehalte, weil in dem 

Zusatz eine Gleichsetzung von Kritik an israelischer Regierungspolitik mit Antisemitismus befürchtet wird. 

Allerdings weist die IHRA selbst darauf hin, dass solche Kritik dann nicht gemeint sei, wenn sie mit auch an 

anderen Ländern und Regierungen geübter Kritik vergleichbar sei. 

Das genaue Studium des Textes lässt den Zeitgenossen rat los zurück. "Die Definition ist ein Regierungsbe-

schluss und kein Gesetz...Eine wissenschaftliche Definition würde dem politischen Ziel, die Kritik an der is-

raelischen Politik zu unterbinden nicht dienen. So musste eine politisch, multiflexible Formel her...[die] in-

haltslos [ist], beliebig und nichtssagend...die niemand und jeden dingfest machen kann und auf keinen Fall 

justiziabel ist... Sie ist so unbestimmt und widersprüchlich, dass sich jeder seinen eigenen Antisemitismus-

Reim darauf machen kann."
68

 

Eine Vision vom Zusammenleben ...aus der Perspektive des Kairos-Palästina Dokuments 

Die Autoren des Kairos-Palästina Dokuments beschreiben und verurteilen nicht nur die gegenwärtige Situa-

tion und reflektieren die biblisch-theologischen Implikationen, sondern stellen auch Überlegungen an, wie 

ein künftiges Zusammenleben der beiden Völker aussehen könnte, um aus der endlosen Spirale von Gewalt 

und Gegengewalt heraus zu kommen. Aus ihrer christlichen Grundüberzeugung und der biblischen Bot-

schaft der Hoffnung folgern sie, dass gerade in dem Land, in dem sich Gottes Geist geoffenbart hat, eine of-

fene Zukunft möglich ist. 

Zu diesen Zeichen der Hoffnung gehört die Beharrlichkeit der Generationen, ihr Glaube an die Gerechtigkeit 

und die Aufrechterhaltung der Erinnerung an die 'Nakba' und ihre Bedeutung für das Volk. Da beide Seiten, 

Israelis und Palästinenser, ursächlich in diesen Konflikt verstrickt sind, kann die Lösung nur darin beste-

hen, die verletzte Menschlichkeit und die gedemütigte Menschenwürde der Palästinenser zu heilen und die 

Israelis von der Gewalt der Besetzung zu befreien. Beide, Unterdrücker und Unterdrückte, müssen aus ih-
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rer Lage befreit werden, denn "...sie entstellt das Ebenbild Gottes in dem Israeli, der zum Besatzer gewor-

den ist, und sie entstellt das Ebenbild Gottes in dem Palästinenser, der unter der Besatzung leben muss." 

(KD 2.5). Für Israel bedeutet das, sich aus der maßlosen Anwendung eines übertriebenen Militarismus und 

dem damit einhergehenden Zwang der Gewaltausübung zu befreien, sowie für die Palästinenser zu begrei-

fen, dass der "...teuflische Zyklus der Gewalt..." (KD 4.3.) kein Weg zu einer politischen Lösung eröffnet. 

Um diesen Weg zu beschreiten ist es unabdingbar, eine „gemeinsame Vision zu suchen, die sich auf Gleich-

berechtigung und Teilen gründet und nicht auf Überlegenheits-ansprüche, auf die Negierung des anderen 

oder auf Aggressionen unter dem Vorwand der Angst und der Sicherheit. Wir sagen: Liebe und gegenseiti-

ges Vertrauen sind möglich. Deshalb ist auch Friede, ist endgültige Versöhnung möglich. Auf diese Weise 

können Gerechtigkeit und Sicherheit für alle Seiten erreicht werden.“ (KD 9.1) 

Als konkrete Schritte werden genannt, eine entfeindende Bildungsarbeit und eine religiös plurale staatliche 

Verfasstheit: "Macht den Staat zu einem Staat für alle seine Bürger und Bürgerinnen, der auf der Achtung 

der Religion, aber auch der Gleichberechtigung, der Gerechtigkeit, der Freiheit sowie der Respektierung des 

Pluralismus gegründet ist, und nicht auf der Herrschaft einer Religion oder einer zahlenmäßigen Mehrheit.“ 

(KD 9.3) Noch deutlicher wird im sog. Bethlehem Call, der in einer Folgekonferenz zum Kairos-Palästina-

Dokument im Dezember 2011 in Bethlehem verfasst wurde, die Forderung erhoben, dass Israelis und Paläs-

tinenser als „... zwei Völker Seite an Seite in Gerechtigkeit und Frieden innerhalb der Grenzen von 1967“ le-

ben können. An anderer Stelle bezeugen die Autoren des KD „die Kraft der Liebe, anstatt der Rache, eine 

Kultur des Lebens, anstatt einer Kultur des Todes." (KD 3.4.5) und in der Zuspitzung die Aussage: "Unsere 

und ihre Zukunft gehören zusammen. Entweder wird der Zyklus der Gewalt beide Seiten vernichten oder der 

Friede wird beiden Seiten zu Gute kommen" (KD 4.3) 

Der Aufruf zum Widerstand gegen das Böse ist nicht nur einseitig gegen Israel gerichtet, sondern als ge-

meinsamer Auftrag, den Kräften des Bösen auch in den je eigenen Kontexten entgegen zu treten. Ein junger 

Palästinenser sagte einmal. "Warum zerstören sie unsere Olivenbäume? Wenn das so weitergeht, werden wir 

ihnen keine Olivenzweige mehr reichen können, wenn der Friede kommt." (a.a.o. Rifat O. Kassis) 

Zur Vision einer gemeinsam gestalteten Zukunft gehört der Aufruf: "Kommt und seht!". Wir werden "Euch 

die Wahrheit über unsere Wirklichkeit erzählen, wir werden Euch als Pilger und Pilgerinnen empfangen und 

"ihr werdet Palästinenser und Israelis gleichermaßen kennen lernen" (KD 6.2.) Diese Aufforderung zum Be-

such vor Ort wird vom KD als eine wichtige und 'augenöffnende' Maßnahme angesehen. "Als Tourist hast 

Du eine hochpolitische Aufgabe. Besuche unser Land und unsere Gemeinden, verbringe eine Zeit in der 

Westbank, sprich mit unserer Bevölkerung und lerne im Geiste der Solidarität mehr über unsere Lebenswirk-

lichkeit, unsere Würde, unserer Identität kennen und engagiere dich in Gruppen, die sich für unser Anliegen 

einsetzen im Sinne von advocacy und lobbying..." (a.a.o.Rifat O. Kassis). In einer Broschüre "Kommt und 

Seht - Reisen und Pilgern im Heiligen Land" (Hrsg. von Brot für die Welt, Misereor und Tourism Watch, 

2016) wird beschrieben, wie ein fair ausgestalteter Tourismus aussehen kann. 

...aus der Perspektive des Judentums 
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Michael Lerner, Vorsitzender des interreligiösen Network of Spiritual Progressives und Rabbiner der Syna-

goge-ohne-Mauer Beyt Tikkun, Berkeley, Kalifornien schreibt: „Jude  habe  si h ei er Po itik der Ma ht 

und der Stärke zugewandt als dem einzigen Weg, der das jüdische Leben sicherstellen kann. Zu viele Juden 

haben den Gott der Liebe und des Mitgefühls aufgegeben. Sie haben das Gebot der Thora aufgegeben, nicht 

 ur u sere  Nä hste  zu  iebe , so der  au h „de  Fremde  zu  iebe “.  iese Jude  ha de  , a s ob die 

Lösung nur durch die israelische Armee kommen kann und nicht dadurch, dass man eine Welt der Liebe und 

Gerechtigkeit errichtet. Deshalb versuchen wir bei Tikkun eine Bewegung jüdischer Menschen aufzubauen, 

die ei  u iversa istis hes Verstä d is des Jude tums habe  u d a  ei em Jude tum der Liebe arbeite .“ 
69

 

...aus der Perspektive der internationalen Staatengemeinschaft   

"Israel steuert auf einen Eisberg zu."(Uri Avnery) 

Die 'Staatsraison' des Zionismus, das Selbstverständnis des 'jüdischen' Staates, der fortschreitende Sied-

lungsbau und die Besatzungspolitik schaffen Fakten, die die weltweit von Politiker*Innen gebetsmühlenartig 

propagierte Zwei-Staaten-Lösung zum Scheitern verurteilt. Das heutige Israel ist eine multikulturelle Gesell-

schaft, jedoch mit einem entscheidenden Unterschied zu anderen westlich demokratischen Gesellschaften: es 

benennt und beurteilt Bürger aufgrund ethnisch-religiöser Kriterien und definiert sich als jüdischer Staat, in 

dem sich eine Volksgruppe über die andere erhoben hat. Einen so verfassten Staat ist in der globalen Vielfalt 

multikultureller und multiethnischer Staaten ein Anachronismus. In einer Welt offener pluralistischer Demo-

kratien, in der Staaten und Völker immer mehr verflochten sind, in der Menschen unterschiedlichster Ab-

stammung leben, in der immer mehr Menschen komplexe Identitäten entwickeln, ist für einen militanten, am 

europäischen Nationalismus (in der Ausformung des Zionismus) ausgerichteten und seit 1967 durch die 

Landnahme eines national-religiös aufgeladenen Staates (Landverheißungen) wie Israel kein Platz mehr. 

Deshalb müssen politische Lösungen, in einer wie immer gearteten Form eines binationalen Staat, anstrebt 

werden. 

Die Trennmauer durch Palästina, zerteilt, okkupiert und enteignet arabisches Land und zerstört die Lebens-

grundlagen des arabisch-jüdischen Zusammenlebens. Sie ist die Manifestation des "moralischen und institu-

tionellen Bankrotts eines Regimes, das sie zu schützen vorgibt"
70

.  

Jeff Halper, nicht-religiöser Jude, hat bei seiner Dankesrede anlässlich der Verleihung des Freiburger Kant-

preises ausgeführt: „ ie L su   des israelisch - palästinensischen Konfliktes hängt vom entschlossenen Wil-

len der internationalen Gemeinschaft ab, den Vorrang der Menschenrechte durchzusetzen. Deutschland wird 

entweder eine wichtige Rolle spielen, indem es seine Verantwortung gegenüber Israel und der internationa-

len Gemeinschaft wahrnimmt, oder es wird seine aus dem Holocaust resultierenden Verpflichtungen gegen-

über den Juden verraten und missverstehen, indem es Israels Besatzungspolitik zum Schaden aller betroffe-

nen vor allem Israels Juden unterstützt." 
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Max Frisch schrieb 1947 unter dem Eindruck der fürchterlichen Folgen des 2. Weltkrieges das Theaterstück 

„Die Chinesische Mauer“. Darin geht es ihm um das Problem von Macht, Gewalt und  menschlicher Schuld. 

Die damit zusammenhängenden Fragen versucht er am Bau und der Funktion der Chinesischen Mauer, wel-

che das Riesenreich vor dem Einfall der Steppenvölker schützen sollte, deutlich zu machen. Der chinesische 

Kaisers Hwan Ti begegnet der Herausforderung mit den Worten:   

„Hier ist mein Plan, fürchtet Euch nicht vor der Zukunft, meine Getreuen. Denn so, wie es ist, wird es blei-

ben. Wir werden jede Zukunft verhindern“ und an anderer Stelle sagt er: „...wir, die wir an der Macht sind, 

brauchen keine Zukunft. Denn uns ist wohl. ... ich werde eine Mauer bauen...gegen die Barbaren, denn die 

Barbaren sind immer die anderen und die Kultur sind wir..."  

Die Botschaft des Stückes von Max Frisch ist eindeutig: 

„Die Chinesische Mauer gedacht als Schutzwall gegen die barbarischen Völker der Steppe, gegen die Ande-

ren, ist einer der immer wiederholten Versuche, die Zeit aufzuhalten und hat sich, wie wir heute wissen, 

nicht bewährt. Die Zeit lässt sich nicht aufhalten. Eine Mauer gegen die Zukunft, – das funktioniert nicht 

mehr in unserer heutigen Zeit der Globalisierung", so die Aussage von Max Frisch in seinem Stück "Die 

Chinesische Mauer". 

Gerhard Dilschneider * 1938 in Berlin, Großhandelskaufmann und Sozialpädagoge grad. arbei-

tete sieben Jahre als Jugendbildungsreferent der Evangelische Akademie Bad Boll. Von 1970 – 

1974 war er als Stabsmitglied des NCC Kenia tätig. Anschließend arbeitete er bei der 

DIMÖ/Ulm. Dann als Geschäftsführer des Evangelisches Kreisbildungswerkes Blaubeuren/Ulm. 

Ab 1991 war er Assistent des Generalsekretärs des Reformierten Weltbundes, Genf. Ab 1998 ar-

beitete bei der VEM in Wuppertal. Er ist Mitbegründer des deutschen Förderkreises der EDCS. 

Ab 1985 war er 6 Jahre Mitglied im internationalen Vorstand von Oikokredit. Er ist Mitglied im 

Kairos Palästina Solidaritätsnetzwerk und lebt im Ruhestand in Ulm. Er ist verwitwet und hat 2 

Kinder.  

dilschneider@gmx.net 
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Gerechter Friede erfordert die Ächtung des Militärischen  

von Michael Held  ( ) 
 

Vorbemerkung:  

Mi hae  He d hatte si h  e e  ber dem „PLÄ OYER   r ei e  kume is he  uku  t“ bereit erklärt, einen 

Beitrag mit diesem Thema für das geplante ökumenische Memorandum zu verfassen. Leider ist er nicht mehr 

dazu gekommen. Da seine Stimmen weiterhin gehört werden sollte, haben wir Texte von ihm durchgesehen. 

Der nachfolgende, der als Text des Ökumenischen Netzes in Deutschland (ÖNiD) verbreitet wurde, geht 

weitgehendst auf ihn zurück. Sein schon im Jahre 2009 verfasster Beitrag ist von verblüffender Aktualität. Er 

hat ih   eke  zei h et a s „Vors h a  des Ökume is he  Netzes i   euts h a d zur Beschlussfassung der 2. 

I ter atio a e  Ökume is he  Friede sko vokatio  Mai  01   i  Ki  sto  /Jamaika“. Es ist sei  Ver-

mächtnis an alle Friedensschaffenden in der Ökumene.  Das ÖNiD hat dann einen umfassenderen Vorschlag 

eingereicht, der aber die hier abgedruckten Gedanken von M. Held enthält
71

. Wir haben einen aktuellen Text 

angefügt, der im Blick auf die Bundestagswahl 2017 Anfang August verfasst wurde. Michael Held fordert 

klare ethische und politische Konsequenzen aus dem militärischen Atomzeitalter, das mit der nuklearen Zer-

störung von Hiroshima begann. 

Krieg ächten ɀ Anstoß für eine neue internationale Rechtsordnung  

Die Christenheit hat sich nach jahrhundertelangem Ringen im 19. Jahrhundert dazu durchgerungen, die 

Sklaverei zu ächten. Keinem Christen ist es erlaubt, Sklaven zu halten. Im 20. Jahrhundert war es ein müh-

samer und langer Kampf, bis die Kirchen sich eindeutig von der Apartheid verabschiedet haben: Rassismus 

ist Sünde. 

Jetzt im 21. Jahrhundert steht zum Abschluss der Dekade zur Überwindung von Gewalt eine ebenso ab-

schließende, einschneidende Entscheidung an über die Rechtfertigung und Beteiligung an Militär und Krieg 

als politischem Instrument. 

Mit militärischen Mitteln sind die Konflikte der Gegenwart nicht zu lösen. Die zu lösenden Probleme (Fol-

gen des Klimawandels, die Verschmutzung von Wasser, Boden, Luft, die Erreichung der Millenniumsziele) 

verbieten es, unsere Ressourcen in Rüstung und Krieg zu vergeuden und die Mitwelt weiter zu zerstören. 

Theologischer Ausgangspunkt ist das Leitwort der 2. Weltfriedenskonvokation: „Ehre sei Gott und Frieden 

auf Erden „. Wir vernehmen die Weihnachtsbotschaft klar und direkt; und wir wollen danach handeln. Wir 

wissen um die vielen Zeugen aus allen Kulturen und Religionen, die sich für diese Botschaft eingesetzt und 

dafür auch ihr Leben gegeben haben. Die Fülle der Gaben, die Gott uns mit dieser Welt zum Leben gegeben 

hat, werden missbraucht, wenn sie zur Herstellung von Waffen verwendet und bei ihrem Einsatz Töten von 

Mensch und Natur bezwecken und größte Umweltbelastung verursachen. Das gegenwärtige Wirtschaftssys-

tem, das Kriege nötig hat zu seiner Aufrechterhaltung widerspricht der Gerechtigkeit, die Gott verheißt. 

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation: dass sie an die Gründungscharta 
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der UNO - „Die Menschheit von der Geißel des Krieges zu befreien“-  und die lange Tradition des ÖRK und 

der römisch-katholischen Kirche anknüpfend beschließen: 

Der Krieg, das heißt, Konflikte mit militärischen Mitteln lösen zu wollen, wird geächtet. Keinem Christen, 

keiner Christin ist die Entwicklung, Produktion, der Handel und die Anwendung von Kriegswaffen sowie die 

Finanzierung von Krieg und ihre Vorbereitung erlaubt. 

Die zuständigen Gremien und Organisationen der UNO, die NGOs, die Universitäten der Welt und insbe-

sondere die Jugendorganisationen in allen Ländern werden aufgefordert, Strukturen zur Realisierung dieser 

Beschlüsse vorzuschlagen, öffentlich zu diskutieren und zu helfen, diese in politische Realität umzusetzen.                           

Parallel zur Abschaffung der militärischen Kapazitäten muss das internationale Recht als unabhängiges 

Recht so weiterentwickelt und ausgebaut werden, dass alle Menschenrechtsverletzungen vor ein unabhängi-

ges Gericht kommen. Jeder, der hier schuldig gesprochen wird, darf kein politisches Amt mehr bekleiden. 

(Mit einer solchen strukturellen Regelung kann innerhalb von zwei Generationen die Praxis der Gewaltan-

wendung im politischen Raum überwunden werden.) 

Zur Erläuterung des 1. Antrags:                                                                                                   

¶ Wir wollen und können nicht länger das unmenschliche Leiden ertragen und mit ansehen, das die 

Androhung und Anwendung zerstörender und tötender Gewalt verursacht. Schon das Lehren und 

Lernen des Krieges vernichtet die Würde des Menschen – nicht nur der Opfer, sondern auch der Tä-

ter: Der Soldat wird zum Mittel zum Zweck und der Gegner zum Objekt der Zerstörung.  

¶ Die „neuen“ Kriege haben sich immer mehr zu einer computergesteuerten anonymen Tötungsma-

schinerie entwickelt, die Recht ersetzt. Das muss gestoppt werden, bevor es zur selbstverständlichen 

(privatisierten) „Dienstleistung“ für politische Machtinteressen wird. 

¶ Wir können nicht erkennen, wie die Weisung Jesu, seine Feinde zu lieben, in irgendeiner Weise ein-

geschränkt werden kann. Jegliche Einschränkung würde sich selber zum Maßstab über Leben und 

Tod setzen, verleugnet die Wirklichkeit, verführt zum Machbarkeitskult durch Macht und Gewalt. 

¶ Wer Gerechtigkeit und Frieden entwickeln und Menschen schützen will, muss das Militär abschaf-

fen und auf die Möglichkeit, statt durch Recht sich mit Gewalt durchzusetzen, verzichten. Da ge-

schieht nicht allein durch Worte, sondern durch glaubhafte Fakten. Wer Gerechtigkeit und Frieden 

entwickeln und Menschen schützen will, muss zwischenstaatliche und gesellschaftliche Strukturen, 

Rechte und Pflichten schaffen, mit denen es möglich wird, Gewaltstrukturen aufzulösen und Gewalt 

zu überwinden. 

¶ Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktbearbeitung lernen und anwenden ɀ  regionale Frie-

denswerkstätten und Friedenstheologie aufbauen 

¶ Inzwischen haben wir gelernt, alle Konflikte ohne militärische Mittel zu bearbeiten und Lösungen zu 

finden. In dieser Fülle der gewaltfreien Wege in allen menschlichen Kulturen sehen wir ein Ge-

schenk des Segens Gottes. Es ist zu heben und zu bergen und durch Schulungen, Kurse und Ausbil-
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dungen für Menschen jeglichen Alters und beiderlei Geschlechts nutzbar zu machen, dass nicht mehr 

der Krieg gelernt wird, sondern der Friede. 

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen: 

¶ Die Fähigkeiten. Konflikte frühzeitig wahrzunehmen, gewaltfrei zu bearbeiten und zu lösen, sind 

vertieft zu lernen, zu üben, weiter zu entwickeln und auf allen Ebenen zwischenmenschlicher Bezie-

hungen anzuwenden. Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktbewältigung soll Schulfach werden. 

Es ist eine Kulturtechnik wie Lesen, Schreiben, Rechnen. Es ist die angemessene Art menschlicher 

Kommunikation. 

¶ In den Regionen sollen ökumenische Friedenswerkstätten eingerichtet werden, in denen zur Umset-

zung dieser Beschlüsse gearbeitet wird. 

¶ Die Menschen zu Hause, in ihren Berufen, in ihren Gemeinden werden beginnen, diese Beschlüsse 

auf ihre Weise umzusetzen. Das ist die Basis und der Rückhalt für eine nationale und internationale 

Bewegung und Veränderung in eine neue Epoche des Umgangs mit den Problemen der Gewalt. 

¶ Gegen die Verfestigung der bestehenden Verhältnisse wehrt sich unser Glaube. Mit Jesus Christus 

wird die Herstellung von Gerechtigkeit und Frieden aus dem Jenseits ins Diesseits als Geschenk und 

Aufgabe zurückgebracht. Gott wird Mensch; als hilfloses Kind kommt er in unsere Welt – genauso 

wie wir alle. Hier soll das Reich Gottes in und durch jedem von uns beginnen heute, jeden Tag. Das 

ist das Evangelium: die Befreiung aller einzelnen zum Volk Gottes, zur Kirche Jesu Christi. Wir sind 

es also schon, wenn wir das be- und ergreifen. Trotz aller Differenzen und in der bunten Vielfalt. 

Das ist der Kern der Friedenstheologie. 

Wir bitten die Internationale Ökumenische Konvokation festzuhalten und anzuregen:   

¶ Alle Konfessionen sollen in ihren Forschungs- und Ausbildungsinstitutionen der Theologie Friedens-

theologie als Fach einrichten. Die Friedenstheologie soll im Austausch miteinander als ein gemein-

sames Gut – als Ökumenische Theologie entwickelt werden. 

Das fehlende Menschenrecht etablieren  

In der Charta der Menschenrechte fehlt ein Menschenrecht, das zur Überwindung von Gewalt unverzichtbar 

ist, um die Grundstruktur der Gewaltförmigkeit des gesellschaftlichen Lebens zu verändern. Über 90% der 

Gewalttaten, die von Menschen ausgeführt werden, werden von anderen angeordnet (Schreibtischtätern) und 

von Abhängigen ausgeführt. Hier muss deutlich Aufklärung betrieben und auch Zivilcourage und Wider-

stand geübt werden. Das ist ein Teil des Schulfaches „Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktarbeit“. 

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen: 
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¶ Jeder Mensch hat das Recht und die Pflicht, Vorbereitung und Ausführung von Gewalt 

(violence) zu verweigern. Die UNO-Generalversammlung wird aufgefordert, dieses Menschen-

recht in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte aufzunehmen. 

Dieses fehlende Menschenrecht, sich Gewaltvereinnahmung zu verweigern, ist als wesentliche mentale Vo-

raussetzung für die Beendigung von Gewalt (violence) und Gewaltspiralen bewusst zu machen. Und es ist 

Respekt zu verschaffen für die Entwicklung eines Gespürs und einer Fähigkeit, Gewaltentstehung frühzeitig 

zu erkennen und zu heilen. 

Diese Vorschläge können durch eine Deklaration nur angestoßen werde. Es müssen Institutionen und Struk-

turen ausgebaut und neu geschaffen werden, mit deren Hilfe Konflikte nicht-militärische bearbeitet und ge-

löst werden. Und es müssen die Organisationen und Institutionen des Kriegs abgebaut, beendet und konver-

tiert werden. 

Vorschlag für eine Folge -Dekade 

Wir bitten, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen: 

¶ Der nächsten Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen wir vorgeschlagen: eine 

ÎÅÕÅ $ÅËÁÄÅ ÁÕÓÚÕÒÕÆÅÎȟ ÉÎ ÄÅÒ ÄÉÅ ÉÎ ÄÅÒ ȵ$ÅcÁÄÅ ÔÏ ÏÖÅÒÃÏÍÅ ÖÉÏÌÅÎÃÅȰ ÇÅ×ÏÎÎÅÎÅÎ Er-

kenntnisse und auf dieser Weltversammlung gefassten Beschlüsse umgesetzt werden. 

Begründung der Vorlage
72

 

1. Die Probleme und Aufgaben des 21. Jahrhunderts sind so gravierend und nicht weiter aufschiebbar: Kli-

ma, Wasser, Weltwirtschaft, Elend, Hunger, Reichtum, Rüstungswahn, Bevölkerungswachstum, Ge-

sundheit…  Wenn die aus diesen Aufgaben und Problemen entstehenden Konflikte wirklich, nachhaltig, 

d.h. auch fair gelöst werden sollen, muss das Militär abgeschafft werden. Solange Staaten (oder war-

lords…) ihre Interessen mit Gewalt durchsetzen, wird es keine Gerechtigkeit und damit auch keinen 

nachhaltigen Frieden geben, sondern weitere Rüstungs- und Gewaltspiralen bis hin zu permanenter 

rechtssetzender Gewalt. 

2. Wäre Gewalt (violence) in der Natur des Menschen festgelegt (in den Genen, im Gehirn, im Verhalten, 

in der Psyche, in der Evolution…) könnten wir uns unsere Bemühungen sparen. Da aber Gewalt eine 

Störung / Krankheit im Sozialverhalten ist (mit einer Vielzahl von Ursachen, Erscheinungen und Thera-

piemöglichkeiten), aber mit gemeinsamen zu Grunde liegenden Strukturen, Gewohnheiten, Traditionen) 

haben alle Menschen die Aufgabe und Chance, diese Angstreaktion oder Aduleszensregression, diese 

„Selbstverständlichkeiten“ sich bewusst zu machen und zu überwinden, gewaltfreie Lebensweisen zu 

lernen (wie lesen und schreiben) und zu praktizieren. Das ist ein persönlicher als auch gesellschaftlicher, 

zivilisatorischer globaler Lernprozess (in Schritten). Militanz und militärische Gewaltanwendung sind 

keine „Naturereignis“, sondern entspringen einer Kalkulation. Die Behauptung, Kriege seien heute un-
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 Michael Held hat diesen Beschlussvorschlag mit mehreren Fassungen von Begründungen bzw. Argumenten versehen. Wir geben hier seine „10 Argumente“ vom 15. Mai 2010 wieder: 
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vermeidbar, ist ebenso eine Folgerung aus Interessenkalkulation. Es gibt ein Lernen aus der Geschichte; 

es gibt die bewusste Entscheidung und die Möglichkeit, Konflikte fair zu regeln. Es ist die Frage, wofür 

wir und entscheiden. 

3. Solange es Militär gibt, wird diese Regression bedient und dieser Materialverschleiß und diese 

Mitweltzerstörung (diese Kette von Gewohnheiten, Traditionen) fortgesetzt. Solange es Militär gibt, 

kann es keine Gerechtigkeit und keinen Frieden geben. Dieser Satz drückt eine Notwendigkeit aus, aber 

noch keine hinreichende. Denn. Um Gerechtigkeit und Frieden jeweils auszuhandeln und zu tun, ist An-

erkennung und Gleichwertigkeit der Kontrahenten vorausgesetzt. Das ist eine Frage der Entwicklung des 

Rechts und einer unabhängigen Rechtsprechung, auch international. Wer Militär und die schrecklicheren 

Waffen zur Verfügung hat, ist nicht geübt, diese Anerkennung und Gleichwertigkeit zu akzeptieren. Und 

nicht gewillt, sich auf diesen Lernweg zu begeben. Er sich diesem mühsamen Lernweg nicht aus, son-

dern nimmt sich „das Recht des Stärkeren“.  So lange wird es die Rüstungs- und Gewaltspirale geben, 

die Erpressung und nicht Frieden und Gerechtigkeit. 

4. Wir kennen diese widersinnige Geschichte, die im letzten Jahrhundert in den Weltkriegen, den Kolonial-

kriegen, Korea-, Vietnam-, in den Rassenideologien, dem Holocaust ihren Höhepunkt hatte. - Der Nahe 

Osten ist heute ein noch schockierendes Beispiel für ihre Verschleppung in unser Jahrhundert. – Doch 

zeigte das ausgehende Jahrtausend zugleich die reale Möglichkeit einer friedlichen Wende, einer Ver-

nunft auf, international: zuerst in Osteuropa, Ost-Deutschland, Südafrika, in den letzten Jahren in Latein-

amerika… die notwendige Fortsetzung dieser Wende ist in Frage gestellt. 

5. Die Überwindung von Krieg war eine der stärksten Motivationen, den Weltkirchcnrat - und ebenso auch 

die UNO - zu gründen. Über die vielen Stationen, Weltkonferenzen und Programme ist klargeworden: 

Sicherheit durch Rüstung zu schaffen, schafft Unfrieden, Ungleichgewichte, verursacht die Rüstungsspi-

rale und liegt ausschließlich im Interesse des wirtschaftlich Stärkeren. Mit Rechtssicherheit und Gerech-

tigkeit hat das gar nichts zu tun, es ist das Gegenteil davon. Waffenproduktion und Waffenhandel müs-

sen zu Kriegen führen (auch wenn man sie nicht mehr Krieg nennt, weil sie auf den verschiedensten 

Ebenen, offen oder geheim, „privatisiert“ oder als „(Anti)Terroraktion“ geführt, Alltag werden). In sol-

chen Verhältnissen werden auch alle Überlegungen zur „Schutzpflicht“ ad absurdum geführt; so werden 

sie Teil in der Eskalationsspirale der Gewalt. 

6. Die (Wieder)Gewöhnung an Krieg als Normalzustand steht heute vor einer neuen Dimension. Kriege 

werden immer mehr kapitalistisch privatisiert. Die staatlich geführten werden entmenschlicht und umbe-

nannt: die elektronisch gesteuerten „Schläge“ durch Bomber (Drohnen, Raketen…) kommen als „chirur-

gische Eingriffe“ – also ideologisiert und vermarktet als „heilsam“, „notwendig“, „gut“, als „Verteidi-

gung“, als Polizeiaktion gegen Kriminelle, Attentate, Vollstreckung von Todesurteilen ohne Gerichts-

prozess, sie werden aus der Luft ausgeführt, ohne dass die Verursacher dafür zur Rechenschaft gezogen 

werden… Kriege werde wieder offenes politisches Tagesgeschäft einer selbstgerechten Interessen- und 
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Machtpolitik. Fiktion, Computerspiele, Fernsehunterhaltung und Realität werden in den Köpfen hilfloser 

Zuschauer, Mitspieler, vermischt und im Bewusstsein verwischt. 

7. Zur Zeit ist diese Entwicklung in einer sensiblen Diskussions- und Entscheidungsphase. Die Lügen der 

„neuen“ Kriege nach der Wende der 80er/ Anfang der 90er Jahre hatten sehr kurze Beine. Sie dienten der 

Rechtfertigung und dem Einsatz von Rüstung und Militär und der neuen Feindproduktion: Terrorismus. 

(Der Geheimdienst der USA hat die Kosovo-„Befreiung“armee aufgebaut, die Fatah-Kämpfer ausgebil-

det und ausgerüstet, Israel die Hamas, Syrien und Iran die Hisbolla. Ähnliche Beispiele kann man studie-

ren in Lateinamerika, Afghanistan, Iran…) 

8. Haben bisher die Weltkirchenversammlungen aus Rücksicht um den Zusammenhalt der Kirchen in der 

Frage der Rechtfertigung des militärischen Eingreifens Zugeständnisse an die bislang vorherrschenden 

Politiken gemacht, so ist heute ein klarer Anstoß für eine neue globale Politik notwendig. Es ist zugleich 

ein Zeichen nach innen, Ruf zur Umkehr und Nachfolge, einen Beitrag zur EINEN Kirche Jesu Christi 

für die Christen aller Konfessionen, weil sie ihren Söhnen und Töchtern verbietet, Krieg vorzubereiten, 

zu lernen und zu führen. 

9. Die Abschaffung des Droh- und Gewaltpotentials, faire Verhandlungen und Vereinbarungen, die Un-

gleichgewichte in der Realität abzuschaffen, sind die Voraussetzungen für Gerechtigkeit und Frieden. 

Damit haben wir nicht generell Gewalt überwunden, sondern nur die Gewalt, die offensichtlich aus Inte-

ressenkalkül und unter Ausschaltung des Rechtswegs versucht, zur Besitzstandswahrung und -mehrung 

Fakten zu schaffen. Gegen nichtpolitische kriminelle Gewalt brauchen wir nationale Polizei, gegen poli-

tische kriminelle Gewalt brauchen wir eine übernationale unabhängige Gerichtsbarkeit, der eine einsatz-

fähig internationale und öffentlich kontrollierte Polizei untersteht. Die Überwindung der militärischen 

Gewalt ist strukturell anzugehen. Je mehr sich das realisiert, desto mehr positive Rückwirkungen hat das 

auch auf die übrigen Gewaltausübungen unter den Menschen. 

10. Die Alternativen der Konfliktbearbeitung stehen bereit, die internationale Rechtsentwicklung und Ent-

wicklung der internationalen unabhängigen Gerichtsbarkeit kommen mühsam voran. Diese sind mit 

Aufklärungsarbeit, mit Mediation, mit einer „Bewegung von unten“ und gut überlegten gewaltfreien Wi-

derstandsformen und sozialer Verteidigung in allen gesellschaftlichen Bereichen weiterzuentwickeln. 

Fazit  

An dieser jetzt entscheidenden Bruchstelle soll die Weltfriedenskonvokation einen wichtigen Impuls aussen-

den, den die dort vertretenen Kulturen „zu Hause“ aufgreifen und umsetzen, weiterführen – mit Hilfe der in-

ternationalen Friedensbewegung, den bei der UNO akkreditierten NGOs, Kirchen, allen Religionsgemein-

schaften, Jugendorganisationen… 

Im Grunde geht es um nicht mehr und nicht weniger als endlich die Charta der Vereinten Nationen und die 

Menschenrechte ernst zu nehmen. 
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Michael Held: Rede in Bad Hersfeld zur Bundestagswahl 2017   
 

Am 6. August 1945 um 8 Uhr 15 wurde die Atombombe über Hiroshima gezündet. In einem Umkreis von 

einem halben Kilometer waren sofort 90 % der Menschen tot. Im Zentrum der Explosion herrschte eine 

Temperatur zwischen 3.000 und 40.000 Grad Celsius. Hier verdampfte alles und nur die Schatten der Men-

schen und Häuser blieben übrig. Nach unendlichen Qualen folgten noch in den Wochen danach 100.000 To-

te und bis heute kommen noch jedes Jahr Strahlenopfer, Krebskranke bis in die nachfolgenden Generationen 

hinzu. 

Haben wir uns an diese Fakten gewöhnt? Wir kennen ja alle diese Zahlen, hören und lesen sie jedes Jahr 

wieder. Die heute in Deutschland und in den Ländern rund um Russland stationierten und auf den U-Booten 

und in der Luft kreisenden Atombomben haben ein Vielfaches der Sprengkraft der Hiroshimabombe.  

Haben wir uns an diese Fakten gewöhnt? Wir kennen ja alle diese Zahlen, hören und lesen sie jedes Jahr er-

neut und schlagen sie in Büchern und im Internet nach. 

Die Brutalität, die Anmaßung und Verblendung, die in dem Bau solcher Waffen, in der Drohung ihrer An-

wendung zum Ausdruck kommt – die wird überhaupt nicht mehr realisiert! 

Es kann nur eine Konsequenz geben: Solche Leute, die damit spielen, die darüber politisch, diplomatisch 

verhandeln als wäre es ein politisches Geschäft, die gehören nicht wiedergewählt. Es muss endlich Schluss 

sein mit diesem Wahnsinn! Ich bin so unendlich dankbar, dass es zwei Drittel der Staaten dieser Erde ge-

schafft haben, einen Atomwaffenverbotsvertrag auf die Beine zu stellen. 

122 Staaten verabschiedeten am 7. Juli dieses Jahres bei den Vereinten Nationen in New York den Vertrag 

zum Verbot der Atomwaffen. Nach Jahrzehnten stockender Abrüstung senden sie ein klares Signal an die 

Atomwaffen-Staaten: diese Massenvernichtungswaffen sind endlich endgültig delegitimiert. Am 20. Sep-

tember wird in der UNO-Generalversammlung die Unterzeichnung eröffnet. Und wenn die ersten 50 Staaten 

den Vertrag ratifiziert haben, ist er völkerrechtlich gültig! Dann ist die Herstellung, der Besitz, der Transport, 

die Stationierung in anderen Ländern, die Drohung und natürlich der Einsatz völkerrechtlich verboten. 

Es liegt jetzt an den Wählerinnen und Wählern, wie der neue Bundestag zusammengesetzt sein wird, ob 

Deutschland dem Vertrag beitritt oder nicht. Leider müssen wir hören: die große Koalition will diesem Ver-

trag nicht beitreten. Also ist sie für uns nicht wählbar! 

Das wird sehr spannend, denn im Grundgesetz steht, dass bei uns das Völkerrecht gilt, dass es dem Bundes-

recht vorgeht!! 

Der Beitritt wäre der 1. Schritt, den unser Land in Richtung Sicherheit gehen könnte. Denn Atomwaffenlager 

sind bevorzugte Ziele: diese Waffen dort explodieren zu lassen, wo sie lagern, ehe sie verschossen werden. 
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Diese Atomwaffen in Büchel bedrohen uns, weil sie uns angreifbar machen. Um sich selbst vor der Zerstö-

rung zu schützen muss ein „Feind“ sie zuerst bei uns zerstören. Je doktrinärer die Nato auf diesem Wahn-

sinns-Bedrohungskonzept des Ersteinsatzes besteht, umso mehr gefährdet sie uns.  

Diese Politik der nuklearen Teilhabe ist nach dem 24. September sofort zu beenden! Deutschland muss zu-

sammen mit anderen NATO-Staaten diese Teilhabe beenden und dem Verbotsvertrag beitreten. 

Es ist eine Binsenwahrheit: Frieden ist nicht durch Drohungen herzustellen, sondern nur durch gegenseitige 

Vereinbarungen. Das Konzept heißt: “gemeinsame Sicherheit“. An diese Politik von Olof Palme und Willy 

Brandt, die zur Gründung der KSZE und heutigen OSZE geführt hat, wollen wir anknüpfen – in Deutschland 

und in Europa. 

Der Umgang mit dem Chemiewaffeneinsatz in Syrien zeigt, welche Bedeutung und welchen Respekt eine 

völkerrechtliche Regelung hat.  

Wir fordern alle Staaten auf, das Verbotsabkommen zu ratifizieren und umzusetzen - statt neue und besser 

einsetzbare Atomwaffen zu entwickeln, wie dies zur Zeit passiert. Der Atomwaffenverbotsvertrag läutet das 

Ende der Abschreckungspolitik ein. 

Nutzen wir die Chance am 24. Sept.2017, das zu ändern! 

Ich bin sicher: der Atomwaffenverbotsvertrag wird in Kombination mit Schritten der Vertrauensbildung zur 

schrittweisen Abrüstung auf Dauer führen – und eine ähnliche Wirkung entfalten wie das Jahrzehnte lange 

Ringen um ein Klimaabkommen, das die Bedrohung durch den Klimawandel anerkennt und dann endlich 

2015 zu dem Vertrag von Paris geführt hat. Die Aufgabe und der Weg sind uns klar – für die Umsetzung 

sind auch wir mitverantwortlich. 

Michael Held (1941 - 2017) wurde in Dresden geboren und studierte Politologie an der Uni 

Frankfurt/M. Ab 1974 war er am Ausbau der Freiwilligen-, Friedens- und Zivildienste in der 

Evangelisch Kirche von Kurhessen-Waldeck beteiligt. Seit 1982 war er in der Geschäftsführung 

des Pädagogisch-Therapeutischen Wohngruppen gGmbH im heimischen Kreis tätig, gehörte zu 

den Gründungsmitgliedern der Grünen im Kreis. Seit 1991 leitete er ehrenamtlich die Arbeitsstelle 

„Praktis he S hritte“   r Gere hti keit, Friede  u d  e ahru   der S h p u   u d  ar  m e t-

beauftragter des Kirchenkreises Hersfeld. 1994 begann er eine berufsbegleitende Ausbildung zum 

Mediator und 1996 zur Friedensfachkraft. Er war Gründungsmitglied der Kooperation für den 

Frieden und Mitgründer des Ökumenischen Netzes in Deutschland, dessen Sprecher er wurde. 

Außerdem engagierte er sich im Netzwerk Friedenssteuer, im Koordinationskreis Ökumenische 

Konsultation Gerechtigkeit und Frieden, in der FI Bad Hersfeld-Rotenburg und nahm seit vielen 

Jahren an den Demonstrationen der Friedensbewegung für den Abzug der letzten Atomwaffen aus 

Deutschland in Büchel in der Eifel teil. Für das Ökumenische Netz in Deutschland gehörte er der 

Konferenz für Friedensarbeit im Raum der Evangelischen Kirche in Deutschland an. 
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Die ökumenische Bewegung bleibt Antizipation ɀ drei Beispiele aus dem 

Gemeindeleben  

von Luise Jarck-Albers  
 

In meiner Tätigkeit als Gemeindepastorin und in meinem Dasein als Christin komme ich manches Mal auf 

den Theologen Ernst Lange zurück. Die Ökumene ist ihm zufolge der Progress der Christenheit aus der 

„Parochialisierung“, dem Zustand, in dem das Evangelium provinziell vereinnahmt und seines emanzipatori-

schen Impulses beraubt wird.
 73

 Um diesen Zustand zu überschreiten und sich weltweiter Kooperation, Ge-

rechtigkeit und konstruktiver Konfliktbearbeitung zu widmen, brauchen wir ein „von der Hoffnung belehrtes 

Gewissen.“
74

 Es kennt die Möglichkeiten der Kritik und des Neuentwurfs, die sich daraus ergeben, dass 

Christsein immer auch die Möglichkeit der Distanzierung von allem heißt, wogegen Christus Einspruch er-

hob. Feier des Daseins als Gottesdienst ist auch Feier und Antizipation der „eschatologischen Überschüsse“, 

die die Lebenspraxis Jesu gegen den Status quo geltend macht.
75

 Wo sich Menschen lernend auf diese Erfah-

rungen einlassen, wird immer zugleich neue Wirklichkeit erschlossen. Das eben geschieht in der Ökumene – 

jedenfalls, wenn sie so verstanden ist, wie ich es bei Lange gelesen und beim PLÄDOYER für eine ökumeni-

sche Zukunft erlebt habe. Ökumenisch sind sich die Kirchen gleichsam selbst voraus, so Lange. Er beklagte 

die fehlende Rückkopplung zwischen dem ökumenischen Fortschritt und der mitgliedskirchlichen Basis.
76

 

Mir persönlich ist gleichwohl diese Rückkopplung sehr wichtig; ich nenne im Folgenden drei Beispiele aus 

meinem aktuellen Umfeld. 

'ÅÍÅÉÎÓÁÍ ÓÔÁÔÔ ȵ'ςπȰ 

Das Gipfeltreffen der sog. „G20“ im Juli 2017 in Hamburg - wie zu erwarten nicht in der Lage, auch nur ei-

nes der globalen Probleme zu lösen - war ein Anlass, zivilgesellschaftliches Engagement für Gerechtigkeit in 

die Öffentlichkeit zu tragen. Kirchliche Initiativen waren daran in großer Vielfalt beteiligt – und der inner-

kirchliche Konflikt war groß. Dabei waren die Fragen durchaus solche, die auch Ernst Lange umgetrieben 

haben: Wie aufrichtig sollte die Verantwortung deutscher Ausbeutungsverhältnisse am Elend vieler Men-

schen benannt werden? Wie – und mit welchem Verständnis - sollte sich die Kirche von Gewalt distanzie-

ren? Wäre ein diplomatisch-bittender Tonfall gegenüber der deutschen Regierung als der „G20-Gastgeberin“ 

angebracht oder die Forderung, statt auf solche Gipfel einzig auf die international legitimierten Gremien zu 

setzen?  

Diese Konfliktlinien drangen allerdings kaum bis in meine Region, hundert Kilometer von Hamburg ent-

fernt. Hier formierte sich im Vorfeld des Gipfels ein produktives Bündnis aus Attac-Gruppen, Weltladen, 

                                                      

73Ernst Lange, Ökumenische Utopie oder was bewegt die ökumenische Bewegung (Stuttgart: Kreuz-Verlag, 1972), S. 61. 
74Ernst Lange, Leben im Wandel. Überlegungen zu einer zeitgemäßen Moral (Berlin: Burckhardthaus-Verlag, 1971), S.36f. 
75Ernst Lange, Bildung als Problem und als Funktion der Kirche, in: Rüdiger Schloz (Hrsg.), Sprachschule für die Freiheit. Bildung als Problem 
und Funktion der Kirche (München-Gelnhausen, EEL1, 1980), S. 180f. 
76Lange, Ökumenische Utopie, S. 202. 
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Ortsgemeinde, Frauenwerk und Ökumenischer Arbeitsstelle, das eine gute Veranstaltungsreihe auflegte: 

Film- und Liederabend, Politisches Abendgebet, Diskussionsrunden u.a. mit Vertretern aus dem globalen 

Süden. Ein Gemeindemitglied störte an der Ankündigung: „…dass die überwiegende Zahl der Veranstaltun-

gen nicht etwa eine kritische Auseinandersetzung in Aussicht stellte, sondern von der feststehenden Über-

zeugung ausging, dass die Politik der G 20 Staaten für eine große Zahl von Menschen schädlich sei. Die ein-

seitige Festlegung auf eine bestimmte politische Ansicht ist aber nicht Sache der Kirche.“ Diese Kritik ist 

schon alt -wäre der Schreiber gekommen, hätte er gute ökumenische Gründe für einen dezidierten Stand-

punkt der Kirche erlebt; so gab es immerhin eine freundliche schriftliche Auseinandersetzung. Eine kritische 

junge Frau im freiwilligen kulturellen Jahr beim Offenen Kanal entdeckte ihrerseits, wie Kirche sich (wenn 

es gut läuft) sozialen Themen verpflichtet weiß, eine andere schrieb mir später: „‘Global.gerecht.gestalten‘ 

war sehr interessant und ich habe viel gelernt. Dann kam das Politische Abendgebet. Sehr bedeutend und ei-

ne wichtige Erfahrung folgte für mich, und das war der G20-Gipfel in Hamburg.“  

Frieden  

In dem Viertel Hamburgs, durch das mich zuletzt die Route des Ostermarsches führte, fand am 16.9.17 (üb-

rigens in einem Haus des Erzbistums) der Studientag der Nordkirchensynode zum Positionspapier „Gerech-

ter Frieden“ statt. Im März hatte auf der Synode eine engagierte Debatte um den Entwurf des Ausschusses 

für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung stattgefunden. Das Papier ist orientiert an der letz-

ten ÖRK-Vollversammlung in Busan und enthält Zitate des mennonitischen Friedenstheologen Prof. Fernan-

do Enns. Strittig war ein Absatz, in dem es heißt: „Absicherung oder Herstellung friedlicher Zustände mit 

militärischer Gewalt kann dauerhaft nicht gelingen. (…) Wir lehnen die Legitimation von militärischem Ein-

greifen in Konflikte als ultima ratio ab. Krieg darf nach Gottes Willen nicht sein.“ Dieser Absatz wurde nicht 

als Stellungnahme, sondern als „Impuls für eine weitere Diskussion“ verabschiedet, wie sie eben bei jenem 

Studientag erfolgte. Man mag beklagen, dass es der Nordkirche bisher hier an Entschiedenheit fehlt; wichtig 

scheint mir jedoch das fortgesetzte Gespräch und die Orientierung an Positionen aus der Ökumene überhaupt 

– und: dies in die Gemeinden und „nach draußen“ zu verbreiten.  

Im September fand in den Wahlkreisen Schleswig-Holsteins jeweils ein von der ev. Kirche verantwortetes 

„Demokratie-Kolleg“ statt, bei dem die Direktkandidaten für die Bundestagswahl sich der öffentlichen Dis-

kussion um die Frage „Wie geht Frieden heute?“ zu stellen hatten. In meinem Kirchenkreis war es eine gute 

Veranstaltung, bei der es gelang, die Kandidaten auf ihr persönliches Gewissen zu befragen und den konser-

vativen Kandidaten, der später den Wahlkreis gewonnene hat, dazu zu bewegen, an zumindest einer Stelle 

sein Umdenken zuzusagen, nämlich, was deutsche Handelsverträge mit afrikanischen Ländern betrifft – gut 

ökumenisch.  

'ÏÔÔÅÓÄÉÅÎÓÔ ȵ$ÒÁÕħÅÎ ÕÎÄ ÍÉÔÔÅÎÄÒÉÎȰ 

Ich nehme derzeit an einer Langzeitfortbildung des Gottesdienstinstitutes der Nordkirche teil namens: „Vom 

Rand zur Mitte.“ Es geht darum, Menschen zu erreichen, die mit unseren bisherigen Gottesdienstformen we-

nig anfangen können. Der Titel suggeriert vielleicht, diese Menschen befänden sich am Rand und könnten 
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geschickt (zurück) zur Mitte gebracht werden. Tatsächlich verhält es sich bei der Fortbildung aber eher so, 

wie es in der Ökumene längst erkannt wurde:  Es gibt eine Umgewichtung von „Rändern“ und „Mitte“; die 

vermeintlichen Ränder sind es, an denen Gottesbegegnungen und Einsicht in politische Notwendigkeit in oft 

stärkerem Maß als in unserer gefühlten Mitte stattfinden. Dafür gilt es, offen und lernfähig zu werden.  

Alle FortbildungsteilnehmerInnen sollen ein Gottesdienst-Projekt vor Ort durchführen. In diesem Rahmen 

habe ich eine Reihe von Gottesdiensten außerhalb der Kirchenmauern angestoßen, in jenem Gemeindebe-

zirk, in dem das Gemeindehaus mit integrierter Kapelle voriges Jahr geschlossen wurde. Manche trauern die-

sem Gebäude nach, halten fest an dem, was vor Jahrzehnten dort an Wärme (aber vermutlich auch 

Parochialismus) bestand. Es ist eine Herausforderung, diese Gemeindemitglieder „mitzunehmen“ und zu-

gleich aufzuspüren, wie Menschen, die nie über die Kirchenschwelle gegangen sind, eine Feier des Daseins 

erleben oder vermissen.  

Auftakt zu der Gottesdienstreihe war ein Freilichtgottesdienst auf dem Minigolf-Platz. Mit Musik von der 

„St. Jürgen Blues Band“ und der Möglichkeit zum Minigolfspielen waren die biblischen Themen - Geduld 

und Bewahrung -  in leichtem, man könnte fürchten oberflächlichem, Ton angelegt. Durch die Mitwirkung 

des Platz-Betreibers, einem aus Syrien geflüchteten Physiker, der hier bisher keine passenderen Arbeitsaus-

sichten hat, kam jedoch eine tiefere Ebene hinzu. So wurde es ein kleines Fest von der Hoffnung belehrter 

Gewissen. 

 

Luise Jarck-Albers, *1983, studierte Theologie in Hamburg und am Ökumenischen Institut 

 ossey. Im Rahme  der Gr  du   des Netz erkes „MEET - More Ecumenical Empowerment 

To ether“  006 stieß sie zum P ädoyer und arbeitete dort im Fortsetzungsausschuss mit.Luise 

Jarck-Albers ist ordinierte Pfarrerin der Nordkirche und seit 2012 Gemeindepastorin in Heide 

(Holstein). Luise Jarck-Albers ist stellvertretende Synodale der Nordkirche. In verschiedenen 

Bündnissen und Gremien engagiert sie sich seit Studienzeiten für Antifaschismus, Frieden und Ge-

rechtigkeit. Luise Jarck-Albers ist verheiratet und hat zwei Töchter.   
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Herausforderungen und Perspektiven des interreligiösen Dialogs  am        

Beispiel Berlins  

von Gerdi Nützel  

Geschichte 

Das Zusammenleben von Menschen aus verschiedenen Religionen und Konfessionen hat – nicht nur – in 

Berlin und Brandenburg eine lange Tradition. Bereits vor 300 Jahren feierten in Potsdam sowohl lutherische 

als auch reformierte, katholische und orthodoxe, muslimische und jüdische Menschen ihre Gottesdienste in 

eigenen Sakralräumen.  

Ab Mitte des 19. Jahrhunderts manifestierte sich die weitgehende rechtliche Gleichberechtigung jüdischer 

Gläubiger als Individuen und als Glaubensgemeinschaft im Bau von 12 großen repräsentativen Synagogen in 

Berlin. Auf den Bau einer Holzmoschee in einem Kriegsgefangenenlager nahe Berlin während des Ersten 

Weltkrieges folgte in den 1920er Jahren der Bau einer repräsentativen Moschee, die zugleich auch ein Zent-

rum für interreligiöse Begegnungen darstellte. Auch andere Religionen bauten eigene Zentren wie zum Bei-

spiel das Buddhistische Haus in Frohnau. Im Nationalsozialismus wurden vor allem jüdische Synagogen zer-

stört und nahezu alle jüdischen Gläubigen systematisch ermordet.  

Nach 1945 initiierte der sowjetische Stadtkommandant mit der Gründung der „Arbeitsgemeinschaft der Kir-

chen und Religionsgemeinschaften“ die erste interreligiöse Kooperationsform, die bis in die Gegenwart be-

steht. Vor allem im Westteil Berlins entwickelte sich erneut religiöse Pluralität. Die amerikanische Armee 

errichtete mit der American Chaplaincy das erste Gebäude, das von mehreren Religionen und Konfessionen 

für ihre Gottesdienste genutzt wurde. Darüber hinaus gab sie in Berlin und vielen anderen Städten den An-

stoß zur Gründung der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit, die bis heute wichtige Impulse 

für diese besondere Form des interreligiösen Dialogs gibt. Nach dem Mauerbau gründeten die katholischen, 

christlich-orthodoxen und muslimischen Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter aus Südeuropa eigene, meist 

ethnisch/kulturell definierte muttersprachige religiöse Gemeinden mit eigenen zunächst meist sehr beschei-

denen Sakralräumen in Ladenlokalen und Hinterhofetagen.  

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands– aber parallel auch in anderen westeuropäischen Staaten – mach-

te der Bau von repräsentativen Moscheen, einer Vielzahl buddhistischer Zentren, mehrerer Hindutempel, die 

Renovierung und der Bau von Synagogen, die Übernahme ehemaliger katholischer und evangelischer Kir-

chen durch christlich-orthodoxe Gemeinden deutlich, dass religiöse Pluralität in europäischen Städten wie 

Berlin keine vorübergehende Erscheinung sondern eine den öffentlichen Raum zunehmend deutlicher prä-

gende Herausforderung darstellt.
77

  

                                                      

77 Näheres zur historischen Entwicklung der religiösen Pluralität in Berlin siehe: Nützel Gerdi, Historische Entwicklung der religiösen Vielfalt 
in und um Berlin, in: Berliner Forum der Religionen (Hg.), Jeder nach seiner Façon. Vielfalt und Begegnung der Religionen in Berlin, Berlin 
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Gegenwärtige Entwicklungen und Formen der Zusammenarbeit  

Aktuell sind von den etwa 3,5 Millionen Menschen in Berlin etwa 600.000 Menschen Mitglieder der evange-

lischen Landeskirche. Etwa je 300.000 Menschen sind katholischen bzw. muslimischen Glaubens. Ca. 200. 

000 Menschen gehören einer der vielen evangelischen Freikirchen oder einer der 10 christlich-orthodoxen 

Kirchen in Berlin mit teilweise mehreren Kirchengebäuden an. Auf 20.000 bis 40.000 wird die Zahl jüdi-

scher Menschen in Berlin geschätzt, von denen ein erheblicher Anteil seit 1990 aus den Gebieten der ehema-

ligen Sowjetunion, Israel und den USA nach Berlin gekommen ist und die Bedeutung des jüdischen Glau-

bens für das eigene Leben neu ergründet. Hinzu kommen Angehörige von weiteren mehr als 300 Glaubens-

gemeinschaften, wie zum Beispiel Buddhistinnen und Buddhisten, Hindus, Sikhs, Bahais, Alevitinnen und 

Aleviten, Neopagane, afrobrasilianische Gläubige. Im Ökumenischen Rat Berlin-Brandenburg, im christli-

chen Konvent fremdsprachiger Gemeinden und im Rat afrikanischer Christen in Berlin und Brandenburg 

sind mehr als 100 christliche Gemeinden unterschiedlicher kultureller und konfessioneller Prägung organi-

siert.  

Aus mehr als 100 dieser verschiedenen Religionsgemeinschaften sowie vielen interreligiösen Initiativen und 

spirituellen Gruppen nehmen Mitglieder an der Arbeit des Berliner Forums der Religionen aktiv teil. Sie tref-

fen sich mindestens einmal jährlich zu einer gemeinsamen Konferenz im Roten Rathaus und tauschen sich 

über die Entwicklung ihrer Zusammenarbeit in Arbeitsgruppen und im monatlich tagenden Koordinierungs-

kreis sowie zu jeweils konkreten Themen wie zum Beispiel der Rolle der Religionen in der Flüchtlingsarbeit, 

dem Friedenspotential der Religionen, den Erwartungen an die Kooperation von Religionsgemeinschaften 

und Senat oder den Bildungskonzepten der Religionsgemeinschaften aus. Gemeinsame Veröffentlichungen 

über die jeweiligen Sakralräume, die interreligiösen Kooperationsformen und die Orte der Stille in der Stadt 

erreichen eine Vielzahl interessierter Bürger und Bürgerinnen, ebenso wie die vielfältigen Informationsange-

bote in der seit 2012 jährlich stattfindenden „Langen Nacht der Religionen“, in der jeweils etwa 100 Ge-

meinden ihre Türen öffnen. Die seit 2010 kontinuierliche und erprobte Unterstützung des Senats für die Ko-

operation der Berliner Religionsgemeinschaften ermöglicht die Finanzierung von Publikationen, Veranstal-

tungen und einer halben Geschäftsführerstelle des Berliner Forums der Religionen.
78

  

Gemeinsame Aktionen einer Vielzahl von Religionsgemeinschaften gehen aber auch von der Initiative ein-

zelner oder mehrerer Religionsgemeinschaften oder interreligiöser Initiativen aus. So fand im März 2017 auf 

Initiative der arabischsprachigen Moscheegemeinde Neuköllner Begegnungszentrum mit einem breiten 

Spektrum weiterer Unterstützer eine gemeinsame Kundgebung auf dem Breitscheidplatz für ein friedliches 

und weltoffenes Berlin statt, bei der auch der Regierende Bürgermeister Müller – trotz vorheriger öffentli-

cher Anfeindungen - eine engagierte Ansprache mit dem Plädoyer für eine Kooperation der Religionsge-

meinschaften und für ihre Beteiligung am öffentlichen Leben der Stadt hielt. Das Engagement für die Institu-

tionalisierung des Studiengangs Islamischer Theologie an der Humboldtuniversität aber auch viele spezifi-
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sche Projekte wie die jüdisch-muslimische Initiative „Schalom-Salam“ oder internationale wissenschaftliche 

Veranstaltungsreihen der Jüdischen Akademie zu speziellen Aspekten des jüdisch-muslimischen Zusammen-

lebens, die kontinuierliche Arbeit der „Werkstatt der Religionen“ mit ihren pädagogischen Fortbildungsver-

anstaltungen sowie Veröffentlichungen sowie Pläne für interreligiöse Orte wie das Haus of One oder die 

Muslimische Akademie machen erfreuliche Entwicklungsschritte im interreligiösen bzw. religiös pluralen 

Zusammenleben in Berlin der letzten Jahre deutlich. 

Aktuelle Herausforderungen  

Wie kann mit islamophoben Tendenzen umgegangen werden? Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

führte im Rahmen ihres Themenjahres 2016 „Freier Glaube. Freies Denken. Gleiches Recht“ eine Umfrage 

durch, die zeigte, dass etwa 75% aller in Deutschland lebenden Menschen die Auffassung unterstützen, dass 

es gleiche Rechte für alle religiösen Gemeinschaften geben soll. Dem Christentum standen 92%, dem Juden-

tum 84%, dem Buddhismus 81%, dem Islam jedoch nur 64% der Befragten positiv gegenüber. Ähnliche 

Zahlen ergab die Frage nach der Einstellung zu einer Heirat zwischen Menschen unterschiedlicher Religi-

onszugehörigkeit.
79

  

Ein Blick in die Medienberichterstattung zeigt ebenfalls ein hohes Maß an kritischer Berichterstattung über 

muslimische Gemeinden in Deutschland und auch in Berlin, oftmals werden sogar falsche und bereits als 

falsch bekannte negative Informationen wiederholt in unterschiedlichen als seriös geltenden Medien veröf-

fentlicht. Dies erschwert die Vertrauensbildung sowohl bei den Menschen, die sich auf der Basis dieser Me-

dien ohne eigene Kenntnis der unterschiedlichen muslimischen Gemeinden ihre Meinung bilden, als auch bei 

den von den Falschmeldungen und Verdächtigungen betroffenen Moscheegemeinden, die sich immer wieder 

rechtfertigen müssen.  

Wie gehen wir mit der innermuslimischen Pluralität um? Die Rolle von DITIB, die mit ihrer schönen Mo-

schee und mit ihrem Kulturhaus aufgrund der inhaltlich exzellenten Arbeit sowohl mit muslimischen Ju-

gendlichen als auch in vielen interreligiösen Arbeitsfeldern viele Jahre eine zentrale Stellung im muslimi-

schen Bereich einnahm, hat sich angesichts der Entwicklungen in der Türkei gewandelt. Zugleich ist für vie-

le auch der Umgang mit der ebenfalls in Berlin stark im interreligiösen Dialog engagierten Gülen-Bewegung 

vor neue Fragen gestellt. Das selbstbewusste Auftreten der Gründerin einer neuen sich als liberal definieren-

den - in Abgrenzung zu allen anderen von ihr als konservativ und patriarchal abgewerteten - Moscheegruppe 

nötigt in der Öffentlichkeit alle weiteren Moscheegemeinden zu permanenten Erklärungen. Wer sind in die-

ser Situation die geeigneten muslimischen Ansprechpartner im interreligiösen Dialog und für das Zusam-

menwirken im öffentlichen Bereich, wie zum Beispiel Religionsunterricht an Schulen, Präventionsarbeit ge-

gen fundamentalistische Ideologien, Beratung der universitären Institutionalisierung islamischer Theologie, 

Seelsorge in Krankenhäusern und Gefängnissen? Welche Kriterien sind für die jeweilige Auswahl sinnvoll, 

                                                      

79 Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Akzeptanz religiöser und weltanschaulicher Vielfalt in Deutschland. Ergebnisse einer repräsentati-
ven Umfrage im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Berlin März 2016. 
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wie transparent sind sie nach außen und innerhalb der muslimischen Community? Wer ist bereit, die Arbeit 

einer Muslimischen Akademie als Think Tank, Kompetenzzentrum, Brückenbauer zwischen den muslimi-

schen und nichtmuslimischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund parallel und in Kooperation 

mit der Arbeit der Evangelischen, Katholischen und Jüdischen Akademie in Berlin zu fördern?  

Welche neuen Herausforderungen stellen sich durch die Zuwanderung vieler muslimischer und weniger 

christlicher Flüchtlinge? Sind die mancherorts auftretenden sich religiös artikulierenden Konflikte in den 

Flüchtlingsunterkünften in den differenten religiösen Überzeugungen begründet und/oder in den schwierigen 

Bedingungen für ein friedliches Zusammenleben? Welche Herausforderungen stellt die religiöse Differenz 

zwischen oftmals christlichen Helferinnen und Helfern und muslimischen Flüchtlingen dar? Wie ist adäquat 

mit deren Interesse am christlichen Glauben, teilweise auch Konversion, oder ihrer Angst vor dem Verlust 

der eigenen Identität bzw. dem familiären Zusammenhalt umzugehen? Welche Erfahrungen gibt es mit ex-

pliziten christlich-jüdisch-muslimischen Kooperationen aber auch mit antisemitischen, islamophoben, anti-

christlichen Überzeugungen und gewalttätigen Provokationen am Rande und in der Mitte der Gesellschaft, 

auch innerhalb christlicher Gemeinden? 

Welcher Platz wird religiösen Zeichen und Handlungen im öffentlichen Raum zugewiesen? Welche Berufe 

dürfen mit Kopftuch ausgeübt werden? Welche Kleidung ist wo akzeptiert? Soll es religionsübergreifende 

oder religionsspezifische Gebetsräume zum Beispiel in Schulen und Universitäten, Flughäfen und Gefäng-

nissen geben, wenn ja für wen und unter welchen Bedingungen und in welcher Gestaltung? Gehört ein Kreuz 

auf die Kuppel des neuen Humboldtforums entsprechend der historischen Rekonstruktion des Schlossgebäu-

des als äußerer Hülle, des Spenderwillens sowie als Symbol der Bewahrung der christlichen Tradition oder 

wäre ein anderes Zeichen für ein säkulares Museumsgebäude in staatlicher Trägerschaft mit der Aufgabe ei-

nes postkolonialen interkulturellen Dialogs zu suchen? 

Konzepte des interreligiösen Zusammenlebens  

Die bewusst gestaltete Weiterentwicklung des langjährigen, phasenweise gelingenden, phasenweise zerstör-

ten und verhinderten Zusammenlebens der Religionsgemeinschaften in Berlin ist bei genauem Blick auf die 

einzelnen Situationen in der Gegenwart von unterschiedlichen Konzepten geprägt. Diejenigen, für die das 

Konzept des „Kampfes der Kulturen“ maßgeblich ist, greifen zur Parole „Die Kirche im Dorf und die Mo-

schee in Istanbul“, wie sie vor etwa zehn Jahren auch in manchen kirchlichen Kreisen gegen den trotz dieser 

Widerstände realisierten Bau einer Moschee im Ostteil Berlins geäußert wurde. Sprechen manche von einem 

„Markt der Religionen“, wollen sie meistens vor allem den Marktwert der eigenen Religion steigern und an-

dere Religionen und Konfessionen als Konkurrenten auf diesem Markt abwerten. Erweise ich den anderen 

„Gastfreundschaft“, bestimme ich als Gastgeber, unter welchen Bedingungen die Gäste auf Zeit Raum ein-

nehmen und sich äußern dürfen. Wenn „Dominanzkultur“ die Leitvorstellung ist, dann gelten die Bedingun-

gen der dominanten Kultur für alle, ohne dass es Orte für deren Diskussion und eine gemeinsame Verände-

rung gibt. Unter den Bedingungen der „Diaspora“ wird Minderheiten ein eher versteckter Raum für die Ge-

staltung ihrer Existenz mit ihren eigenen Traditionen aber ohne Wechselwirkung mit der Mehrheitsgesell-
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schaft gewährt. Ist „Konvivenz“ die Leitvorstellung, geht es um das gemeinsame Lernen, einander Helfen 

und miteinander Feiern, also um das Schaffen von Orten und Zeiten und Formen des gemeinsamen Lebens, 

im Zuge dessen sich alle Beteiligten verändern und neue gemeinsame Lebens- und Glaubensweisen entste-

hen. 

Viele dieser unterschiedlichen Konzepte liegen implizit oder explizit den unterschiedlichen Formen interre-

ligiösen Agierens zugrunde, nicht selten wird dabei verbal von Konvivenz gesprochen, aber real eher im 

Sinne eines Marktes der Religionen, des Diasporakonzeptes, der vom Gastgeber konditionierten Gastfreund-

schaft oder der Dominanzkultur gehandelt.  

Perspektiven  

Der Blick auf die Stadtsilhouette und den Stadtplan Berlins macht deutlich, dass bisher die große religiöse 

Vielfalt dort wenig sichtbar wird. Architektonisch markieren der Fernsehturm, die Türme und Kuppeln 

evangelischer und katholischer Kirchen sowie staatlicher Gebäude sowie inzwischen auch die Büro- und Ho-

teltürme privater Investoren die Stadtsilhouette. Die große Anzahl muslimischer und buddhistischer, aber 

auch christlich-orthodoxer und freikirchlicher Sakralräume bleibt weitgehend unsichtbar. Die relativ kleine 

Anzahl jüdischer Gebäude fällt dagegen durch ihren Polizeischutz in den Blick. Wie können im Zuge der 

Stadtplanung und durch eine symbolische Markierung der Stadträume die real existierende religiöse Vielfalt 

deutlicher sichtbar und zugänglich werden?  

Geht der Umgang mit religiösen Zeichen und Handlungen im öffentlichen Raum vom Leitbild der religiösen 

Neutralität oder der religiösen und weltanschaulichen Pluralität aus?  

Haben Kopftuch, Kreuz, Turban, Kippa und Gebetsraum in Schulen, Universitäten, Krankenhäusern, Ge-

fängnissen usw. Platz oder sind sie dort deplatziert? 

Welche Maßstäbe sind für die Kooperation der am interreligiösen Dialog beteiligten Religionsgemeinschaf-

ten maßgeblich? Wie sind die Stärken der einzelnen Religionsgemeinschaften für das gemeinsame Tun zu 

nutzen? Worin bestehen die Grenzen für den Respekt der Differenzen? Wie sind für eine gemeinsame Wei-

terentwicklung produktive Anfragen zu stellen? Wie ist der Respekt auch für ungewohnte Formen religiösen 

Handelns in der Öffentlichkeit zu erreichen und wo ist Kritik und Distanzierung notwendig? 

Mit wem und wo werden Visionen, Konzepte, Ideen und Realisierungsschritte für eine Weiterentwicklung 

der interreligiösen Kooperation aber auch der Rolle von Religion im öffentlichen Leben entwickelt und er-

probt? 

Wie können im Sinne eines „Healing of Memories“ die konflikthaften historischen und aktuellen Erfahrun-

gen zwischen Menschen und Gruppen verschiedener Religionen so aufgearbeitet werden, dass sie wechsel-

seitig akzeptiert werden und zumindest mittelfristig die Entwicklung der Vision einer gemeinsamen Gegen-

wart und Zukunft in Gerechtigkeit in Frieden ermöglichen – vielleicht eben gerade am dritten Ort, der nicht 

direkt in das ursprüngliche Konfliktgeschehen involviert ist oder der seine Beteiligung bzw. seinen Erfah-

rungshorizont zu reflektieren hat? 
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Wie sind umgekehrt auch die positiven und schwierigen Erfahrungen interreligiöser Kooperation auch in an-

deren Kontexten so differenziert wahrzunehmen, dass nicht ungefragt/unbeabsichtigt scheinbar erprobte 

Konzepte in unserem Kontext auf andere Situationen übertragen werden, ohne die dortigen historischen und 

aktuellen Erfahrungen mit der gesellschaftlichen Rolle von Religionsgemeinschaften und interreligiösem Zu-

sammenleben sowie dem Zusammenwirken von Religion, Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu be-

rücksichtigen?  

Beispiele fü r konkrete Projekte  

Neben den oben schon erwähnten Ideen wie einer Muslimischen Akademie, dem bekannten Plan eines 

„House of One“ mit dem Schwerpunkt liturgischer Räume für drei Gemeinden aus dem abrahamitischen 

Spektrum, inzwischen erprobten Kooperationsformen wie dem Berliner Forum der Religionen und als Ver-

anstaltungsform die Lange Nacht der Religionen stellt sich auch für viele andere Lebensbereiche die Frage, 

wie eine sinnvolle interreligiöse Kooperation dort Form und Raum gewinnen könnte. 

So will das geplante Drei-Religionen-Kita-Haus einerseits Platz für drei eigenständige jüdische, christliche 

und muslimische Kita für jeweils 45 Kinder bieten und andererseits auch einen großzügigen gemeinsamen 

Bereich für vertrauensvolle Begegnung und Familienbildung schaffen, in dem Kinder und ihre Familien die 

religiöse Vielfalt als Lernchance und Bereicherung erlebt wird. Durch die Entwicklung pädagogischer Mate-

rialien und eine wissenschaftliche Begleitung sollen die dortigen Erfahrungen auch über den Kreis der un-

mittelbar Beteiligten für andere fruchtbar werden. 

Eine muslimische Stiftung, in deren Gremien auch nichtmuslimische Menschen willkommen sind, soll eine 

transparente finanzielle Basis für die Gestaltung der unterschiedlichen Facetten muslimischen Lebens in Ber-

lin wie der Finanzierung von Moscheeraummieten und Moscheebauten, der Gehälter qualifizierter Imame 

und weiterer professioneller Beschäftigter für soziale und pädagogische Aufgaben in Moscheegemeinden si-

chern helfen. 

Die Fortführung und Weiterentwicklung der interreligiösen Zusammenarbeit eines breiten Spektrums von 

Religionsgemeinschaften, interreligiöser Initiativen und spiritueller Gruppen, wie sie zum Beispiel im Berli-

ner Forum der Religionen geleistet wird, bedarf der kontinuierlichen Unterstützung auch von Seiten der Poli-

tik und Zivilgesellschaft für ihre alltägliche Koordinierungsarbeit aber auch für spezifische Projekte und 

Veranstaltungen. 

Dafür ist auch die Einrichtung einladender, architektonisch inspirierender Orte für ein breites Spektrum in-

terreligiöser Kooperationsformen für Menschen verschiedenen Alters, ethnischer, kultureller und religiöser 

Prägung wichtig. Das Haus der Religionen in Bern bietet eine ermutigende Anschauung, wie nach jahrelan-

gen Diskussionen und mehrfachen Umplanungen schließlich Räume in Dienst genommen werden konnten, 

die für das breite Spektrum der in unterschiedlicher Form beteiligten Religionsgemeinschaften neben spezifi-

schen Sakralräumen vor allem auch Freiräume für kommunikative, pädagogische, ästhetisch-künstlerische, 

kulinarische und andere Formen der interreligiösen Konvivenz anbieten. 
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Rassismus als Alltagsproblem     

von Austen Peter Brandt   

 

Zur Klärung der Vorstellungen  

Noch in den 80er Jahren war das Wort ‚Rassismus’ in weiten Kreisen der BRD ein Tabu. Für die offensicht-

liche Realität des Rassismus wurden Ersatzworte wie Fremdenfeindlichkeit
80

, Ausländerangst, Fremdenangst 

gewählt. Begriffe, die nicht geeignet sind, das Faktum des Rassismus auch nur hinreichend zu beschreiben. 

Rassismus hat mit „Rasse“ zu tun. „Rassen“ gibt es nicht.
81

  Sie sind eine soziale Konstruktion, die weder 

biologisch noch genetisch zu beweisen ist.  

„Dass Vorstellungen zu Minderwertigkeit sich an bestimmte äußere Merkmale geheftet haben, ist Resultat 

eines geschichtlichen Prozesses. Es waren Völker aus dem Norden, die Völker aus südlichen, bzw. östlichen 

Ländern kolonisiert und ausgebeutet haben. Eine Rechtfertigung dieser Unterwerfungspraxis war die Kon-

struktion der unterworfenen Völker als minderwertiger, untergeordneter „Rassen“, wodurch die eigene Herr-

schaftsposition zur natürlichen Ordnung der Dinge erklärt wurde.“ 
82

 

Diese interessengeleitete Theorie von der Überlegenheit bzw. Unterlegenheit sogenannter Menschengruppen 

wurde in Schulen gelehrt, in Kindergärten und Kirchen verbreitet. Noch heute herrscht eine weite Uninfor-

miertheit über die unterdrückerische und Menschlichkeit verneinende Konnotation des „Rasse“-begriffs vor.   

Im Lied „Herr deine Liebe ist wie Gras und Ufer“
83

 singen wir in der 4. Strophe von den „Rassen“. Und im 

Lied „Damit aus Fremden Freunde werden, gehst du als Bruder durch das Land, begegnest und in allen Ras-

sen und machst die Menschlichkeit bekannt."
84

 In beiden Liedern soll Solidarität und Freundschaft ausge-

drückt werden. Dies geschieht unter nichtbewusster Hinzunahme eines unterdrückerischen Konzepts der 

„Rasse“.  Auch im Grundgesetz ist der „Rasse“-begriff verankert, um auszudrücken, dass alle Menschen die 

                                                      

80 Wikipedia zu Fremdenfeindlichkeit: Begriffskritik: Auf einem Workshop des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge im Jahr 2013 wur-
ÄÅ ÄÉÅ 6ÅÒ×ÅÎÄÕÎÇ ÄÅÓ "ÅÇÒÉÆÆÓ ȵ&ÒÅÍÄÅÎÆÅÉÎÄÌÉÃÈËÅÉÔȰ ÖÏÎ ÄÅÒ !ÒÂÅÉÔÓÇÒÕÐÐÅ ȵ2ÁÓÓÉÓÍÕÓȰ ËÒÉÔÉÓÉÅÒÔȡ ȵ$ÉÅ "ÅÓÔÉÍÍÕÎÇ ÖÏÎ &ÒÅÍÄheit und 
Fremdsein ist beliebig und willkürlich. Der Begriff enthält ein Moment der Ausgrenzung, weil er vorgibt, dass die Personen, gegen die sich die 
feindliche Einstellung richtet, fremd sind ɀ heißt, nicht Teil unserer Gesellschaft, dass sie nicht dazu gehören. In Wirklichkeit wird eine Tat 
jedoch nicht verübt, weil das Opfer eine bestimmte Eigenschaft oder Herkunft hat, sondern weil der Täter eine bestimmte Einstellung hat. In 
den Medien wird das Wort fast immer dann verwendet, wenn es um rassistisch motivierte Straftaten geht. Es handelt sich also meistens um 
2ÁÓÓÉÓÍÕÓȢȰɍρυɎ ÈÔÔÐÓȡȾȾÄÅȢ×ÉËÉÐÅÄÉÁȢÏÒÇȾ×ÉËÉȾ&remdenfeindlichkeit 
81 Siehe unter anderem Ulrich Kattmann, Rassen? Gibt's doch gar nicht! In: http://www.bpb.de/politik/extremismus/ rechtsextremis-
mus/213673/rassen -gibt-s-doch-gar-nicht%20 
82 Anita Kalpaka u.a.: Die Schwierigkeit, nicht rassistisch zu sein. Leer 1990, S. 14 
83 EG 663 
84 EG 674,2 

http://www.bpb.de/politik/extremismus/
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gleiche Rechte haben.
85

  Es gibt mittlerweile Versuche, den „Rasse“-begriff dort durch andere Begriffe zu 

ersetzen.
86

     

„Rasse“ ist kein wertfreier Begriff ist, sondern von Anfang an Unterdrückung und Differenzierung beinhal-

tet. Er hat sich im Laufe von Jahrhunderten entwickelt und verfeinert.
87

 Immanuel Kant zum Beispiel gilt als 

Begründer des modernen Rassebegriffs.
88

 In der „Menschenkunde“ (1837) geht er von der Existenz von 4 

Rassen aus und beschreibt sie folgendermaßen: 

 „ as Vo k der Amerika er  immt kei e  i du   a . Es hat kei e Trieb eder …. Sie…. sor e  au h   r 

 i hts, u d si d  au . ….  ie Ra e (si ) der Ne er …. Nimmt  i du   a , aber  ur ei e  i du   der K e hte, 

d. h. sie lassen sich abrichte . …  ie Hi dus …  ehme  …  i du   im h  hste  Grade a , aber  ur zu 

K  ste  u d  i ht zu Wisse s ha te . Sie bri  e  es  iema s bis zu abstrakte   e ri  e  ….  ie Ra e der 

Weiße  e thä t a  e Trieb eder  u d Ta e te i  si h … We   ir e d Revo utio e  e tstanden sind, so sind 

sie immer durch die Weißen bewirkt worden und Hindus, Amerikaner, Neger haben niemals daran Theil ge-

habt.“
89

      

Jedoch hatten die Beschlüsse von Toledo (1449) im Hinblick auf die Zentralamerikaner und auch Voltaire 

bereits früher auf eine Skala der Wertung der Menschenrassen Bezug genommen.
90

 So 

schrieb Voltaire 1755: «Die Rasse der Neger ist eine von der unsrigen völlig verschiedene Menschenart, wie 

die der Spaniels sich von der der Windhunde unterscheidet [..] Man kann sagen, dass ihre Intelligenz nicht 

einfach anders geartet ist als die unsrige, sie ist ihr weit unterlegen.».
91

 

Auch Friedrich Hegel findet es wichtig, eine hierarchische Ordnung der „Rassen“ aufzuzeigen und kommt 

zu dem Schluss:  

„Der Neger stellt, wie schon gesagt worden ist, den natürlichen Menschen in seiner ganzen Wildheit und 

Unabhängigkeit dar: von aller Ehrfurcht und Sittlichkeit, von dem was Gefühl heißt muß man abstrahieren, 

wenn man ihn richtig auffassen will, es ist nichts an das Menschliche anklingende in diesem Charakter zu 

 i de .“
92

 

Gestärkt durch solche theoretischen Konzepte, von denen es in Europa viele an der Zahl gab und die symp-

tomatisch für das Überlegenheitsgefühl der weißen Rasse waren,, geschah in den Kolonien ein beispielloser 

                                                      

85 (3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glau-
bens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden. 
86  (ÅÎÄÒÉË #ÒÅÍÅÒ ȵȣÕÎÄ ×ÅÌÃÈÅÒ 2ÁÓÓÅ ÇÅÈĘÒÅÎ 3ÉÅ ÁÎȩȰ :ÕÒ 0ÒÏÂÌÅÍÁÔÉË ÄÅÓ "ÅÇÒÉÆÆÓ ȵ2ÁÓÓÅȰ ÉÎ ÄÅÒ 'ÅÓÅÔÚÇÅÂÕÎÇȟ ςπρπȟ ÉÎȡ   
http://www .institut-fuer-menschenrechte.de/uploads/tx_commerce/policy_paper_10_und_welcher_rasse_gehoeren_sie_an_2_auflage. pdf 
87 Dazu detailliert: Christian Geulen. Die Geschichte des Rassismus. München 2007 
88 Siehe Gudrun Hentges, Schattenseiten der Aufklärung. $ÉÅ $ÁÒÓÔÅÌÌÕÎÇ ÖÏÎ *ÕÄÅÎ ÕÎÄ ȵ7ÉÌÄÅÎȰ ÉÎ ÐÈÉÌÏÓÏÐÈÉÓÃÈÅÎ 3ÃÈÒÉÆÔÅÎ ÄÅÓ ρψȢ ÕÎÄ ρωȢ 
Jahrhunderts. Schwalbach/Ts 1999. S. 209 
89 Immanuel Kant, Menschenkunde, zitiert aus: Die Rassemacher. Anmerkungen zur Geschichte des Rassebegriffs in: Schwarz-Weissheiten. 
Vom Umgang mit fremden Menschen. Sonderausstellung. Landesmuseum für Natur und Mensch, Oldenburg 2001, S 47 
90 George M. Fredrickson: Rassismus ɀ Ein historischer Abriss, Hamburger Edition, 2004, 38f. 
91 6ÏÌÔÁÉÒÅȟ %ÓÓÁÉ ÓÕÒ ÌÅÓ ÍĞÕÒÓ ÅÔ ÌͻÅÓÐÒÉÔ ÄÅÓ .ÁÔÉÏÎÓ (1755)  
92 Georg Wilhelm Friedrich Hegel: Vorlesungen über die Philosophie der Geschichte, zitiert aus. Hentges, S. 261f. 
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Völkermord.
93

 Zur Legitimierung dieses Genozids durchliefen bis heute Menschen in Europa, Nordamerika, 

Australien eine manipulierende Sozialisation, in denen sie aufnahmen, dass nur Weiße Menschlichkeit in 

voller Dimension besitzen.  

„Während Rassismus ein makrostrukturelles Problem ist, sind für ein Verständnis der alltäglichen Erfahrun-

gen mikrosoziologische Begriffskonzepte erforderlich.“
94

 Zur Wahrnehmung des Rassismus wird sowohl ei-

ne gesellschaftliche Analyse benötigt, als auch eine Reflexion von Alltagserfahrungen. Vor allem: Es ist 

falsch Rassismus nur im Extremen, bei Nationalsozialisten oder Faschisten zu verorten. Rassismus durch-

zieht jede Faser unserer Gesellschaft. Es gibt kaum einen Menschen in Deutschland, der nicht rassistisch so-

zialisiert ist. Der tägliche Ort des Rassismus ist der Alltagsrassismus. Nach 1945 hat sich der koloniale Dis-

kurs bruchlos fortgesetzt. 

Erfahrungen aus Afro -Deutscher Perspektive  

1952 erschien in Berlin eine Dissertation von Walter Kirchner mit dem Titel „Eine anthropologische Studie 

an Mulattenkindern in Berlin unter besonderer Berücksichtigung der sozialen Verhältnisse“. Dort schreibt er:  

„Was die rassischen Faktoren angeht, so ist anzunehmen, dass der Entwicklungsvorsprung, den die 

Mulattenkinder aufzuweisen haben, wahrscheinlich mit der Pubertät aufhören wird. Besonders die intellek-

tuelle Leistungsfähigkeit dürfte nach amerikanischen Negermischlingen mäßig bleiben. Dagegen ist anzu-

nehmen, dass die starke Triebhaftigkeit, wie sie sich bei den Mulattenkindern zeigt, als negrides Rassen-

merkmal bestehen bleiben wird.“
95

 

„Mischling“, „Mulatte“, Begriffe geboren im Diskurs des Rassismus. Viele denken heute immer noch in die-

sen Kategorien. Wenig thematisiert, aber existent. Doch wenn es keine „Rassen“ gibt, können sich auch kei-

ne „Rassen“ mischen. 

Ich habe mich beim Heranwachsen gefragt, woher es kommt, dass außerhalb meiner Familie nur sehr wenig 

in der Lage waren, den Rassismus im Unterbau unserer Gesellschaft zu identifizieren, meine täglichen Erfah-

rungen der Diskriminierung und Ausgrenzung als rassistische Erfahrungen zu begreifen. 

Es kam einem Tabubruch gleich, in Gesprächen zu erwähnen, dass Rassismus eine tagtägliche Erfahrung im 

eigenen Leben ist. In diesem Sinne sind wir Afro-Deutsche oder Schwarze-Deutsche ein lebendiger Beweis 

für den tief verwurzelten Rassismus in unserem Land. Gleich wo wir aufgewachsen sind, gleich wie alt wir 

sind, wir erfahren Rassismus.  

                                                      

93 Siehe dazu die ausgezeichnete Monographie: Sven Lindqvist: Durch das Herz der Finsternis. Ein Afrika-Reisender auf den Spuren des euro-
päischen Völkermords. Frankfurt/Main 1999 
und: Adam Hochschild, Schatten über dem Kongo. Die Geschichte eines der großen, fast vergessenen Menschheitsverbrechen, Stuttgart 2000 
und: Pankaj Mishra: Aus den Ruinen des Empires: Die Revolte gegen den Westen und der Wiederaufstieg Asiens, Frankfurt/Main 5. Auflage 
2013  
94 Philomena Essed, Die Niederländer als Alltagsproblem ɀ einige Anmerkungen zur Beschaffenheit von weißem Rassismus, in Philomena 
Essed, Chris Mullard: Antirassistische Erziehung. Grundlagen und Überlegungen für eine antirassistische Erziehung, Felsberg 1991 S. 11 
95 Kirchner zitiert nach May Ayim et al. Farbe bekennen. Afro-Deutsche Frauen auf den Spuren ihrer Geschichte.  Berlin. 4. Auflage 2016, S. 
127 
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Es wird selten so markant ausgesprochen wie es die AfD- Abgeordnete Baum im Januar 2017 getan hat als 

sie über die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung Aydan Özgus Stellung bezog: „Ein Trakehner der 

in einem Stall voller Lipizzaner geboren würde, würde ja auch kein Lipizzaner werden. Außerdem würden 

die beiden Rassen sich ja nicht nur äußerlich, sondern auch vom Charakter und ihren Fähigkeiten unter-

scheiden.“
96

 

Extrem, so redet nur eine Minderheit. Aber im Unterbewusstsein ist dieses oder ähnliches Denken in einer 

überwiegenden Mehrheit vorhanden. Ich erinnere mich noch, wie ich immer gut in Sport und im Singen sein 

musste, weil das in meiner Natur läge.  Hier zeigt sich, wie das Denken in „Rassen“ einem alten kolonialen 

Diskurs entstammt, der bis heute seinen Niederschlag findet. In seiner kolonialen Gestalt hat Rassismus mit 

der Vorstellung zu tun, dass es bei den Menschen „Rassen“ gebe, die sich durch Aussehen, Charakter, Intel-

ligenz und Temperament voneinander unterscheiden. 

Ich bin 1952 als Sohn einer Deutschen und eines Nigerianers in Croydon bei London geboren. Im Alter von 

2 ½ Jahren kam ich nach Deutschland. Im Alter von fünf Jahren war mir schon bewusst, dass meine Haut-

farbe für viele Menschen meiner Umgebung Minderwertigkeit assoziiert. Auf der einen Seite permanenter 

rassistischer Input, auf der anderen Seite kollektive Verdrängung. Paul Boateng, damals britischer Parla-

mentsabgeordneter, später erste schwarzer Kabinettsminister in England, sagt auf dem Kirchentag in Frank-

furt 1975 in einer Rede, dass er keine Gesellschaft in Europa kenne, die Rassismus dermaßen pathologisch 

verdrängt, wie die Deutsche. 

Ich nahm auch in kirchlichen Kreisen eine Spaltung wahr. Auf der einen Seite wichtiges Engagement gegen 

Rassismus, z. B. in Südafrika, auf der anderen Seite eine Reflexionslosigkeit gegenüber dem eigenen Kon-

text. Bei vielen Menschen ist der Unwille, sich überhaupt mit diesem Thema auseinanderzusetzen, noch 

stark verbreitet. Die Solidarität gilt den Unterdrückten, Ausgegrenzten im weltweiten Kontext jedoch wird es 

schwierig, wenn der Blick auf das eigene Land, die eigene Kirche gewendet werden soll. 

Einige der Beobachtungen sollen hier folgen: 

Die innerkirchlichen Auseinandersetzungen um den Sonderfonds des Programms zur Bekämpfung des Ras-

sismus haben deutlich gemacht, wie stark rassistische Grundhaltungen in der kirchlichen Mitgliedschaft vor-

handen waren. Ernst Lange meinte damals dazu:  

„Hier kann nur ein Aspekt des Antirassismus-Streites hervorgehoben werden: Er hat gezeigt, dass die kirch-

liche Mitgliedschaft in ihrer Mehrheit ökumenisch nahezu bewusstlos ist. Sie weiß nicht viel vom ökumeni-

schen Fortschritt. In einem gewissen Sinne kann sie nichts davon wissen, denn Informationen und Impulse, 

die unsere Identität in Frage ziehen, blenden wir vorbewusst ab."
97

 

Es gibt eine Gattung von Liedern und Geschichten im kirchlichen Bereich, die helfen rassistische Bilder zu 

bilden und weiterzutragen. Der sogenannte „Nickneger“, jene in Missionskreisen häufig genutzte Spenden-

                                                      

96 http://nazis -in-nadelstreifen.de/2017/0 1/20/bundestagsabgeordnete-mit -migrationshintergrund -fuer-baum-keine-deutschen/ 
97 Ernst Lange, Die ökumenische Utopie oder Was bewegt die ökumenische Bewegung? München ²1986. S. 272f. 
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büchse, die beim Einwerfen einer Münze mit dem Kopf nickte, ist noch immer nicht aus allen Kirchen ver-

schwunden. „Negeraufstand ist in Kuba“ hat Generationen geprägt. Als ein weiteres Beispiel eines 

Rassifizierungsprozesses möchte ich folgendes Lied nennen: 

„Ja, Gott hat alle Kinder lieb, jedes Kind in jedem Land. Er kennt alle unsre Namen, alle unsre Namen. Hält 

uns alle, alle in der Hand. 

1. Ich bin ein kleiner Eskimo, aus Schnee bau ich mein Haus. Und kommt kling-klang ein Schlitten an, 

streck ich die Nase RAUS! –Refrain- 

2. Ich habe einen langen Zopf, trag einen spitzen Hut. Und meine Haut, die ist ganz gelb, das steht mir aber 

GUT! –Refrain- 

3. Bei uns im weiten Afrika, da scheint die Sonne heiß. Ich bin ganz schwarz, hab krauses Haar die Zähne 

blitzeweiß! -Refrain-  

4. In meinem bunten Federschmuck, schleich ich mich durch den Wald; ganz leis auf meinen Mokassins – 

wenn´s knistert, schrei ich „Halt“! –Refrain- 

5. Europa heißt der Teil der Welt, wo ich zu Hause bin. Und mein Gesicht, das ist ganz weiß, die Nase mit-

tendrin!
98

 – Refrain- 

Ein ohne Frage gut gemeintes Lied. Es soll Freude an der Vielfalt der Menschen wecken. Um dieses zu 

schaffen werden jahrhundertelange rassistische Stereotype verwandt und das vermeintliche Ich des/der Sin-

genden ins Weißsein sozialisiert. Wie, so ist zu fragen, wird hier mit Andersartigkeit umgegangen, wie, das 

Bild vom „schönen Wilden glorifiziert?  

Ein weiteres Beispiel: 

Im Religionsunterricht meiner Kindheit wurden die weißen Handflächen und Fußsohlen von Schwarzen in 

einer Geschichte so erklärt: Als Dank dafür, dass ein 'Mohr' dem Christuskind Geschenke brachte, schenkte 

Gott den Schwarzen die weißen Handflächen.  In dieser Geschichte ging es natürlich darum, die Güte Gottes 

zu zeigen. Aber es sind gerade diese gut gemeinten Geschichten, die die rassistischen Bilder am effektivsten 

produzieren und reproduzieren. Später haben wir dann ein Leben lang damit zu tun, diese Bilder in uns auf-

zuspüren und außer Kraft zu setzen, während offen rassistische Kräfte sie leicht für ihre Politik benutzen 

können.
99

 

Annäher ungen an weiße Bedrohungserfahrungen - Der Regen des Rassismus trifft alle.  100 

Mikrosoziologisch ist Rassismus im weiß markierten Individuum meistens mit guten Gefühlen verbunden. 

Es waren Großeltern, Eltern, nahe Verwandte, die den Kindern diese Lieder vorgesungen und Geschichten 

wie den Struwwelpeter
101

 vorgelesen haben. 

                                                      

98 Text und Melodie stammen von der sehr bekannten Kinderliedkomponistin Margret Birkenfeld. Die Rechte liegen seit 1975 bei Gerth Me-
dien. 
99 Kalpaka, aao. S. 14 
100 7ÅÉħ ×ÉÒ ÎÉÃÈÔ ÉÍ 3ÉÎÎÅ ÖÏÎ ȵ2ÁÓÓÅȰ ÖÅÒ×ÁÎÄÔȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÚÕÒ "ÅÓÃÈÒÅÉÂÕÎÇ ÄÅÒ +ÏÎÓÔÒÕËÔÉÏÎ ÖÏÎ 0ÅÒÓĘÎÌÉÃÈËÅÉÔ ÉÍ 2ÁÓÓÉÓÍÕÓȢ 'ÅÎÁuso 
verhält es sich mit dem Wort Schwarz. 
101 Die Geschichte von dem Mohren im Struwwelpeter 
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Ein Grund warum so viel verdrängt wird oder warum Diskussionen um diese Thematik schnell unsachlich 

oder sogar aggressiv werden, hängt auch damit zusammen, dass der Mensch, der als weiß sozialisiert wurde, 

sich dann im Kern seiner Persönlichkeit getroffen fühlt. 

Mit drei Schwarzen deutschen Frauen begann ich im Jahre 1988 die ersten Anti-Rassismus-Trainings in der 

BRD. Vorher erhielt ich in England ab 1979 durch die Race-Awareness-Workshops der schwarzen Britin 

Sybill Phoenix in London eine Ausbildung zum Trainer für Anti-Rassismus- und Schwarze-Bewusstseins-

Trainings. Diese insgesamt 9 Jahre dauernde Ausbildung geschah zum Teil in den Niederlanden und in 

Deutschland. Auf Bitten des „Churches Committee for Migrants in Europe“ begannen wir 1986, solche Trai-

nings für Deutschland zu erarbeiten.  Die Erfahrung dieser ersten Trainings zeigte, dass die Trainings genau 

die Ebene trafen, die in der BRD verdrängt wurde: die Schnittstelle zwischen dem persönlichen und dem ge-

sellschaftlichen Rassismus. 1993 entstand aus dieser Arbeit der Verein „Phoenix e.V. – Für eine Kultur der 

Verständigung“. Ziel war und ist, Menschen für den Rassismus in seiner alltäglichen und strukturellen Er-

scheinungsform zu sensibilisieren. Seit 1996 bildet die als Verein organisierte Gruppe auch für Deutschland 

Anti-Rassismus-Trainer aus. 

Ich habe mich lange gefragt, warum es so schwer für weiße Menschen ist, der Wirklichkeit des Rassismus 

im eigenen Kontext zu begegnen. 

Es wäre unlogisch und ungeschichtlich zu behaupten, dass nur Schwarze Rassismus erleben können. Früher 

wurden wir immer die Betroffenen genannt und durften unsere Geschichten erzählen. Seit den 90er Jahren 

wird erforscht, wie weiße Persönlichkeit sich in der Struktur des Rassismus entwickelt: Critical Whiteness 

Studies. Kritische Weißseinsforschung.
102

  

Sehr einfach ausgedrückt: Der Regen des Rassismus trifft alle. Dabei fangen Traumata, die Generationen 

überdauern, zunehmend an, eine Rolle zu spielen. Was passiert mit der Persönlichkeit eines Menschen, der 

seit Generationen als höherwertig positioniert wird, obwohl diese nicht unbedingt die eigene Alltagserfah-

rung ist. Wie wirkt es sich aus, dass der koloniale Rassismus bis heute nicht weitflächig bearbeitet wurde? 

Die Reaktion der Polizei bei den NSU-Morden zeigt wie tief rassistische Vorurteile sind, in diesem Falle 

Rassismus gegenüber Migrantinnen und antimuslimischer Rassismus. Die Polizei ging lange davon aus, dass 

es sich bei den Opfern um Drogendealer und Kriminelle handele.
103

  

Der Sozialpsychologe Tillmann Moser schreibt:  

 „Gut, mit uns hat nie einer geredet über die Giftmülldeponie des politisch-ideologischen Gerümpels, das wir 

als Kinder und Jugendliche aufgenommen hatten. Wer hätte denn helfen sollen beim Sortieren, die Eltern 

und Verwandten und die Lehrer bis zum Abitur hatten Angst vor ihrem eigenen Gerümpel. Die öffentliche 
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Rede und die privaten oder halböffentlichen Ausrutscher widersprachen sich oft. Mein Rassismus sitzt im 

Kinderkörper, steigt gelegentlich an unerwarteten Stellen auf und macht dem liberalen Erwachsenenbewußt-

sein zu schaffen…….   Wie ich über den Rassismus heute denke und fühle, weiß ich. In der jüngeren Stein-

zeit meiner Kindheit und Jugend sah es ganz anders aus. Daß die junge Donau nicht weit von ihrer Quelle 

versickert und ganz woanders wieder zum Vorschein kommt, was man mit Salz- und Farb-experimenten 

nachgewiesen hat, schien im Heimatkundeunterricht eine rein geologische Denk- und Sehenswürdigkeit. In-

zwischen sehe ich, dass dieses Versickern und wieder Aufsteigen von Affekten und Vorurteilen, im Einzel-

nen und zwischen den Generationen, auch ein sozialpsychologisches Rätsel ist, unheimlich und schwer zu 

orten, vielleicht eine soziale Erkrankung. Die Erinnerung an das eigene verdorbene Gewebe ist ein kleiner 

historischer Selbstversuch, zur klareren Diagnose.“
104

 

In den Trainings erleben wir, wie Menschen verschiedener Generationen anfangen wahrzunehmen, dass per-

sönliche Privilegien in der Struktur des Rassismus einen hohen Preis einfordern, wenn man diesen Privile-

gien entsagen will.  Um diese jedoch zu erkennen gilt es eine Analyse des eigenen Rassifizierungsprozesses 

vorzunehmen. Hier sei ein Rückgriff vorgenommen, der auf die frühen ökumenischen missionstheologischen 

Debatten zu interkulturellen Dialogen verweist.  So verwies in den 70ger Jahren im Kontext der ökumenisch-

interkulturellen Missionsdebatte Ludwig Rütti, in seinen Analysen auf die Beziehung westlicher und nicht-

westlicher Menschheitsteile hin
105

 um festzustellen, dass die westliche Identität "wesentlich durch die Hal-

tung des Eroberns und Beherrschens in mannigfachen... Formen geprägt war". Damit, so Rütti,  traf die 

"Infragestellung westlicher Dominanz nicht nur eine - allenfalls sekundäre - Erscheinung des Westens, son-

dern die Mitte westlicher Identität selbst."
106

 Sowohl hier wie im Kontext einer technologisch-säkularen Ge-

sellschaft ihrer Heimatländer durchlebten die nordatlantischen Kirchen Marginalisierung, bzw. die Benen-

nung des Preises einer partnerschaftlich ausgerichteten Kommunikation zwischen Kulturen und Völkern. 

Das hier benannte Problem verorten Menschen, auch im Sinne Mosers, zunehmend als Beziehungsproblem, 

das zentral mit der eigenen Identität zu tun hat. Deshalb gibt es heute ein wachsendes Interesse an den Trai-

nings. Dabei erlebe ich in den letzten zehn Jahren in allen Altersgruppen bei Menschen eine große Bereit-

schaft sich den hier benannten, für sie komplett neuen Fragestellungen zu öffnen und einen Weg zu gehen, 

bei dem das Sich-neu-ausrichten, Entmachten (de-powering), oftmals ein schmerzhafter Preis von Identitäts-

findung ist.   

In der Friedensbewegung der 80er Jahre gab es landauf, landab Friedensgruppen. Menschen kamen zusam-

men, vernetzten sich, lasen Texte, machten sich stark, gingen auf Demonstrationen. Diese Friedensbewegung 

innerhalb und außerhalb der Kirche hatte politische Wirkungen. 

                                                      

104 Tillmann Moser: Vom ideologischen Giftmüll, in:  DER SPIEGEL 44/1993, S. 118-123 
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Dass es keine vergleichbare Antirassismusbewegung gibt, hat auch Gründe in der Massivität der nicht aufge-

arbeiteten rassistischen Sozialisation. Es gibt schon viele Schwarze Selbstorganisationen und Empowerment 

Gruppen in Deutschland. Sie fragen, wie Rassismus auf Schwarze individuell wirkt. Genauso sind sie poli-

tisch aktiv im Einsatz gegen Rassismus und Rechtsextremismus.
107

 Es finden auch Vernetzungsprozesse statt 

mit Gruppen, die gegen den Antiziganismus eintreten, den Antisemitismus, Antislawismus oder antimuslimi-

schen Rassismus. Es gibt noch nicht viel Gruppen von Weißen, die die Spuren einer weißen Sozialisation 

persönlich und strukturell bereden, analysieren und aus diesem Verständnis heraus auch politisch wirksam 

werden.  

Kirche: Heimat für eine Praxis gegen Ausgrenzung und Rassismus 

So wie in der Friedensbewegung kann Kirche eine Heimat werden für Menschen, die sich auf diesen neuen 

Weg machen. 

Sabine Bode hat Bücher geschrieben über die transgenerationalen Auswirkungen von Kriegserfahrungen der 

Eltern und Großeltern auf die Kinder und Enkelgeneration.
108

  Es gibt Studien über die Folgen der Sklaverei 

auf die Schwarze Bevölkerung. 

Wichtig ist es, jetzt auch zu forschen, wie eine jahrhundertelange koloniale und rassistische Prägung sich auf 

das Bewusstsein einer weißen Person auswirkt. Das ist eine wichtige Frage an das ja zumeist weiße Personal 

der Kirchen in Deutschland. 

Kirche hat meines Erachtens eine wesentliche Aufgabe in der Auseinandersetzung mit allen Formen des 

Rassismus. 

Kirche hat eine wesentliche Aufgabe sich für Solidarität und politische gesellschaftliche Veränderungen auf 

praktisch-politischer und bildungsebene Einzusetzen. Das ist ökumenisches Lernen das heute Not tut. 

Kirche hat aber auf der anderen Seite auch die Verantwortung zur Weiterentwicklung von theologischen 

Konzepten, die sich den hier angesprochenen Verdrängungen und Ausgrenzungen annehmen. 

Kirche hat große Chancen auf dem Mikrolevel der Gesellschaft, vor Ort in den Gemeinden wirksam zu wer-

den, sich dort den Bildern der Angst und des Rassismus zu stellen und andere Denk- und Gefühlswege zu 

ermöglichen. 

Wie sieht es mit einer Seelsorge aus für die weiß rassifizierte Bevölkerung. Wie können Menschen aus dem 

Dickicht von Angst und Überlegenheitsgefühl zu einer realistischen Wirklichkeits- und Selbsteinschätzung 

gelangen. Wie können Prozesse der Ent-Machtung eingeleitet werden, bei denen Asymmetrien erkannt und 

bearbeitet werden. 
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Homiletik, die eine angemessene Sprache findet für Menschen, die sich nicht mehr dem Prozess der eigenen 

Rassifizierung vorbewusst ergeben und dann Schuldgefühle bekommen können, sich allein fühlen, weil viele 

in der Umgebung das nicht nachvollziehen können. 

Konfirmandenunterricht, der Weißsein mit den Jugendlichen reflektiert und ihnen hilft eine andere Identität 

zu entwickeln. 

Arbeit gegen Rassismus ist ein zentrales Thema der Theologie. Es kann so etwas wie eine Empowerment- 

eine Befreiungsbewegung im eigenen Land entstehen. Es wird zu einem ökumenischen Lernprogramm, in-

dem es die Vielfalt der Menschheit, die Globalität der Asymmetrien, unser Verwobensein in das Fremde und 

Andere, das Nicht-Ich, das mir letztlich zum eignen Ich verhilft, aufzeigt. Damit aber geschieht das Parado-

xon, dass Empowerment zugleich einen Prozess der Entmachtung, des De-powering anstößt. 

Damit kann Kirche Schritt für Schritt aufhören, primär eine Kirche für Weiße, Kirche konstruierter Herr-

schaft zu sein, sondern Schritt für Schritt eine Kirche werden, die vor Ort, die Vielfalt des Volkes Gottes 

darstellt. 

Vieles ist möglich und auch nötig.  

Es kann gelingen, wenn Kirche bereit ist, sich ihrer eigenen Geschichte in der Verbreitung von rassistischen 

Traditionen und Bildern zu stellen, diese aufzuarbeiten und nicht weiter zu tradieren. Eine ungemeine homi-

letische Aufgabe. 

Der Kampf gegen Rassismus ist ein Kampf gegen den Tod in vielerlei Gestalten. Wie hatten wir oben Ernst 

Lange zitiert?: 

„Hier kann nur ein Aspekt ...hervorgehoben werden: ...dass die kirchliche Mitgliedschaft in ihrer Mehrheit 

ökumenisch nahezu bewusstlos ist. Sie weiß nicht viel vom ökumenischen Fortschritt. In einem gewissen 

Sinne kann sie nichts davon wissen, denn Informationen und Impulse, die unsere Identität in Frage ziehen, 

blenden wir vorbewusst ab.“ 

Bei uns kann der Einsatz getragen sein von der Hoffnung auf Auferstehung und neuen Lebens- und Praxis-

möglichkeiten, auch in dieser Welt. 

 

Austen P. Brandt * 1. Dezember 1952 in London ist ein deutsch-britisch-nigerianischer evangeli-

scher Pfarrer, der von seinem dritten Lebensjahr an in Essen aufwuchs. Er ist verheiratet und Va-

ter von drei Kindern. Er lebt und arbeitet als evangelischer Pfarrer in Duisburg-Walsum. Ab 1979 

wurde er von Sybill Phoenix in London zum Race Awareness Trainer ausgebildet. Auf Bitte der 

„CCME“ be a   er 1986 zusammen mit drei Frauen, solche Trainings für Deutschland zu erar-

beiten. Aufgaben in verschiedenen Vereinen und Gruppen, wie SHEBA, der ISD (Initiative 

Schwarze Deutsche und Schwarzer in Deutschland), dem AKTIONCOURAGE, dem Yves-

Sayongo-Stipendienfonds, dem Interkulturellen Rat sowie der Phoenix e.V., begleiten neben Aus-

bildungen und Kontakte in Europa und Afrika seine Arbeit. Brandt sitzt im Beirat der DITIB Mo-

schee in Duisburg Marxloh und erhielt 2010 für seine Arbeit mit Phoenix e.V. den Aachener Frie-

denspreis und 2011 das Verdienstkreuz am Bande der Bundesrepublik. 

www.phoenix-ev.org 

http://www.phoenix-ev.org/


 

 

106 

 

 

 


